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Einleitung. 

Infolge  des  Uebergangs  vom  nationalen  Handel  zum 
internationalen  Handel  mußten  sich  die  Unterschiede 
in  den  Handelsgesetzen  der  verschiedenen  Staaten  un- 
angenehm fühlbar  machen.  Bald  trat  daher  der  Wunsch, 
vor  allem  ein  einheitliches  Wechselrecht  zu  schaffen, 
lebhaft  hervor.  Es  ist  ganz  natürlich,  daß  sich  diese  Be- 
strebungen gerade  einem  Rechtsgebilde,  wie  es  der 
Wechsel  ist,  zuerst  zugewendet  haben.  Mit  dem  Fort- 
schreiten und  dem  immer  weiteren  Ausdehnen  des 
Handels  und  des  Verkehrs,  und  nicht  zum  mindesten 
des  überseeischen,  hat  die  Bedeutung  des  Wechsels  als 
Ausgleichungsmittel  für  die  zwischen  den  verschiedenen 
Handelsplätzen  bestehenden  kaufmännischen  Schuld- 
und  Forderungskomplexe  sehr  zugenommen.  Bei  dem 
Wechsel  müssen  sich  daher  auch  die  Verschiedenheiten 
der  Rechte  ganz  besonders  bemerkbar  machen  und  oft 
störend  auf  die  Abwickelung  der  Geschäfte  einwirken. 
Einem  Bedürfnis  der  Zeit  entspricht  es  also,  wenn  auf 
dem  Wege  internationaler  Vereinbarung  ein  Wechsel- 
gesetz geschaffen  wird,  das,  wenn  auch  nicht  alle 
Länder  unseres  Erdballs,  so  doch  wenigstens  die  wich- 
tigsten Kultur-  und  Handelsstaaten  umfassen  soll. 

Schon  1876  beschäftigte  sich  die  „Association  for 
the  Reform  and  the  Codification  of  the  Law  of  Nations" 
auf  ihrer  Bremer  Tagung  mit  dieser  Frage  und  stellte 
in  den  sogen.  „Bremer  Rules"  die  für  ein  einheitliches 
Wechselrecht  eventl.  in  Betracht  kommenden  Leitsätze 
auf.  Eine  Kodifikation  erfolgte  zum  ersten  Male  durch 
den  Mailänder  Advokaten  Cesare  Norsa,  der  im 
Jahre  1882  der  Gelehrtenakademie  des  „Institut  de 
Droit  international"  in  München   einen  vollständigen 
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Entwurf  vorlegte.1)  Dann  befaßten  sich  in  den  Jahren 
1885  und  1888  die  von  dem  König  Leopold  IL  von 
Belgien  nach  Antwerpen  und  Brüssel  zusammen- 
berufenen internationalen  Handelsrechtskongresse  mit 
dieser  Materie,  und  beide  Kongresse  arbeiteten  Ent- 
würfe für  ein  einheitliches  Wechselgesetz  aus.2) 

Eine  ganze  Weile  ruhte  dann  wieder  die  Frage  der 
Vereinheitlichung  der  Wechselrechte,  und  erst  in  den 
letzten  Jahren  bildete  sie  wieder  Gegenstand  von  Be- 
ratungen. 1908  beschäftigte  sich  die  aus  der  „Associa- 
tion for  the  Reform  and  the  Codification  of  the  Law  of 
Nations"  hervorgegangene  „International  Law  Asso- 
ciation" auf  ihrer  Budapester  Tagung  mit  dieser 
Materie  und  in  den  sogen.  „Budapest  Rules"  sind  die 
Ergebnisse  jener  Beratungen  niedergelegt.  Zwei  Jahre 
später  hat  dann  auf  Veranlassung  Deutschlands  und 
Italiens  die  niederländische  Regierung  eine  Konferenz 
nach  dem  Haag  berufen.  Das  Ergebnis  dieser  vom 
23.  Juni  bis  25.  Juli  1910  im  Haag  tagenden,  mit  Ver- 
tretern von  32  Staaten  beschickten  Konferenz  ist  ein- 
mal ein  „Vorentwurf  eines  einheitlichen  Gesetzes  über 
den  gezogenen  und  den  eigenen  Wechsel"  und  ferner 
ein  „Vorentwurf  eines  Abkommens  zur  Vereinheit- 
lichung des  Wechselrechts".3) 

Es  ist  klar,  daß  es  sich  bei  den  Beratungen  nicht 
allein  um  den  internationalen  Wechsel  handeln 
durfte,  sondern,  daß  von  vornherein  für  das  Wechsel- 
recht nur  eine  völlige  Loslösung  von  jeden  Beziehungen 
internationaler  Natur  in  Frage  kommen  konnte.  Hier 

!)  Durchberaten  wurde  dieser  Entwurf  aber  erst  auf  einer 
späteren,  1885  in  Brüssel  abgehaltenen  Konferenz. 

2)  Näheres  siehe  bei  Meyer,  Weltwechselrecht,  Bd.  2  S.  1  ff. 

3)  Um  die  Arbeiten  zu  fördern,  war  vorher  den  einzelnen 
Regierungen  ein  Fragebogen  zur  Beantwortung  der  wichtigsten 
Fragen  unterbreitet  worden.  Deutschland  arbeitete  außerdem  einen 
vollständigen  Entwurf  aus. 
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läßt  sich  ein  Nebeneinanderbestehen  abweichender 
Rechtssätze  für  den  nationalen  und  inter- 
nationalen Verkehr  nicht  aufrecht  erhalten,  weil 
man  bei  dem  Wechsel  nicht  in  der  Lage  ist,  sein  Um- 
laufsgebiet vorherzubestimmen.  Ein  im  Inland  aus- 
gestellter und  daselbst  auch  zahlbarer  Wechsel  kann 
schon  mit  dem  ersten  Begebungsakt  fremdes  Staats- 
gebiet betreten,  und  umgekehrt  braucht  ein  an  einem 
ausländischen  Ort  zahlbarer  Wechsel  bis  zum  Verfall- 
tage die  Landesgrenze  überhaupt  nicht  zu  über- 
schreiten. Mit  Recht  hat  daher  auch  ein  im  Schöße  der 
Konferenz  gestellter  Antrag,  das  Uebereinkommen  auf 
internationale  Wechsel  zu  beschränken,  keinen  An- 
klang gefunden.4) 

Durch  diese  Kodifikation  sind  wir  dem  Ziele  um 
beträchtliches  näher  gerückt,  und  es  sind  begründete 
Aussichten  vorhanden,  in  absehbarer  Zeit  ein  einheit- 
liches Wechselrecht  zu  haben.  Daher  erscheint  eine 
vergleichende  Betrachtung  der  Bestimmungen  des  Ent- 
wurfs mit  denen  unserer  Wechselordnung  nicht  nur 
naheliegend,  sondern  auch  insofern  interessant  und  für 
uns  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit,  weil  wir  bestrebt 
sein  müssen,  die  in  Deutschland  allgemein  und  vielfach 
auch  noch  in  kaufmännischen  Kreisen  herrschende  Ab- 
neigung, den  Wechsel  zur  Regulierung  von  Zahlungs- 
verbindlichkeiten zu  benutzen,  immer  mehr  zu  be- 
seitigen. Aus  diesem  Grunde  ist  es  notwendig,  daß  die 
Neuerungen,  die  der  Entwurf  enthält,  so  beschaffen 
sind,  daß  sie  gegenüber  unseren  Vorschriften  Ver- 
besserungen darstellen,  in  ihrer  Art  geeignet,  dazu  bei- 
zutragen jene  Abneigung  zu  überwinden,  wie  über- 
haupt in  jeder  Hinsicht  fördernd  und  belebend  auf  den 
gesamten  Wechselverkehr  zu  wirken. 

4)  Der  Antrag  war  von  dem  serbischen  Delegierten  gestellt; 
Akten  S.  167  und  siehe  auch  S.  180.  Vergl.  dagegen  Akten  S.  122, 
Berichterstattung  des  französischen  Delegierten  Renault. 


§  1. 

Wechselfähigkeit,  Form  und 
Ausstellung  des  gezogenen  Wechsels. 

Um  den  Wechselverkehr  zu  fördern  und  zu  be- 
leben, muß  in  erster  Linie  die  Entstehung  wechselrecht- 
licher Verbindlichkeiten  erleichtert  werden.  Die  Er- 
leichterung darf  sich  natürlich  nicht  allein  auf  die 
formelle  Seite  erstrecken,  sondern  sie  muß  auch  in 
materieller  Hinsicht  eintreten.  Es  dreht  sich  also  hier 
zunächst  um  die  Frage  der  Wechselfähigkeit. 

Der  Entwurf  enthält  keine  Bestimmung,  ähnlich 
wie  die  deutsche  Wechselordnung  in  ihrem  Artikel  1. 
Das  Fehlen  einer  derartigen,  die  passive  Wechsel- 
fähigkeit regelnden  Bestimmung  ist  jedoch  nicht  als  ein 
Mangel  zu  bezeichnen,  da  hierdurch  nur  ausgedrückt 
wird,  daß  sich  die  Fähigkeit,  Wechselschuldner  zu 
werden,  mit  der  allgemeinen  Verpflichtungsfähig- 
keit nach  bürgerlichem  Recht  oder  Handelsrecht 
decken  soll. 

Die  allgemeine  Verpflichtungsfähigkeit  selbst  eben- 
falls in  dem  Gesetz  zu  regeln,  erschien  nicht  angebracht. 
Es  würde  dies  einen  tiefen  Eingriff  in  das  Zivilrecht 
der  einzelnen  Länder  bedeuten,  und  es  würde  wohl 
kaum  eine  Einigung  zu  erzielen  sein.  Hier  genügt  es, 
wie  es  geschehen  ist,  wenigstens  die  besonderen 
Fälle  der  Wechselunfähigkeit  auszuschalten.  Das  sind 
diejenigen  Fälle,  bei  welchen  an  und  für  sich  voll  ver- 
pflichtungsfähige Personen  eine  Wechsel  Verpflich- 
tung nicht  eingehen  können  (z.  B.  nach  österreichischem 
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Recht  die  Personen  des  streitbaren  Standes,  nach  fran- 
zösischem Recht  die  Nichthandelsfrauen  usw.).1) 

Würde  man  die  allgemeine  Verpflichtungs- 
fähigkeit ebenfalls  einheitlich  regeln,  so  wäre  dies 
sicherlich  ein  großer  Vorteil.  Eine  Regelung  der  Frage, 
nach  welchem  Recht  die  passive  Wechselfähigkeit 
eines  Ausländers  zu  beurteilen  sei,  der  im  Inlande  eine 
Wechselerklärung  abgibt,  wäre  dann  nicht  nötig.  Wie 
aber  oben  schon  erwähnt,  ist  dies  aus  wichtigen 
Gründen  nicht  geschehen,  und  der  Entwurf  mußte  sich 
daher  mit  der  letzten  Frage  befassen.  Er  hat  dieselbe 
gemäß  Art.  83  Abs.  1  analog  dem  deutschen  Recht  ge- 
löst, indem  er  grundsätzlich  das  Nationalitätsprinzip 
anerkennt.  Durchbrochen  ist  dieses  Prinzip  allerdings 
einmal  durch  die  Bestimmung  des  Satzes  2  Art.  83 
Abs.  1,  der  auf  Umwegen  doch  noch  eventl.  ein  anderes 
Recht  in  Anwendung  kommen  lassen  will,  und  zweitens 
durch  die  Bestimmung  des  Absatzes  2  des  gleichen 
Artikels,  der  die  Wechselfähigkeit,  im  Falle  das  Recht 
des  Staates,  in  dessen  Gebiet  die  Verpflichtung  erfolgt, 
günstiger  ist,  nach  diesem  Recht  beurteilt  wissen  will. 
Hier  ist  also  das  Territorialitätsprinzip  anerkannt.  Die 
Wirkung  des  Art.  83  Abs.  2  ist  jedoch  von  sehr  geringer 
Bedeutung,  wenn  wir  Art.  15  des  Abkommens  ver- 
gleichen. Hiernach  kann  .  nämlich  jeder  Vertrags- 
staat bestimmen,  daß  eine  von  einem  seiner  An- 
gehörigen eingegangene  Wechselverpflichtung  als  un- 
gültig zu  behandeln  ist,  wenn  sie  in  dem  Gebiete  der 
anderen  Vertragsstaaten  nur  in  Anwendung  von  Art.  83 
Abs.  2  des  Gesetzes  als  gültig  anzusehen  ist.  Beide  Be- 
stimmungen, von  welchen  die  erste  eine  Neuerung 
gegenüber  dem  deutschen  Rechte  darstellt,  sind 
m.  E.  nicht    geeignet,    fördernd    auf    den  Wechsel- 


!)  Vergl.  hierzu  Meyer,  Denkschrift,  S.  14  ff.  und  Welt- 
wechselrecht Bd.  1,  S.  31  ff. 
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verkehr  zu  wirken.  Es  kann  nicht  recht  einleuchten, 
warum  man  das  Grundprinzip  durchbrechen  will.  All- 
gemein gehen  die  Bestrebungen  der  modernen  Gesetz- 
gebungen dahin,  die  Geschäftsfähigkeit  einer  Person 
nicht  nach  ihrem  zufälligen  Aufenthaltsort,  sondern 
nach  ihrer  Staatsangehörigkeit  zu  beurteilen.  Da  jene 
Momente,  welche  für  die  Frage  der  Geschäftsfähigkeit 
einer  Person  bestimmend  sind,  einen  dauernden 
Charakter  tragen,  sollen  sie  von  den  Regeln  desjenigen 
Rechtes  beherrscht  werden,  mit  dem  das  Individuum 
ständig  verknüpft  bleibt.  Andererseits  ist  eine  Be- 
stimmung, wie  die  des  Art.  83  Abs. 2,  geeignet,  der  Um- 
gehung des  Gesetzes  Tür  und  Tor  zu  öffnen.  Eine  nach 
ihrem  heimatlichen  Rechte  wechselunfähige  Person 
braucht,  um  eine  Wechselverpflichtung  eingehen  zu 
können,  sich  nur  auf  fremdes  Staatsgebiet  mit  gün- 
stigeren Bestimmungen  zu  begeben.  Die  Konferenz  hat 
dies  auch  erkannt;  denn  wie  die  Akten  ergeben,  ent- 
springt der  durch  den  oben  erwähnten  Art.  15  des  Ab- 
kommens gemachte  Vorbehalt  gerade  jenen  Er- 
wägungen.2) Ist  die  Aufnahme  jener  Positionen  aber  in 
Anlehnung  an  das  bürgerliche  Recht  erfolgt,  wo  wir 
auch  z.  B,  im  deutschen  Recht  E.G.  zum  B.G.B.  Art.  7 
Abs.  3  oben  erwähnte  Bestimmung  wieder  finden,  so 
ist  dem  gegenüber  zu  erwähnen,  daß  es  nicht  ange- 
bracht erscheint,  solche  Ausnahmen  auch  für  das 
Wechselrecht  zuzulassen.  Ein  einheitliches  Wechsel- 
gesetz muß  bestrebt  sein,  die  Ausnahmen  auf  ein 
Minimum  zu  beschränken,  und  eine  Ausnahme  hier  zu 
machen,  erscheint  in  keiner  Weise  notwendig.  Es 
würde  sich  daher  fragen,  ob  nicht  besser  beide  Be- 
stimmungen ganz  gestrichen  würden,  zumal,  wie  wir 
gesehen  haben,  der  Abs.  2  durch  den  Art.  15  des  Ab- 
kommens schon  wesentlich  an  Bedeutung  verloren  hat. 


2)  Vergl.  Akten  S.  126  ff. 
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Was  nun  ferner  die  Entstehung  einer  wechselrecht- 
lichen Verbindlichkeit  in  formeller  Hinsicht  an- 
betrifft, so  ist  hier  eine  Vereinheitlichung  und  Verein- 
fachung noch  viel  wünschenswerter. 

Die  wichtigste  Neuerung  gegenüber  dem  deutschen 
Recht  besteht  wohl  darin,  daß  die  Angabe  der  Verfall- 
zeil nicht  mehr  als  wesentlich  gefordert  wird.  Nach 
Art.  2  Abs.  2  Satz  1  gelten  derartige  Instrumente  als 
Sichtwechsel.  Auch  der  deutsche  Entwurf  -)  hatte 
dieses  Requisit  fallen  gelassen.  So  ist  denn  dem  Satze: 
..quod  sine  die  debetur  statim  debetur"  mit  Recht  auch 
im  Wechselrecht  Geltung  verschafft. 

Als  eine  weitere  Vereinfachung  muß  auch  an- 
gesehen werden,  daß  die  Angabe  des  Zahlungs-  -wie 
auch  des  Ausstellungsortes  nicht  mehr  unbedingt  er- 
forderlich ist.  Beim  Fehlen  eines  besonders  an- 
gegebenen Zahlungs-  oder  Ausstellungsortes  soll  als 
Zahlungsort  der  Wohnsitz4]  des  Bezogenen  und  als  Aus- 
stellungsort der  Wohnort  des  Ausstellers  nicht  nur 
dann  gelten,  wenn  dieselben  ausdrücklich  im  Wechsel 
angegeben  sind,  sondern  auch  dann,  wenn  beide  aus 
dessen  Inhalt  sicher  entnommen  werden  können  (Art.  2 
Abs.  2).  Hier  würde  sich  die  Frage  aufwerfen  lassen, 
ob  es  nicht  vorteilhafter  gewesen  wäre,  diese  Ein- 
schränkung wegzulassen  und  den  Wohnort  des  Aus- 
stellers oder  Trassaten  auch  dann  maßgebend  sein  zu 
lassen,  wenn  er  aus  der  Urkunde  nicht  ersichtlich  ist. 
In  dieser  Weise  ist  das  englische  Recht  geregelt.5) 

3J  Art.  6  letzter  Satz. 

4)  Es  sei  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  der  Uebersetzer 
des  französischen  Textes  das  Wort  ..domicile"  einmal  mit  ..Wohn- 
sitz'" und  dann  mit  ..Wohnort"  verdeutscht.  Er  gebraucht  also  die 
nach  deutschem  Recht  verschiedenen  Begriffe  von  Wohnsitz 
und  Wohnort  promiscue.  während  doch  hier  nur  von  dem  tat- 
sächlichen Wohnort  die  Rede  sein  kann. 

5)  B.E.A.  1882  sect.  3  (4)  (c);  vgl.  auch  Handelsgesetze  des 
Erdballs,  m.  11  Abt.  1  S.  371. 
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Der  englische  Jurist  Dr.  E.  Schuster  spricht 
sich  allerdings  nicht  dafür  aus.  Nach  seiner  Meinung 
soll  dies  zu  Mißständen  Anlaß  geben.6)  Aber  man  wird 
gegeneinander  abzuwägen  haben,  ob  nicht  etwa 
die  Nachteile,  welche  die  Nichtigkeitserklärungen 
solcher  Instrumente  mit  sich  bringen,  doch  bei  weitem 
größer  sind,  als  die  eventl.  möglichen  Verzögerungen 
schleuniger  Abwicklung  des  Wechselgeschäftes,  welche 
aus  Unterlassung  der  Aufführung  eines  Zahlungs-  oder 
Ausstellungsortes  im  Wechsel  entspringen  können. 
Auch  das  Reichsgericht  ist  der  Meinung,  daß  auch  im 
Wechselverkehr  alle  die  Umstände  in  Betracht  ge- 
zogen werden  müssen,  welche  die  Nehmer  ohne  allzu 
große  Schwierigkeiten  in  Erfahrung  bringen  können.7) 
Meistens  wird  dem  Wechselerwerber  sowohl  der  Wohn- 
ort des  Bezogenen  wie  des  Ausstellers  bekannt  oder 
wenigstens  leicht  ermittelbar  sein.  Die  Gründe,  wie 
Häufigkeit  desselben  Namens,  die  die  Vertreter 
Spaniens8)  gegen  die  Berücksichtigung  des  aus  dem 
Instrumente  nicht  ersichtlichen  Wohnortes  aus- 
sprachen, erscheinen  vollkommen  belanglos.  In  jeder 
großen  Stadt  pflegen  gewisse  Namen  häufig  vorzu- 
kommen, und  da  nur  der  Wohnort,  nicht  die  Woh- 
nung angegeben  zu  sein  braucht,  wird  so  oder  so  in 
zahlreichen  Fällen  die  Feststellung  des  richtigen  Be- 
zogenen von  anderen  Hilfsmitteln  abhängig  sein.  M.  E. 
wäre  es  für  den  Wechselverkehr  kein  Nachteil,  wenn 
dieser  auch  von  F.  Meyer  in  seinem  Entwurf9)  ein- 
geschlagene, von  der  Berliner  Handelskammer  und  dem 
Deutschen  Handelstag  gebilligte  Weg  beschritten 
würde,  und  der  Wohnort  des  Bezogenen  bezw.  Aus- 

6)  Bk.Arch.,  Jahrg.  10  No.  8  S.  114. 
^)  Entsch.  d.  RG.  in  ZS.  Bd.  60  S.  428. 
s)  Akten  S.  329.    8.  Sitzung  des  Centraikomitees. 
»)  Meyer,  a.a.O.  Bd.  2  S.  61  ff.  und  derselbe  in  Bk.Arch. 
Jahrg.  10  No.  10  S.  148.  * 
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stellers  in  jedem  Falle  Berücksichtigung  fände,  gleich- 
gültig, ob  er  sich  nun  aus  dem  Wechsel  selbst  ergibt 
oder  sonstwie  bekannt  ist.  Geschieht  dies  nicht,  dann 
werden  unnötigerweise  sonst  brauchbare  Wechsel  un- 
gültig, und  es  ist  den  Schuldnern  ein  zu  weitgehender 
Schutz  gewährt,  indem  ihnen  ein  formaler  Einwand 
zur  Befreiung  von  ihren  Verbindlichkeiten  gegeben  ist. 
Dies  führt  natürlicherweise  andererseits  zu  einer  Er- 
schwerung der  Stellung  des  Wechselnehmers. 

An  dieser  Stelle  mag  auch  noch  die  Frage  Er- 
wägung finden,  ob  es  eventl.  nicht  angängig  gewesen 
wäre,  das  Zeitdatum  der  Ausstellung  nur  dann  als 
wesentlich  zu  erachten,  wenn  sich  die  Verfallzeit  nach 
dem  Tage  der  Ausstellung  bestimmt,  also  bei  Dato-, 
Sicht-  und  Nachsichtwechseln.  Für  die  bei  weitem 
häufigsten  Wechsel,  nämlich  die  an  einem  bestimmten 
Tage  zahlbaren,  würde  dadurch  ein  wesentliches  Er- 
fordernis wegfallen  und  immerhin  eine  Erleichterung 
geschaffen.  Die  erste  Sektion10)  der  Haager  Konferenz 
war  geneigt,  diese  Frage  in  obigem  Sinne  zu  lösen.  Je- 
doch setzten  in  der  zweiten  und  vierten  Sektion 
Deutschland  und  Oesterreich  mit  wenig  stichhaltigen 
Gründen  die  Annahme  der  Vorschriften  der  deutschen 
Wechselordnung  durch.11)  Einer  der  Hauptgründe  z.  B. 
war  der,  man  müsse  wissen,  ob  der  Aussteller  zur  Zeit 
der  Ausstellung  wechselfähig  gewesen  sei.  Aber  ist 
denn  das  Ausstellungsdatum  in  Wirklichkeit  in  dieser 
Hinsicht  von  solcher  Bedeutung?  Für  die  Frage  der 
Wechselfähigkeit  ist  doch  nicht  der  Tag  der  Aus- 
stellung an  und  für  sich  maßgebend,  sondern  allein  der 

]0)  Akten  S.  186  (die  erste  Sektion  war  zusammengesetzt 
aus  Vertretern  Argentiniens,  Bulgariens,  Frankreichs,  Haitis,  Nor- 
wegens, Salvadors  und  der  Schweiz). 

H)  Akten  S.  211  und  S.  252;  s.  a.  Dokumente  S.  13,  wo 
Deutschland  schon  auf  die  von  der  Niederländischen  Regierung 
gestellten  Fragen  eine  dahin  gehende  Antwort  gibt. 
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Zeitpunkt,  an  dem  die  wechselmäßige  Verbindlichkeit 
eingegangen  wird.  Nach  der  vielfach  herrschenden  Auf- 
fassung ist  dies  aber  der  Zeitpunkt,  an  dem  der  Trassant 
die  Urkunde  in  der  Absicht  der  Obligierung  an  den 
Remittenten  gibt.  Uebrigens  verlangt  man  ja  auch  für 
das  Indossament  die  Datierung  nicht,  obwohl  auch  dort 
der  Zeitpunkt  der  Eingehung  der  Wechselverbindlich- 
keit von  Wichtigkeit  werden  kann. 

Eine  weitere,  ebenfalls  die  rein  formale  Seite  des 
Wechsels  betreffende  Neuerung  bildet  die  neben  der 
Wechselklausel  zulässige  Orderklausel.  Gerade  über 
diesen  Punkt  entbrannte  ein  lebhafter  Streit,  und  es  hat 
den  Anschein,  als  ob  sich  hier  ein  nicht  zu  beseitigen- 
des Hindernis  zwischen  Großbritannien  und  die  übrigen 
Staaten  stellt.  Wie  aus  den  Verhandlungen  zu  ent- 
nehmen ist,  handelt  es  sich  hierbei  einzig  und  allein 
um  eine  Prinzipienfrage.  Irgendwelche  Gründe,  ins- 
besondere solche  wirtschaftlicher  Natur,  werden  von 
keiner  Seite  angeführt.  Für  England  erscheint  es  aus- 
geschlossen, jemals  die  Wechsel-  oder  die  Orderklausel 
als  notwendiges  Requisit  des  Wechsels  annehmen  zu 
können.12)  Deutschland,  Oesterreich,  Italien,  Brasilien 
und  die  Türkei  verlangten  die  Wechselklausel.13) 
Schließlich  siegte  ein  Vermittlungsvorschlag,  wonach 
zwar  der  Wechselklausel  die  dominierende14)  Stellung 
zukommt,  jedoch  den  Vertragsstaaten,  die  Möglichkeit 
gegeben  ist,  an  deren  Stelle  den  Ordervermerk  treten 
zu  lassen  (Art.  2  des  Abkommens).  Es  mag  dahin- 
gestellt bleiben,  ob  man  eventl.  nicht  ohne  Wechsel- 
und  Orderklausel  auskommen  kann.   Wir  müssen  mit 

12)  Schuster,  Bk.  Arch.  Jahrg.  10  No.  8  S.  113;  und  ferner 
Akten,  S.  30. 

13)  Akten,  S.  274. 

li)  Insofern  dominierend,  als  natürlich  Wechsel  mit  nega- 
tiver Orderklausel  oder  solche,  die  auf  den  Inhaber  lauten,  immer 
den  Wechselvermerk  tragen  müssen. 
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der  Tatsache  rechnen,  daß  im  Gebiete  des  deutschen 
Wechselrechtssystems  vorläufig  nicht  an  eine  Be- 
seitigung dieses  so  fest  eingebürgerten  Erfordernisses 
gedacht  werden  kann.  Außerdem  würden  sich  bei  uns 
wohl  auch  insofern  Schwierigkeiten  ergeben,  als  sich 
der  Wechsel  dann  nicht  mehr  von  der  kaufmännischen 
Anweisung  und  dem  Verpflichtungsschein  unterscheiden 
würde.  Die  Lösung  dieser  Frage  durch  den  Entwurf 
erscheint  insofern  gut,  als  dadurch  den  beiden  extremen 
Richtungen,  der  deutschen  und  der  englischen,  die 
Möglichkeit  der  Anpassung  gegeben  ist,  was  allerdings, 
wie  schon  erwähnt,  England  selbst  in  dieser  Form  nicht 
zu  genügen  scheint. 

Es  läßt  aber  auch  der  Entwurf  nicht  im  Zweifel, 
wo  die  oben  angeführten  Vermerke  zu  stehen  haben. 
Nach  Art.  1  Ziff.  1  muß  die  Bezeichnung  im  Texte  der 
Urkunde  erfolgen.  Klarheit  ist  dadurch  auf  jeden  Fall 
geschaffen.  Ob  aber  auch  eine  Erleichterung  gegeben 
ist,  möchte  ich  bezweifeln.  Auf  jedem  Wechselformular 
findet  sich  oben  oder  an  der  Seite  das  Wort  „Wechsel" 
schon  vor,  und  es  ist  daher  doch  überflüssig,  dasselbe 
nochmals  im  Text  zu  wiederholen.  Ferner  scheint  man 
nur  das  Wort  „W  e  c  h  s  e  1",  nicht  dagegen  andere, 
gleichwertige  Ausdrücke  für  genügend  erachten  zu 
wollen.  Nach  Art.  21  Abs.  2  des  Abkommens  sollen 
nämlich  die  Vertragsstaaten  der  niederländischen 
Regierung  die  Ausdrücke  mitteilen,  die  in  den  in  ihren 
Gebieten  geltenden  Sprachen  der  Bezeichnung  ,,g  e  - 
zogener"  und  „eigener  Wechsel"  entsprechen, 
und  soweit  es  sich  dabei  um  die  gleiche  Sprache  han- 
delt, sollen  sie  sich  möglichst  über  die  Wahl  eines  und 
desselben  Ausdruckes  verständigen.  Hiernach  scheint 
es  also,  als  ob  nur  ein  für  allemal  festgelegte  Ausdrücke 
zugelassen  wären.  Damit  stimmt  ferner  auch  der  Be- 
schluß der  zweiten  Sektion  der  internationalen 
Wechselrechtskonferenz  überein,  nach  welchem  nicht 
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das  betreffende  Wort  durch  eine  äquivalente  Be- 
nennung in  der  Sprache,  in  welcher  die  Urkunde  ab- 
gefaßt ist,  ersetzt  werden  kann.15)  Im  Interesse  des 
Wechselverkehrs  wäre  eine  solche  durch  nichts  be- 
gründete formalistische  Beschränkung  aufs  höchste  zu 
bedauern.  Um  unliebsamen  Differenzen,  die  durch  die 
Judikatur  entstehen  würden,  aus  dem  Wege  zu  gehen, 
ist  es  unbedingt  notwendig,  daß  das  Gesetz  klar  zum 
Ausdruck  bringt,  inwieweit  in  diesem  Punkte  dem  Aus- 
steller freier  Spielraum  gegeben  sein  soll. 

Hiermit  sind  die  Neuerungen,  die  eine  Verein- 
fachung der  Wechsel  form  herbeiführen  sollen,  er- 
schöpft. Das  Ziel,  den  Wechsel  möglichst  einfach  zu 
gestalten,  ist  zwar  nicht  ganz  erreicht,  aber  immerhin 
sind  etliche  nennenswerte  Erleichterungen  getroffen, 
und  es  bleibt  die  Hoffnung,  daß  eine  spätere  Konferenz 
diesen  noch  einige  hinzufügen  und  diejenigen  Punkte 
beseitigen  wird,  die  sich  als  Nachteile  offenkundig 
zeigen. 

Wir  kommen  nun  zur  Betrachtung  einiger  Neue- 
rungen, die  auf  andere  Weise  die  Entstehung  wechsel- 
rechtlicher Verpflichtungen  erleichtern,  indem  sie  teils 
dem  deutschen  Rechte  bisher  unbekannte  Wechsel- 
typen schaffen,  teils  die  Stellung  des  Ausstellers  in 
mancher  Hinsicht  begünstigen. 

Zuerst  ist  hier  zu  erwähnen  die  Schaffung  des 
Inhaberwechsels  und  der  sogenannten  Kom- 
missionstratte. 

Dem  deutschen  Recht  ist  das  Institut  des  Wech- 
sels auf  den  Inhaber  fremd.  Aber  dies  ist 
nicht  von  jeher  so  gewesen,  denn  das  Preußische  Land- 
recht und  das  Gesetz  von  Anhalt-Dessau  ließen  solche 

15)  Akten,  S.  209/210.  „La  Suggestion  du  Delegue  de  l'Italie 
que  ladite  denomination  pourrait  etre  remplacee  par  une  mention 
äquivalente  et  concue  dans  la  langue  du  titre,  n'a  pas  trouve 
d'appui." 
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Wechsel  wenigstens  bei  Kaufleuten  zu.  Erst  als  man 
in  den  40er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  zu  einer 
einheitlichen  Kodifikation  des  Wechselrechts  in  den 
Zollvereinsstaaten  schritt,  wurde  dieses  Institut  be- 
seitigt. Der  preußische  Entwurf  von  1847  verwarf  die 
Inhaberwechsel,  weil,  wie  seine  Motive  zu  §  14  No.  3 
bemerken,  durch  jenes  Institut  leicht  unerlaubte  Ge- 
schäfte verdeckt  oder  sonstige  Betrügereien  verübt 
werden  könnten.  Diesen  Ausführungen  schloß  sich  die 
Leipziger  Konferenz  an.  Heute  werden  Inhaberwechsel 
nur  von  Japan  und  den  anglo-amerikanischen  Gesetzen 
erlaubt.10)  In  England  haben  sie,  wie  auch  der  groß- 
britannische Delegierte  auf  der  Konferenz  erklärte,17) 
bisher  zu  keinen  Schwierigkeiten  Veranlassung  ge- 
geben, und  in  Deutschland  sind  wir  dadurch,  daß  das 
Scheckgesetz  vom  11.  März  1908  bereits  den  Inhaber- 
scheck im  §  4  gestattet,  der  Regelung  dieser  Materie 
in  obigem  Sinne  bereits  etwas  näher  gerückt.  Trotz- 
dem enthielt  der  deutsche  Entwurf  keine  Bestimmungen 
hinsichtlich  des  Inhaberwechsels. 

Der  Verkehr  verlangt  den  Inhaberwechsel,  denn 
der  Aussteller,  der  beim  Ziehen  des  Wechsels  vielleicht 
noch  nicht  weiß,  an  wen  er  den  Wechsel  eventl.  weiter- 
geben wird,  hilft  sich  zurzeit  dadurch,  daß  er  den 
Wechsel  an  eigene  Order  stellt.  Gibt  er  ihn  dann  später 
durch  Blankogiro,  was  nach  deutschem  Recht  möglich 
ist,  weiter,  dann  ist  derselbe  Zweck  erreicht,  den  er 
allerdings  schneller  durch  einen  Wechsel  auf  den  In- 
haber erreicht  haben  würde. 

Die  Bedenken,  die  gegen  dieses  Institut  auch  im 
Haag  wieder  Ausdruck  fanden,  erscheinen  nicht  stich- 
haltig.18)   Man  glaubte,  daß  durch  die  Zulassung  des 

L«)  Vergl.  hierzu  Meyer,  a.a.O.,  Bd.  2  S.  70. 

1  7)  Akten   S.  275.    Zweite  Sitzung  des  Zentralkomitees. 

i«)  Vergl.  Akten    S.  129. 
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Inhaberwechsels  das  Monopol  der  Notenbanken  gefähr- 
det würde,  und  vergaß  zu  beachten,  daß  doch  schon 
rein  äußerlich  und  durch  das  Requisit  der  Wechsel- 
bezw.  Orderklausel  eine  Verwechslung  mit  den  Bank- 
noten ganz  ausgeschlossen  ist.  So  kam  es,  daß  jener 
Wechseltyp,  dessen  Nützlichkeit  und  Bedürfnis  klar 
vor  Augen  liegt,  nicht  uneingeschränkt  Eingang  in  den 
Entwurf  fand.  Prinzipiell  ist  er  zwar  zugelassen,  jedoch 
kann  jeder  Vertragsstaat  gemäß  Art.  3  des  Abkommens 
vorschreiben,  daß  ein  Inhaberwechsel  in  seinem  Gebiet 
als  nichtig  anzusehen  ist,  wenn  er  dort  ausgestellt,  an- 
genommen oder  mit  einem  Aval  versehen  worden,  oder 
wenn  er  dort  zahlbar  ist.  Den  Verhandlungen  im  Haag 
zufolge  scheint  bedauerlicherweise  auch  Deutschland 
von  diesem  Vorrecht  Gebrauch  machen  zu  wollen,19) 
und  damit  wäre  für  Deutschland  diese  den  Wechsel- 
verkehr sicherlich  nur  belebende  Neuerung  illusorisch 
geworden. 

Leider  enthält  der  Entwurf  keine  Bestimmung  über 
den  offenen  Wechsel,  die  sogen.  Blankotratte.  Dieses 
Instrument  ist  dem  Inhaberwechsel  sehr  ähnlich,  besitzt 
diesem  gegenüber  aber  noch  den  Vorteil,  daß  es  dem 
Aussteller  vorläufig  noch  die  Entscheidung  darüber 
offen  läßt,  ob  er  daraus  ein  Namenpapier  machen  will 
oder  nicht.  Im  Wechselverkehr  spielt  die  Blankotratte 
eine  große  Rolle.  Theorie  und  Rechtsprechung  haben 
das  Institut  auch  bei  uns  als  gewohnheitsrechtliches 
Gebilde  anerkannt  und  weiter  ausgebildet.  Wenn  nun 
auch  eine  Bestimmung  über  die  Blankotratte  nicht  auf- 

19)  Vergl.  Akten  S.  211.  In  der  zweiten  Sektion,  in  der  auch 
die  Vertreter  Deutschlands  saßen,  waren  bei  der  Abstimmung  über 
die  Frage  der  Zulassung  des  Inhaberwechsels  (Question  5a)  diese 
dagegen.  Desgl.  in  der  zweiten  Sitzung  des  Zentralkomitees,  wo 
der  Inhaberwechsel  mit  11  gegen  5  Stimmen  (Deutschland,  Oester- 
reich, Dänemark,  Italien,  Rußland)  angenommen  wurde.  Vergl. 
Akten   S.  276. 
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genommen  ist,  so  ist  deren  Ausstellung  aber  trotzdem 
zulässig.  Man  wird  sie  als  beabsichtigt  unvollstän- 
digen Wechsel  zu  betrachten  haben,  aus  dem  erst  mit 
der  Ausfüllung  des  Namens  des  Remittenten  Wechsel- 
rechte hergeleitet  werden  können.  In  diesem  Sinne 
hat  sich  auch  das  Zentralkomitee  im  Haag  aus- 
gesprochen.20) Aber  besser  wäre  es  m.  E.  gewesen,  das 
Institut  des  Blankowechsels  in  dem  einheitlichen  Recht 
einer  ausdrücklichen  Regelung  zu  unterziehen. 

Art.  3  Abs.  3  des  Entwurfs  gestattet  ferner 
Wechsel  für  Rechnung  eines  Dritten  zu  ziehen.  Durch 
die  ausdrückliche  Anerkennung  dieses  Wechseltyps, 
der  sogen.  Kommissionstratte,  wurde  einem 
französischen  Wunsche  Rechnung  getragen.  Einige 
Mitglieder  waren  nämlich  der  Meinung,  daß  „la  faculte 
de  la  creer  resulte  des  principes  generaux  du  droit".21) 
Und  in  Wirklichkeit  ist  auch  die  Bestimmung  über- 
flüssig, da  die  Frage,  auf  wessen  Rechnung  trassiert 
wird,  eine  Frage  rein  zivilrechtlicher  Natur  ist  und 
keinerlei  wechselrechtliche  Folgen  nach  sich  zieht. 

Hiermit  im  Zusammenhange  mag  noch  erwähnt 
werden,  daß  nach  dem  Entwurf  Art.  3  Abs.  2  die 
Distanzklausel  auch  für  trassiert-eigene  Wechsel  be- 
seitigt ist.  Hierdurch  ist  einem  allgemeinen  Bedürfnis 
Rechnung  getragen,  und  außerdem  konnte  auch  dieses 
Erfordernis  leicht  umgangen  werden.  Verboten  wird 
aber,  derartige  Wechsel  an  eigene  Order  zu  stellen. 
Dadurch  wird  das  deutsche  Recht  ohne  durchschlagen- 
den Grund  abgeändert,  denn  Theorie22)  wie  Praxis23) 

20)  Vergl.  Akten  S.  329/30.  8.  Sitzung  des  Zentralkomitees. 

21 )  Akten  S.  277.  2.  Sitzung  des  Zentralkomitees. 

22)  Grünhut,  Wechselrecht,  Bd.  1  §56  S.  415;  Staub- 
S  t  r  a  n  z,  Kommentar  zur  WO.,  Anm.  4  zu  Art.  6;  Lehmann, 
Lehrb.  des  Deutschen  Wechselrechts,  §  103  S.  384;  T  h  ö  1,  Han- 
delsrecht, Bd.  2  §159  S.  629. 

23)  R.O.H.G.,  Bd.  7   S.  194. 

2* 
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haben  hier  trassiert-eigene  Wechsel  auch  an  eigene 
Order  gestellt  zugelassen. 

Einen  nicht  unbedeutenden  Einfluß  auf  den 
Wechselverkehr  hat  auch  die  Stellung  des  Trassanten. 
Dem  Aussteller  muß,  wenn  er  den  Wechsel  als  Kredit- 
und  Zahlungsmittel  benutzen  soll,  die  Möglichkeit  ge- 
geben sein,  auf  die  Gestaltung  desselben,  wie  es  seinen 
Interessen  entspricht,  einwirken  zu  können.  Hier  hat 
der  Entwurf,  dem  Bedürfnis  des  überseeischen  Handels 
entgegenkommend,  die  Zinsklausel  gestattet.  Bei  dem 
überseeischen  Handel  mit  seinen  immerhin  etwas  un- 
regelmäßigen Zahlungsregulierungen  ist  es  unbedingt 
notwendig,  dem  Aussteller  die  Möglichkeit  zu  geben, 
neben  dem  Kaufpreis  auch  noch  Zinsen,  und  zwar,  je 
nach  dem  Risiko,  höhere  oder  niedere,  wechselmäßig 
fordern  zu  können.  Dadurch  wird  keineswegs  die  Be- 
stimmtheit der  Wechselsumme  ausgeschlossen.24)  Mit 
Recht  hebt  Lehmann25)  hervor:  „Die  Nichtigkeit 
des  Zinsversprechens  ist  eine  auf  theoretischem  Wege 
gewonnene  Konsequenz  aus  dem  unrichtigen  Prinzip, 
daß,  weil  das  Wechselversprechen  ein  abstraktes  und 
formelles  Geldsummenversprechen  ist,  es  notwendig 
das  Versprechen  einer  ganz  genau  bestimmten,  also  der 
Vergrößerung  durch  hinzukommende  Zinsen  unzugäng- 
lichen Geldsumme  sein  müsse." 

Der  deutsche  Entwurf26)  hat  den  Zinsvermerk  bei 
allen  Wechseln  zulassen  wollen.  Der  Konferenz- 
entwurf hat  dagegen  die  Gültigkeit  dieses  Vermerks  auf 
die  Sicht-  und  Nachsicht-Wechsel  beschränkt  (Art.  6). 
Begründet  wird  dies  damit,  daß  bei  Wechseln  mit  be- 
stimmtem Fälligkeitstag  und  bei  den  Datowechseln  der 
Aussteller  bereits  in  die  Geldsumme  die  Zinsen  auf- 


24)  Vergl.  Meyer,  a.  a.  O.,  Bd.  2  S.  65. 

25)  Lehmann,  a.a.O.,  §34   S.  108  ff. 

26)  Vergl.  Art.  3. 


-    21  — 


nehmen  könne.  Die  Zinsklausel  hier  ebenfalls  zuzu- 
lassen, würde  leicht  zur  Maskierung  des  Wuchers 
dienen  können.27)  Allzu  einleuchtend  erscheint  diese 
Begründung  nicht.  Wer  wuchern  will,  hat  andere 
Mittel  behufs  Verwirklichung  seines  Planes,  und 
schließlich  schafft  man  ein  Gesetz  doch  nicht  für 
derartige  Ausnahmen,  sondern  für  die  Regel.  Da  aber 
immerhin  im  überseeischen  Verkehr  die  Sicht-  und  be- 
sonders die  Nachsichtwechsel  prävallierend  zu  sein 
pflegen,  ist  durch  diese  Einschränkung  dem  Verkehr 
nicht  allzu  viel  Abbruch  getan. 

Ein  ähnlich  wirkendes  Recht  steht  auch  dem  Aus- 
steller nach  Art.  50  Abs.  2  zu.  Es  kann  hiernach  der 
Aussteller  eine  bestimmte  Berechnungsart  vor- 
schreiben, wenn  der  Wechsel  auf  eine  am  Zahlungsort 
sich  nicht  im  Umlauf  befindende  Münzsorte  lautet. 
Hierdurch  ist  die  nach  deutschem  Recht  (W.O.  Art.  37) 
dem  Zahlenden  im  Falle  des  Fehlens  der  Effektiv- 
klausel zustehende  Wahl,  ob  er  in  fremder  oder  ein- 
heimischer Münze  honorieren  will,  genommen.  Man  ist 
hierin  dem  englischen  Recht  gefolgt 28)  und  hat 
gerade  die  im  überseeischen  Verkehr  so  beliebten 
Wechsel  auf  fremde  Währung  mit  der  Klausel  ,,at  ex- 
change  as  per  endorsment"  als  gültig  anerkannt. 

Eine  nicht  unerhebliche  Neuerung  stellt  Art.  10 
Abs.  2  dar.  Wie  dem  Artikel  indirekt  zu  entnehmen 
ist,  kann  nämlich  der  Aussteller  seine  Haftung  für  die 
Annahme  des  Wechsels  ablehnen,  für  die  Zahlung  da- 
gegen nicht.  Die  Zulassung  des  Vermerks  „Ohne 
Obligo"  bezüglich  der  Annahme    ist   die  notwendige 

27)  Akten,  S.  276.  2.  Sitzung  des  Zentralkomitees.  „Pour  les 
lettres  ä  echeances  fixes  une  stipulation  d'un  taux  d'interet  n'est 
pas  necessaire;  le  calcul  peut  en  etre  fait  au  moment  de  la  crea- 
tion;  dans  une  lettre  ä  echeance  fixe  la  clause  peut  avoir  l'incon- 
venient  de  masquer  l'usure." 

28)  B.  E.  A.  sect.  9  (1)  (d). 
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Folgerung  aus  der  Anerkennung  der  in  Frankreich  be- 
sonders beliebten  sogen.  „Nicht  akzeptablen 
Tratt  e",  die  daselbst  in  gewissem  Grade  die  Diskon- 
tierung offener  Buchforderungen  ersetzt.  Daß  die  von 
verschiedener  Seite29)  befürwortete  Annahme  des  Ver- 
merks „Ohne  Obligo"  auch  für  die  Zahlung  in  dem  Ent- 
wurf keinen  Eingang  gefunden  hat,  ist  m.  E.  nur  zu  be- 
grüßen. Obwohl  sich  auch  bei  uns  gewichtige  Kenner 
des  Wechselrechts,  wie  z.  B.  F.  M  e  y  e  r,30)  für  die  Zu- 
lassung des  Vermerks  auch  in  diesem  Falle  aussprechen, 
weil  die  materielle  Haftung  aus  einer  Unterschrift  mit 
ihrer  formellen  Wirksamkeit  nichts  zu  tun  habe,  glaube 
ich  doch  in  Uebereinstimmung  mit  dem  österreichischen 
und  deutschen  technischen  Delegierten  einen  der- 
artigen, sicherlich  auch  noch  das  Diskontgeschäft  er- 
schwerenden Zusatz  als  zu  weitgehend  betrachten  zu 


2i>)  In  der  zweiten  Sektion  von  Siam,  Akt.  S.  212;  in  der 
dritten  Sektion  von  Ungarn,  Großbritannien  und  der  Niederlande, 
Akt.  S.237. 

30)  Meyer,  a.  a.  0.,  Bd.  2  S.  103.  —  Die  ständige  Judikatur 
des  Preuß.  Obertribunals  hatte  sich  ebenfalls  für  die  Statthaftig- 
keit der  sogen.  ,,Angstklausel"  seitens  des  Ausstellers  ausge- 
sprochen und  hatte  einen  solchen  Wechsel  nicht  ungültig  werden 
lassen,  da  durch  diesen  Zusatz  die  für  den  Wechsel  wesentlichen 
Erfordernisse  des  Artikels  4  W.O.  nicht  in  Frage  gestellt  seien. 
Es  hatte  nur  die  Haftung  des  Ausstellers  aus  Artikel  8  W.O.  aus- 
geschlossen. Vergl.  S  e  u  f  f  t  s.  Archiv,  Bd.  18  No.  160;  S  t  r  i  e  t  - 
hörst,  Archiv,  Bd.  68  S.  365;  Entscheidung  des  Obertribunals, 
Bd.  61   S.  183. 

Auch  nach  Ansicht  des  Reichsgerichts  (Bd.  37  S.  145)  wird 
durch  einen  solchen  Zusatz  nur  die  Verpflichtung  des  Ausstellers 
ausgeschlossen.  Dagegen  wird  nach  der  Meinung  Grünhuts  (Hdb. 
Bd.  1  §  71  S.  472  Anm.  2)  ein  solcher  Wechsel  ungültig,  da  jene 
Klausel  mit  dem  Wesen  des  Skripturaktes  in  Widerspruch  stehe. 
So  auch  Lehmann,  a.a.O.,  §105  S.  389;  J.  u.  M.  S  t  r  a  n  z, 
a.a.O.,  Anm.  67  zu  Art.  4  W.O. 

v.  Canstein  will  die  Klausel  als  nicht  geschrieben  be- 
trachtet wissen.  (Lehrb.  des  Wechselrechts,  S.  172  Anm.  33.) 
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müssen.  Ganz  abgesehen  von  der  juristischen  Frage, 
ob  ein  solcher  Vermerk  sich  mit  dem  Wesen  des 
Wechsels  noch  in  Einklang  bringen  läßt,  ist  doch,  vom 
rein  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  betrachtet,  ein 
solches  Instrument  ein  Unding.  Für  die  Entstehung 
würde  eine  derartige  Bestimmung  allerdings  nur  vor- 
teilhaft wirken.  Der  Aussteller  würde  mehr  denn  je 
geneigt  sein,  solche  Wechsel  zu  schaffen,  aber  wie 
würde  es  sich  verhalten  mit  ihrer  Diskontierung?  Ich 
glaube  nicht,  daß  die  Banken  allzu  große  Neigung  be- 
sitzen würden,  wenn  auch  noch  das  Akzept  fehlen 
sollte,  ihr  Kapital  zum  Ankauf  solcher  Papiere  zu  ver- 
wenden. Damit  aber  wäre  die  eigentliche  Funktion  des 
Wechsels  erschöpft.  Mit  Recht  haben  daher  die  tech- 
nischen Delegierten  Oesterreichs  und  Deutschlands  bei 
den  Beratungen  bemerkt,  daß  der  Trassant,  welcher 
keine  Garantie  für  die  Zahlung  übernehmen  wolle,  sich 
eines  anderen  Papiers  als  des  Wechsels  bedienen  soll.3t) 
Nach  dem  Entwurf  kann  aber  auch  der  Aussteller, 
im  Falle  er  Indossant  ist,  als  solcher  seine  Haftung  für 
die  Zahlung  nicht  ausschließen  (Art.  15  Abs.  2  des  Ent- 
wurfs). Rechtfertigen  läßt  sich  diese  Bestimmung  wohl 
kaum.  Warum  soll  der  Aussteller,  an  den  als  Indossant 
der  Wechsel  auf  dem  Regreßwege  gelangt,  anders  be- 
handelt werden  als  sonst  ein  Girant?  Die  deutsche 
Wechselordnung  erkennt  zwar  nicht  ausdrücklich 
dieses  Recht  auch  dem  Ausstellerindossanten  zu,  aber 
die  Rechtsprechung  nimmt  keinen  Anlaß,  das  Gegen- 
teil zu  behaupten.52)  Wer  Trassant  und  gleichzeitig  In- 
dossant ist  und  seinem  Giro  den  Zusatz  ,,Ohne  Obligo" 
hinzufügt,  haftet  zwar  nicht  als  Indossant,  wohl  aber 
als  Trassant. 


31)  Vergl.  Akten  S.  278/79.  2.  Sitzung  des  Zentralkomitees. 

32)  Vergl.  hierzu  Entscheidung  des  R.  G.  in  Z.  S.  Bd.  18 
S.  112;  R.O.H.G.  Bd.  1  S.  97. 


Indossament. 


Allgemein  ist  heute  anerkannt,  daß  für  die  Ueber- 
tragung  der  im  Wechsel  verbrieften  Forderung  nicht 
nur  das  Indossament  in  Frage  kommt,  sondern  hierzu 
jeder  Rechtsakt,  durch  den  Forderungen  übertragen 
werden  können,  geeignet  ist.1)  Hier  haben  wir  uns  aber 
nur  mit  der  Uebertragung  durch  Indossament  und  mit 
den  an  dieses  Institut  sich  anknüpfenden  Fragen  zu 
befassen. 

Auch  der  Entwurf  erkennt  den  Wechsel  als  not- 
wendiges Orderpapier  an,  d.  h.  es  braucht  ihm  die  In- 
dossabilität  nicht  erst  durch  einen  besonderen  Vermerk 
beigelegt  zu  werden.  Eine  Ausnahme  besteht  jedoch 
insofern,  als  ausdrücklich  bestimmt  ist,  daß  der  In- 
haberwechsel nicht  durch  Indossament  übertragen 
werden  kann  (Art.  4  Abs.  1  des  Entwurfs).  Es  ist  also 
nicht  die  Möglichkeit  vorhanden,  einem  ursprünglichen 
Inhaberwechsel  dauernd  oder  zeitweilig  die  Inhaber- 
qualität zu  nehmen.  Jedoch  hat  man  dem  Indossament 
auf  Inhaberwechseln  nicht  jede  Wirkung  genommen, 
sondern  ihm  wenigstens  eine  gewisse  Garantiefunktion 


i)  Vergl.  Entsch.  d.  R.G.  in  Z.S.  Bd.  12  S.  132. 
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belassen.  Einem  solchen  Indossament  wird  nach 
Art.  12  Abs.  1  des  Entwurfs  die  Geltung  als  Aval  für 
den  Aussteller  beigelegt. 

Aber  auch  die  Möglichkeit,  einen  gewöhnlichen 
Wechsel  später  an  den  Inhaber  zu  girieren,  besteht 
nicht,  da  das  auf  einen  solchen  Wechsel  gesetzte  In- 
dossament an  den  Inhaber  ungültig  sein  soll  (Art.  12 
Abs.  2  des  Entwurfs).  Warum  man  dem  Remittenten 
oder  einem  Indossatar  nicht  das  Recht  geben  will,  den 
Wechsel  an  den  Inhaber  weiter  zu  girieren,  erscheint 
nicht  recht  verständlich.  Das  Papier  braucht  durch 
ein  solches  Indossament  ja  nicht  dauernd  die  Inhaber- 
qualität zu  behalten.  Das  Inhaberindossament  kann 
wie  ein  unausgefülltes  Blankoindossament  behandelt 
werden.2)  Man  würde  also  z.  B.  zu  unterstellen  haben, 
als  ob  der  Inhaberindossant  X.  den  Wechsel  dem  Y. 
übergeben  habe,  wenn  auch  in  Wirklichkeit  Y.  viel- 
leicht aus  zweiter,  dritter  oder  vierter  Hand  den 
Wechsel  erhalten  hat.  Nachdem  man  einmal  den  In- 
haber Wechsel  anerkannt  hat,  erscheint  m.  E.  für 
die  Nichtgestattung  des  Inhaber  Indossaments, 
ob  nun  auf  einen  Inhaberwechsel  oder  einen  anderen 
Wechsel  gesetzt,  kein  Grund  vorhanden  zu  sein. 

Im  Anschluß  an  das  eben  Erörterte  wollen  wir 
gleich  die  Wirkung  der  sogen.  Rektaklausel  unter- 
suchen. Auch  in  dem  Entwurf  werden  dem  Rektaver- 
merk,  je  nachdem  er  vom  Aussteller  oder  Indossanten 
beigefügt  ist,  verschiedene  Wirkungen  beigelegt. 
Das  Indossierungsverbot  des  Ausstellers  macht  den 
Wechsel  zu  einem  Rektawechsel.  Ein  trotzdem  statt- 
gehabtes Indossament  hat  keine  wechselrecht- 


2)  Durch  das  Blankoindossament  nähert  sich  schon  der 
Wechsel  dem  Inhaberpapier,  wenn  er  auch  ein  solches  nicht  ist. 
Vergl.  Brunner  in  Endemanns  Hdb.  des  Handelsrechts,  Bd.  2 
S.  194;  Grünhut,  a.a.O.,  Bd.  2   §83   S.  96  ff. 
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liehe  Wirkung.  Der  Entwurf  bestimmt  aber  aus- 
drücklich, daß  in  diesem  Falle  dem  Indossament  die 
gewöhnliche  Wirkung  einer  Cession  zuerkannt  werden 
solle  (Art.  4  Abs.  2).3)  Diese  Fassung  ist  entschieden 
der  der  deutschen  Wechselordnung  (Art.  9  Abs.  2)  vor- 
zuziehen, da  dadurch  jeder  Kontroverse,  wie  das  Giro 
eines  Rektawechsels  aufzufassen  sei,  der  Boden  ent- 
zogen wird.4) 

Dagegen  hat  die  von  einem  Indossanten  aufge- 
nommene Rektaklausel  nur  relative  Wirkung,  nämlich 
die,  daß  der  Indossant  den  Nachmännern  seines  In- 
dossatars nicht  wechselmäßig  haftet  (Art.  15  WO.  und 
Art.  15  Abs.  3  des  Entw.).  Eine  Indossierung  ist  aber 
trotz  des  Verbots  zulässig.  Durch  die  Regelung  der 
Wirkung  des  Rektaindossaments  nach  deutschem 
Muster  hat  der  im  englischen  Recht  geltende  Satz: 
„Verbietet  ein  Indossament  die  Uebertragung,  so  ver- 
liert der  Wechsel  seine  Begebbarkeit",5)  seine  Be- 
deutung verloren. 

Wir  haben  weiterhin  eine  Neuerung  zu  betrachten, 
die  sich  auf  das  sogen.  Nachindossament  be- 
zieht. Darunter  hat  man,  wie  nach  der  deutschen 
Wechselordnung,  das  Indossament  zu  verstehen,  durch 
das  der  Wechsel  nach  der  für  die  Protesterhebung 
mangels  Zahlung  bestimmten  Frist  übertragen  wird 
(Art.  20  Satz  2  des  Entwurfes).    Andere  Gesetze  er- 


3)  Die  deutsche  Uebersetzung  deckt  sich  hier  nicht  voll- 
kommen mit  dem  Originaltext,  da  sie  die  Worte:  ,,avec  les  effets 
ordinaires  de  la  cession"  durch  die  Uebersetzung:  ,.mit  der  Wir- 
kung einer  gewöhnlichen  Abtretung"  wiedergibt. 

4)  Thöl  betrachtet  es  als  Anweisung  (a.a.O.,  §23  S.  474); 
Bernstein  als  Abtretung  (Allgem.  Deutsche  Wechselordnung, 
§4  zu  Art.  9  S.  78),  ähnlich  R.O.H.G.,  Bd.  14  S.61,  indem  es  terri- 
torialrechtlich entscheiden  lassen  will,  ob  dasselbe  im  Einzelfalle 
als  Cession  bestehen  und  genügen  kann. 

5)  B.  E.A.  sect.  36  (1)  und  S  p  ä  i  n  g,  a.a.O.,  S.  56. 
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klären  dagegen  jedes  Indossament  nach  Verfall 
als  ein  Nachindossament.6) 

Nach  der  deutschen  Wechselordnung  (Art.  16)  ist 
das  Nachindossament  verschieden  behandelt,  je  nach- 
dem es  nach  Erhebung  des  Protestes  mangels  Zahlung 
(Abs.  2)  oder,  wenn  der  Protest  nicht  erhoben  worden 
ist,  nach  Ablauf  der  Protestfrist  erfolgt  (Abs.  I).7) 
Während  im  letzteren  Falle,  wo  es  sich  also  um  den 
präjudizierten  Wechsel  handelt,  das  deutsche 
Recht  dem  Nachindossament  hinsichtlich  der  noch  be- 
stehenden Rechte,  genau  wie  dem  Vorindossament, 
rechtsverstärkende  Uebertragung 8)  zuspricht,  dem 
Nachindossatar  also  selbständige  Rechte  aus  dem 
Wechsel  gegen  den  Akzeptanten  und  selbstän- 
dige Regreßrechte  gegen  die  Nachindossanten 
gewährt,  erlangt  der  Nachindossatar  eines  protestierten 
Wechsels  nur  abgeleitete  Rechte.  Damit  ist  also 
die  Zirkulationsfähigkeit  eines  protestierten  Wechsels 
verneint.  Das  Nachindossament  auf  einem  rechtzeitig 
und  ordnungsmäßig  protestierten  Wechsel  hat  keine 
wechselrechtliche  Bedeutung  mehr.  Es  wirkt  nur  nach 
Art  einer  Abtretung,  indem  es  einzig  und  allein  die 

r>)  Im  Anschluß  an  das  französische  Recht  (cod.  com.  art.136) 
bestimmt  der  Entwurf  in  Abs.  1  Art.  20  ausdrücklich,  daß 
mit  Ausnahme  der  in  Satz  2  geregelten  Fälle  ein  Indossament  nach 
Verfall  dieselbe  Wirkung  hat,  wie  ein  Indossament  vor  Verfall. 
Aus  dem  Begriff  des  Nachindossaments  muß  dies  eigentlich  schon 
hervorgehen. 

7)  Dem  nicht  protestierten  Wechsel  steht  der  gleich,  bei  dem 
der  Protest  nicht  rechtzeitig  (Entsch.  d.  R.G.  in  Z.S.  Bd.  1 
S.  294)  oder  nicht  ordnungsmäßig  erhoben  worden  ist. 
(O.L.G.  Stuttgart,  in  Zeitschr.  f.  H.R.  Bd.  38  S.  562.) 

8)  Vergl.  hierzu  R.O.H.G.  Bd.  9  S.  99/100,  wo  unter  anderem 
folgendes  ausgeführt  ist:  „Der  solchergestalt  begebene  Wechsel 
nimmt  also  die  Natur  des  Sichtwechsels  an.  Mag  es  zweifelhaft 
sein,  ob  das  Indossament  desselben  als  Creierung  einer  neuen 
Sichttratte  aufzufassen  ist:  jedenfalls  ist  der  Wechsel  nunmehr 
nach  Analogie  des  Sichtwechsels  zu  behandeln." 
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durch  den  Protest  fixierten  Regreßrechte  nebst  dem 
Anspruch  gegen  den  Akzeptanten  zum  Gegenstand  der 
Uebertragung  macht.9)  Der  Indossatar  muß  sich  aber 
alle  Einreden  gefallen  lassen,  die  gegen  den  Wechsel- 
gläubiger bestehen,  der  den  Protest  hat  erheben 
lassen. 

Der  Wechselverkehr  hat  schon  längst  diese  ver- 
schiedene Behandlung  des  Nachindossaments,  je  nach- 
dem der  Wechsel  protestiert  ist  oder  nicht,  als  lästig 
empfunden.  Während  die  Bremer  Regeln  10)  und  der 
Entwurf  des  „Institut  de  Droit  International"  11 )  sich 
noch  dem  Art.  16  der  deutschen  Wechselordnung  an- 
schlössen und  die  oben  dargelegte  Unterscheidung 
nicht  beseitigen  wollten,  hat  neuerdings  die  „Inter- 
national Law  Association"  durch  These  11  der  Buda- 
pester Regeln  diesen  Standpunkt  verlassen.  Hiernach 
soll  die  bloße  Tatsache,  daß  der  Wechsel  zurzeit 
einer  Indossierung  verfallen  ist,  nicht  den  Charakter 
des  Indossaments  als  solchen  berühren.  Alle  Nach- 
indossamente sollen  also  nicht  anders  als  die  Vor- 
indossamente behandelt  werden.  In  ähnlichem  Sinne 
hatte  sich  auch  der  Brüsseler  Entwurf  ausgesprochen, 
im  Gegensatz  zu  dem  Antwerpener,  der  zwar  auch 
innerhalb  der  Nachindossamente  selbst  keinen  Unter- 
schied machte,  jedoch  bestimmte,  daß  der  Bezogene 
gegenüber  dem  Indossatar  nach  Verfall  alle  diejenigen 
Einreden  geltend  machen  könnte,  welche  ihm  gegen 
den  Wechseleigentümer  zur  Verfallzeit  zugestanden 
hätten.12) 

9)  Entsch.  d.  R.G.  in  Z.S.  Bd.  55  S.  325;  R.O.H.G.  Bd.  2  S.  64; 
Bd.  23  S.  36/37. 

10)  Bremer  Regel,  No.  10.  Abgedruckt  bei  Meyer,  Welt- 
wechselrecht, Denkschrift  1906. 

n)  Art.  24;  Entwurf  ebenda  abgedruckt. 

12)  Art.  21  des  Antwerpener  Entwurfs.  Dieser  ebenfalls  ab- 
gedruckt bei  Meyer,  Weltwechselrecht,  Denkschrift  1906. 
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Die  Tendenz  der  modernen  Wechselgesetz- 
gebungen geht  jedenfalls  dahin,  das  Indossament  auf 
einem  präjudizierten  Wechsel  nicht  anders  zu  be- 
handeln als  dasjenige  auf  einem  protestierten  Wechsel. 
Der  Entwurf  hat  daher  ebenfalls  beide  Fälle  gleich 
geregelt  und  zwar  so,  daß  er  in  Uebereinstimmung 
mit  dem  Vorschlag  der  deutschen  Regierung13) 
jedem  Nachindossament  die  Wirkung  einer  bürgerlich- 
rechtlichen Abtretung  beilegt  (Artikel  20  Satz  2  des 
Entwurfs). 

Ganz  abgesehen  davon,  daß  man  durch  diese 
Regelung  infolge  der  mannigfaltigen  Abweichungen  der 
zivilrechtlichen  Bestimmungen  nun  neue  trennende 
Punkte  anstatt  größere  Einheitlichkeit  geschaffen  hat, 
wäre  es,  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  be- 
trachtet, angemessener  gewesen,  beide  Fälle  zwar 
auch  gleich,  aber  so  zu  behandeln,  wie  es  das  geltende 
deutsche  Recht  hinsichtlich  des  Nachindossaments  bei 
dem  präjudizierten  Wechsel  tut.  Auch  pro- 
testierten Wechseln  kann  man  so  ohne  weiteres  die 
Zirkulationsfähigkeit  nicht  absprechen,  besonders  wenn 
die  Nachindossanten  noch  als  genügend  kreditwürdig 
erscheinen.  Der  Bezogene  befand  sich  vielleicht,  als 
er  den  Wechsel  zu  Protest  gehen  ließ,  gerade  in  einer 
vorübergehenden  Zahlungsstockung,  vielleicht  erschien 
auch  dem  Inhaber  zu  jener  Zeit  der  Regreß  an  die  Vor- 
indossanten nicht  aussichtsreich  oder  aber  der  Be- 
zogene verweigerte  nur  die  Zahlung,  weil  die  Deckung 
zufällig  am  Zahlungstage  noch  nicht  eingegangen  war. 
In  allen  diesen  Fällen  wird  ein  protestierter  Wechsel 
sehr  wohl  weiter  im  Umlauf  gehalten  werden  können. 
Eine  Regelung  in  dem  Sinne,  daß  alle  Indossamente 
nicht  anders  als  die  Vorindossamente  zu  behandeln 


13)  Art.  27  des  deutschen  Entwurfs. 
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sind,  dürfte  sich  demnach,  als  den  Bedürfnissen  des 
Verkehrs  mehr  entsprechend,  empfehlen.14) 

Eine  bemerkenswerte  Neuerung  bringt  ferner  der 
Art.  19  des  Entwurfs.  Entgegen  der  deutschen  Wechsel- 
ordnung, die  keine  Bestimmung  über  die  Verpfändung 
des  Wechsels  enthält,  werden  solche  von  dem  Entwurf 
getroffen. 

Nach  deutschem  Recht  kommen  bei  der  Verpfän- 
dung des  Wechsels  die  Vorschriften  des  B.G.B,  zur  An- 
wendung. Hiernach  kann  die  Verpfändung  sowohl  durch 
die  allgemeine  Verpfändungsart  (§  1274  B.G.B.), 


14)  Bei  den  Leipziger  Beratungen  waren  die  kaufmännischen 
Experten  der  Meinung,  daß  präjudizierte  Wechsel  oft,  verfallene 
und  protestierte  Wechsel  dagegen  selten  verhandelt  würden.  Vgl. 
T  h  ö  1,  Prot.  S.  27  ff. 

Bernstein  befürwortet  auch  jetzt  noch  eine  im  Sinne  der 
Leipziger  Konferenz  verschiedene  Behandlung  und  will  die 
Bestimmung  unserer  Wechselordnung  nur  konsequent  ausgestaltet 
sehen.    Vgl.  Revision  der  W.O.,  S.  15  ff. 

Dagegen  ist  nach  der  Meinung  Grünhuts  diese  eigentüm- 
liche Regelung  nicht  berechtigt.  Richtig  wäre  es,  daß  auch,  wer 
einen  präjudizierten  Wechsel  erwirbt,  die  Gefahren  seines  Er- 
werbes tragen  sollte,  gerade  so  wie  derjenige,  der  den  pro- 
testierten Wechsel  erwirbt."  Alle  Nachindossamente  sollen  also 
zwar  gleich,  aber  in  ihrer  Wirkung  nicht  wie  die  Vorindossamente 
behandelt  werden.  (Handb.  Bd.  2  S.  177  Anm.  15  und  siehe  auch 
„Lehre  von  der  Wechselbegebung  nach  Verfall",  S.  38  ff.) 

Der  oben  dargelegten  Auffassung,  daß  der  Protest  nicht  wie 
ein  „Totenschein"  des  Wechsels  wirkt,  und  demnach  ein  solcher 
Wechsel  wohl  noch  umlaufsfähig  sein  kann,  ist  C  o  h  n:  „Beiträge 
zur  Lehre  vom  einheitlichen  Wechselrecht",  S.  126/127,  und 
Rießer  in  Neues  Archiv  Bd.  3  S.  23.  Auch  B  i  e  n  e  r  legt  kein 
Gewicht  auf  die  Frage,  ob  der  Wechsel  gehörig  protestiert  ist 
oder  nicht.  Jedoch  ist  auch  er  für  eine  verschiedene  Behandlung 
des  Nachindossaments,  welche  sich  aber  aus  dem  Vorhandensein 
oder  Fehlen  des  Akzepts  ergeben  soll  („Wechselrechtliche  Ab- 
handlungen" S.  436). 
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wie  auch  nach  der  besonderen  des  §  1292  er- 
folgen.1 5)  Gerade  diese  letztere  Art  der  Verpfändung 
verleiht  aber  dem  Pfandgläubiger  nach  außen  hin  die 
Stellung  eines  Vollindossatars,  wodurch  mancherlei 
Gefahren  sich  für  den  Verpfänder  ergeben  können. 
Dieser  kann  z.  B.  durch  die  widerrechtliche  Weiter- 
begebung des  Wechsels  an  einen  gutgläubigen  Dritten 
sein  Eigentumsrecht  verlieren. 

Hinsichtlich  der  Verpfändungs  a  r  t  ist  nun  zwar 
durch  den  Entwurf  nichts  geändert.  Derselbe  hat  aber 
einem  eventl.  dem  Indossamente  beigefügten  Ver- 
pfändungsvermerk eine  weitergehende  Be- 
deutung beigelegt. 

Ein  dem  Indossament  hinzugefügter  Verpfändungs- 
vermerk hat  nach  unserem  Recht  keine  wechselrecht- 
liche Bedeutung,  und  während  z.B.  Staub,  Staub- 
Stranz,  Lehmann  und  Planck  die  Beifügung 
für  zulässig  erachten  und  dem  Vermerk  wenigstens 
zivilrechtliche  Wirkung  zuerkennen  wollen,  will 
G  r  ü  n  h  u  t  die  Klausel  als  nicht  geschrieben  behan- 
delt wissen.16)  Der  Entwurf  dagegen  bestimmt  aus- 
drücklich, daß,  wenn  das  Indossament  den  Vermerk 
,,Wert  zur  Sicherheitsleistung",  ,,Wert  zum  Pfand" 
oder  einen  anderen,  eine  Verpfändung  bezeichnenden 
Vermerk  trägt,  der  Inhaber  als  Pfandgläubiger  gelten 
soll  (Art.  19).  Hierdurch  ist  also  dem  Verpfänder  die 
Möglichkeit  gegeben,  auch  nach  außen  hin  sein  In- 
dossament als  „Pfandindossament"  zu  charakterisieren, 
wodurch  die  für  ihn  seither  bestehenden  Gefahren 
wesentlich  vermindert  werden.    Folgerichtig  gibt  dann 

15)  Vergl.  hierzu  Staub,  Kommentar  z.  H.G.B.  §  368  Anm. 
14—18;  26  und  27;  73—75. 

16)  Vergl.  Grünhut,  Handb.  Bd.  1  §  71  S.  477/78;  dagegen 
Staub,  Kommentar  zum  H.G.B.  Anm.  15  zu  §  368  S.  1363; 
S  t  a  u  b  -  S  t  r  a  n  z,  a.  a.  O.,  Anm.  59  zu  Art.  4;  Lehmann, 
a.  a.  0.  S.  402;  Planck,  Komm.  z.  B.G.B.  Anm.  3b  zu  §  1292. 
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der  Absatz  2  des  Artikels  dem  Pfandindossatar  nur 
das  Recht,  den  Wechsel  durch  Prokuraindossament 
weiter  zu  übertragen. 

Eine  nicht  zu  unterschätzende  Bedeutung  erlangt 
aber  auch  die  durch  den  Pfändungsvermerk  erfolgte 
Klarstellung  der  Rechtsverhältnisse  in  Anbetracht  eines 
Konkursfalles.  Nach  unserem  heutigen  Recht,  wo  dem 
Pfandvermerk  keine  so  weitgehende  Wirkung  hinsicht- 
lich der  Rechtsstellung  des  Inhabers  zukommt,  daß 
durch  ihn  die  nach  §  1006  B.G.B,  bestehende  Eigentums- 
vermutung entkräftet  wird,  ist  im  Falle,  daß  der  Pfand- 
gläubiger Gemeinschuldner  wird,  immer  zwecks  Aus- 
sonderung der  bisweilen  schwierige  Beweis  des  Eigen- 
tums am  Wechsel  zu  erbringen.  Durch  den  beregten 
Zusatz  würde  dagegen  die  Erbringung  dieses  Beweises 
in  Wegfall  kommen. 

Auch  hinsichtlich  dieses  Punktes  ist  jedoch  zu  er- 
wähnen, daß  durch  Art.  4  des  Abkommens  jedem 
Staate  das  Recht  zusteht,  vorzuschreiben,  daß  die 
Pfandklausel  für  ein  in  seinem  Gebiet  vollzogenes  In- 
dossament als  nicht  geschrieben  zu  gelten  hat. 

Die  Wirkung  des  Indossaments  (gemeint  ist  das 
eigentliche  oder  Vollindossament)  ist  die,  daß  alle 
Rechte  aus  dem  Wechsel  auf  den  Inhaber  übergehen. 
Entgegen  der  Bestimmung  des  Art.  10  Satz  1  der  W.O. 
ist  in  dem  Art.  13  Abs.  1  des  Entwurfs  nicht  erwähnt, 
daß  der  Indossatar  auch  die  Befugnis  zur  weiteren  In- 
dossierung durch  das  Indossament  erhält.  Dies  ver- 
steht sich  von  selbst.  Jene  ausdrückliche  Bestimmung 
ist  in  unsere  Wechselordnung  auf  Vorschlag  des 
preußischen  Entwurfs  von  1847  aufgenommen  worden, 
der  seinerseits  wieder  seinen  Ursprung  aus  dem  §  829 
II,  8  des  Allgemeinen  Landrechts  herleitete.  Dort  war 
sie  berechtigt,  weil  nach  §  830  der  Spezialbevollmäch- 
tigte nur  dann  zu  einem  solchen  Akt  befugt  war,  wenn 
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das  Indossament,  inhaltlich  dessen  der  Wechsel  auf  ihn 

übertragen  ist,  an  Order  lautete. 

Wie  steht  es  nun  mit  dem  Schutz  des  Indossatars 
gegen  Mängel  der  Begebung? 

Im  Interesse  des  Wechselverkehrs  und  der  Kapital- 
anlage in  derartigen  Wertpapieren  muß  jedenfalls  dem 
gutgläubigen  Erwerber  ein  ausreichender  Schutz  gegen 
etwaige  Verluste  gegeben  sein,  wenn  sich  herausstellt, 
daß  der  Verkäufer  den  Wechsel  nicht  auf  rechtmäßigem 
Wege  erlangt  hat. 

Die  deutsche  Wechselordnung  gewährt  dem  ge- 
hörig angewiesenen  Inhaber,  d.  h.  dem,  der  durch  eine 
zusammenhängende  Reihe  von  Indossamenten  seinen 
Besitz  legitimiert  (Art.  36  W.O.)  einen  sehr  weitgehen- 
den Schutz.  Nach  Art.  74  kann  nämlich  ein  solcher  In- 
dossatar nur  dann  zur  Herausgabe  angehalten  werden, 
wenn  er  den  Wechsel  in  bösem  Glauben  erworben  hat 
oder  ihm  bei  der  Erwerbung  des  Wechsels  eine  grobe 
Fahrlässigkeit  zur  Last  fällt.  Die  Ausdrucksweise  der 
Wechselordnung  ermöglicht  es,  alle  Mängel  des  mate- 
riellen Erwerbsaktes  durch  die  gutgläubige  Nicht- 
kenntnis  zu  heilen.  Der  Schutz  reicht  also  viel  weiter 
als  der  durch  die  §§  932  ff.  gewährte  Schutz  des  B.G.B., 
der  nur  das  mangelnde  Eigentum  deckt.  Er  reicht  aber 
auch  noch  weiter  als  derjenige  des  §  366  des  H.G.B., 
wonach  mangelnde  Verfügungsbefugnis  geheilt  wird. 
Der  gutgläubige  Indossatar  ist  nämlich  hier  auch  dann 
geschützt,  wenn  er  den  Wechsel  von  einem  Nichtkauf- 
mann  erwirbt  und  an  dessen  Veräußerungsbefugnis 
glaubt,  und  selbst  auch  dann,  wenn  der  gute  Glaube 
darin  besteht,  daß  er  an  die  in  Wirklichkeit  nicht  vor- 
handene Verfügungs  f  ä  h  i  g  k  e  i  t  des  Veräußerers 
glaubt.  Dem  Indossatar  gegenüber  ist  also  sowohl  der 
Einwand,  daß  der  Indossant  geschäftsunfähig  war,  wie 
auch  der  Einwand,  daß  seine  Begebungserklärung  irr- 
tümlich erfolgt  sei,   ausgeschlossen,   wenn   er  in  An- 
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sehung  der  Geschäftsunfähigkeit  und  des  Irrtums  gut- 
gläubig war,17) 

Eine  Ausnahme  besteht  jedoch.  Der  Erwerb  vom 
Gemeinschuldner  ist  nämlich  nicht  durch  Art.  74  ge- 
schützt. Nach  §  7  Abs.  1  der  Konkursordnung  ist  jede 
vom  Gemeinschuldner  nach  Eröffnung  des  Verfahrens 
vorgenommene  Rechtshandlung  den  Konkursgläubigern 
gegenüber  unwirksam.  Durch  den  Zusatz  der  Novelle 
zur  Konkursordnung:  „die  Vorschriften  der  §§  892,  893 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  bleiben  unberührt",  ist 
klargestellt,  daß  nur  in  Ansehung  des  öffentlichen 
Glaubens  des  Grundbuches  eine  Ausnahme  zugelassen 
ist.  Andererseits  wird  man  demjenigen,  der  den 
Wechsel  von  dem  Rechtsnachfolger  des  Gemeinschuld- 
ners gutgläubig  erwirbt,  wieder  den  Schutz  des  Art.  74 
zubilligen  müssen.18) 

Was  die  fremden  Rechte,  insbesondere  das  fran- 
zösische und  englische,  anbetrifft,  so  ist  zu  bemerken, 
daß  in  Frankreich  keine  besonderen  Vorschriften  über 
die  Pflicht  zur  Herausgabe  eines  Wechsels  bestehen.19) 
Jedoch  finden  nach  der  überwiegenden  Ansicht  der 
französischen  Gerichtshöfe  und  Schriftsteller  die 
Artikel  2279  und  2280  cod.  civ.  auch  auf  Wechsel  An- 


17)  Andererseits  kommt  aber  auch  der  auf  Grund  der  Artikel 
36  und  74  W.O.  gewährte  Schutz  dem  Wechselschuldner  hinsicht- 
lich der  Zahlung  an  den  Nichtberechtigten  zu  statten.  „Wie  der 
formell  legitimierte  Wechselinhaber,  der  den  Wechsel  gutgläubig 
ohne  grobe  Fahrlässigkeit  erworben  hat.  als  Wechseleigentümer 
anerkannt  und  geschützt  wird,  so  wird  der  Wechselschuldner,  der 
gutgläubig  ohne  grobe  Fahrlässigkeit  an  den  formell  legitimierten 
Wechselinhaber  gegen  Aushändigung  des  quittierten  Wechsels  ge- 
zahlt hat,  gegen  eine  nochmalige  Inanspruchnahme  aus  dem 
Wechsel  geschützt."    Vergl.  Entsch.  d.  R.G.  in  Z.S.  Bd.  55  S.  49  ff. 

18)  So  Staub,  Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch,  8.  Aufl., 
Anm.  81  zu  §  366  und  auch  Jäger,  Kommentar  zur  Konkurs- 
ordnung, 2.  Aufl.  Anm.  37  zu  §  7. 

19)  cod.  com.  art.  149. 
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wendung.20)  Diese  Artikel  gewähren  dem  bloßen  Be- 
sitzer den  denkbar  größten  Schutz  gegen  Vindication. 
Das  englische  Recht  stellt  die  Vermutung  auf,  daß  der 
Erwerb  durch  den  legitimierten  Besitzer  rechtmäßig 
war.21)  Diese  Vermutung  kann  jedoch  widerlegt 
werden  durch  den  Nachweis  des  unentgeltlichen  und 
schlechtgläubigen  Erwerbs.22) 

Die  früheren  Projekte  eines  einheitlichen  Wechsel- 
gesetzes sind  alle  über  diese  Frage  hinweggegangen, 
weil  es  sich  um  eine  Materie  handle,  die  sowohl  das 
Wechselrecht  wie  auch  das  Zivilrecht  berühre.  Aber 
mit  Rücksicht  auf  die  mannigfachen  Abweichungen  der 
Gesetze  und  der  Rechtsprechungen  der  einzelnen 
Staaten  muß  ein  einheitliches  Wechselrecht  eine 
Regelung  in  dieser  Hinsicht  treffen.  Die  Sicherheit  des 
Verkehrs  verlangt  aber  den  Schutz  des  legitimierten 
gutgläubigen  Erwerbers.  Aus  diesen  Gründen  hat  die 
Konferenz  in  Art.  81  eine  Bestimmung  analog  der  des 
Art.  74  der  W.O.  getroffen.23)  Dadurch  ist  auch  nach 
dem  Entwürfe  der  gehörig  angewiesene  Indossatar 
gegen  eine  Vindication  geschützt,  wenn  er  nur  beim 
Erwerbe  des  Wechsels  ohne  grobe  Fahrlässigkeit  der 
Meinung  gewesen  war,  Wechselgläubiger  zu  werden. 

Am  Schlüsse  dieses  Paragraphen  haben  wir  noch 
die  wechselrechtlichen  Einreden  zu  erwähnen.  Der 
Entwurf  behandelt  dieselben  unter  dem  Kapitel  „I  n  - 

20)  Vergl.  Späing,  a.  a.  0.,  S.  209  Anm.  3  und  Gold- 
schmidt, Zeitschr.  f.  d.  ges.  Handelsrecht  Bd.  9  S.  80. 

21)  B.E.A.  sect.  21  (2). 

22)  Vergl.  S  p  ä  i  n  g,  a.  a.  0.  S.  209  Anm.  5. 

23)  Der  Art.  81  des  Entwurfs  spricht  nur  vom  gutgläubigen 
Erwerb  verlorener  Wechsel.  Art.  74  der  W.O.  ist  ganz  allgemein 
gehalten.  Gerade  wie  hier  aber  auch  der  Schutz  beim  Erwerb  ab- 
handen gekommener  Wechsel  platzgreift,  da  eine  dahingehende 
Einschränkung,  wie  sie  §  935  B.G.B,  macht,  der  Art.  74  nicht  kennt, 
ist  dort  die  Anwendung  auf  alle  in  Frage  kommenden  Fälle  selbst- 
verständlich. 

3' 
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dossamen  t".  Dies  ist  logisch  richtiger,  denn  im 
Anschluß  an  die  Uebertragung  der  Wechselrechte 
müssen  die  wechselrechtlichen  Einreden  behandelt 
werden. 

Dem  Wesen  nach  ist  keine  Aenderung  eingetreten. 
Der  Text  des  Art.  82  der  W.O.  ließ  lange  Zeit  Streit 
darüber  bestehen,  was  der  Sinn  und  die  Bedeutung  der 
Worte  „aus  dem  Wechselrechte  selbst" 
sei.  Durch  die  Bestimmung  des  §  364  Abs.  2  des  Han- 
delsgesetzbuches, die  man  als  authentische  Inter- 
pretation des  Art.  82  W.O.  betrachten  kann,  dürfte  der 
Sinn  jener  Worte  nun  geklärt  sein.  Die  Einreden,  die 
sich  „aus  dem  Wechselrechte  selbst"  er- 
geben, die  sogen,  „exceptiones  in  rem",  zerfallen 
danach: 

1.  in  die  Einwendungen,  welche  die  Gültigkeit  der 
urkundlichen  Erklärung  betreffen,  und 

2.  in  diejenigen  Einwendungen,   welche   sich  aus 
dem  Inhalte  der  Urkunde  ergeben. 

Diesen  objektiven  oder  absoluten  Einreden  stehen 
gegenüber  die  persönlichen  Einreden,  die  sogen,  „ex- 
ceptiones  in  personam",  das  sind  diejenigen,  die  zwar 
den  objektiven  Bestand  der  betreffenden  Obligation 
unberührt  lassen,  aber  aus  irgend  einem  Rechtsgrunde 
dem  betreffenden  Kläger  entgegengehalten  werden 
können.  In  diesem  Sinne,  also  anschließend  an  die 
Bestimmung  des  Handelsgesetzbuches,  ist  im  Art.  17 
des  Entwurfs  die  Frage  der  wechselrechtlichen  Ein- 
reden geregelt. 


§  3. 

Annahme- 

In  dem  Entwurf  wird  dem  Aussteller  eine 
weitergehende  Einwirkung  auf  den  Inhalt  des  Wechsels 
hinsichtlich  der  Vorlegung  zur  Annahme  zuerkannt. 
Nach  Art.  22  Abs.  1  des  Entwurfs  kann  der  Aussteller, 
wie  auch  jeder  Indossant,  bestimmen,  daß  jeder 
Wechsel  überhaupt  oder  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  zur  Annahme  vorgelegt  werden  muß.  Nach 
deutschem  Recht  kann  eine  derartige  Verpflichtung  zur 
Präsentation  zur  Annahme  mit  wechselrecht- 
licher1) Wirkung  im  allgemeinen  nicht  begründet 
werden  (Art.  18  WO.).  Eine  Ausnahme  machen  nur 
die  Nachsicht-  und  Domizilwechsel  (Art.  19  und  24  Ab- 
satz 2  WO.).  Für  den  Aussteller,  wie  auch  für  den 
Indossanten,  jedoch  in  weit  höherem  Maße  gerade  für 
den  ersteren,  ist  von  großem  Interesse,  rechtzeitig  zu 
erfahren,  ob  der  Bezogene  akzeptieren  will  oder  nicht, 
und  die  Möglichkeit,  hierauf  einen  Einfluß  auszuüben, 
ist  ihm  durch  den  Entwurf  gegeben. 

Andererseits  kann  aber  auch  der  Aussteller  ein  In- 
teresse daran  haben,  daß  dem  Bezogenen  der  Wechsel 
nicht  zum  Akzept  vorgelegt  wird.  Wie  die  deutsche 
Wechselordnung  eine  allgemeine  Verpflichtung  zur 
Vorlegung  zwecks  Annahme  nicht  kennt,  kennt  sie 
auch  nicht  das  generelle  Präsentationsverbot  zur  An- 
nahme. Der  Entwurf  dagegen  erkennt  sowohl  das 
zeitlich  beschränkte  wie  das  unbedingte 
Verbot   des  Ausstellers,   den  Wechsel   zur  Annahme 


!)  Anders  wohl  möglich;  vergl.  R.O.H.G.  Bd.  4  S.  403. 
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vorzulegen,  als  gültig  an  (Art.  22  Abs.  2  d.  Entwurfs).2) 
Diese  Bestimmung  scheint  in  Anlehnung  an  das  fran- 
zösische Recht,  wo  die  sogen,  „nicht  akzeptable  Tratte" 
eine  große  Rolle  spielt,  aufgenommen  worden  zu  sein. 
Es  bestehen  jedoch  zwei  Ausnahmen.  Einmal  ist  das 
Verbot  unzulässig  bei  Wechseln,  die  auf  eine  bestimmte 
Zeit  nach  Sicht  lauten,  und  zweitens  bei  domizilierten 
Wechseln  (Art.  22  Abs.  2  Satz  2).  Bei  ersteren  ist  die 
Vorlegung,  um  die  Sichtfrist  in  Lauf  zu  setzen,  begriff- 
lich notwendig.  Ein  wichtiger  Grund,  bei  Domizil- 
wechseln das  Verbot  der  Vorlegung  nicht  zu  gestatten, 
besteht  dagegen  nicht.  In  der  Konferenz  zog  man  aber 
in  Erwägung,  daß  durch  die  Zulassung  des  Vermerks 
„Nicht  zur  Annahme"  bei  einem  Domizilwechsel  dem 
Aussteller  leicht  die  Möglichkeit  gegeben  sei,  unlautere 
Manipulationen  vorzunehmen.3) 

Wir  haben  weiter  einige  Neuerungen  hinsichtlich 
der  Vorschriften  über  die  Annahme  zu  untersuchen,  die 
dem  Bezogenen  Rechte  verleihen,  wie  sie  die 
deutsche  Wechselordnung  nicht  kennt,  und  die  anderer- 
seits aber  auch  die  Stellung  des  Wechselinhabers  nicht 
unwesentlich  tangieren. 

2)  Der  Indossant  kann  dagegen  die  Vorlegung  zur  Ana- 
nahme  nicht  verbieten,  wenn  vorher  der  Wechsel  annahmefähig 
war.   (Entw.  Art.  22  Abs.  3  Satz  2.) 

3)  Vergl.  Ausführung  des  österreichischen  Delegierten 
Dr.  Hammerschlag,  Akt.  S.  291:  „Si  on  admettait  que  le 
tireur  dune  lettre  de  change  domicilee  defende  la  presen- 
tation  ä  l'acceptation,  il  se  pourrait  que  quelqu'un,  etant  sür  que 
la  lettre  ne  sera  pas  presentee,  tirät  sans  en  avoir  le  droit  sur 
une  maison  jouissant  d'un  grand  credit  et  se  nommät  soi-meme 
ou  un  de  ses  amis  comme  domiciliataire.  Quelques  jours  avant 
l'echeance  il  pourrait  remplacer  cette  lettre  de  change  par  une 
autre  de  la  meme  facture.  En  negociant  cette  lettre  le  tireur 
pourrait  se  procurer  de  l'argent  d'une  maniere  illicite  et  continuer 
ce  procede  en  retirant  la  lettre  quelques  jours  avant  l'echeance 
et  en  la  remplacant  par  une  nouvelle  lettre  de  la  meme  facture 
payable  plus  tard." 
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So  gewährt  einmal  der  Art.  27  des  Entwurfs  dem 
Bezogenen  das  Recht,  sich  über  die  Annahme  oder 
Nichtannahme  des  Wechsels  an  dem  der  Vorlegung 
folgenden  Werktag  zu  entschließen  und  zu  äußern. 
Die  deutsche  Wechselordnung  dagegen  kennt,  dem 
Prinzip  des  „prompten  Akzepts"  folgend,  eine  derartige 
dem  Bezogenen  zustehende  Bedenkzeit  nicht. 

Die  Leipziger  Konferenz  hatte  sich  diesem  Grund- 
satz in  Anlehnung  an  den  preußischen  Entwurf 
angeschlossen,  obgleich  die  Vertreter  verschiedener 
Handelskammern,  wie  derjenigen  von  Mainz  und 
Worms,  für  Beibehaltung  einer  24-stündigen  Bedenk- 
zeit, die  sich  als  wohltätig  erwiesen  habe,  Stimmung  zu 
machen  versuchten.4)  Der  für  Mecklenburg  von  T  h  ö  1 
ausgearbeitete  Entwurf  ging  sogar  noch  weiter  und 
wollte  dem  Inhaber  die  Pflicht  auferlegen,  zweimal  um 
das  Akzept  nachzusuchen. 

Diese  dem  Bezogenen  zu  gewährende  Bedenkzeit 
ist  alten  Ursprungs.  Schon  die  ältesten  italienischen 
Kodifikationen  enthielten  darauf  hinzielende  Bestim- 
mungen, und  bis  auf  den  heutigen  Tag  pflegen  selbst 
diejenigen  Staaten,  die  gesetzlich  zwar  dem  Prinzip  des 
, »prompten  Akzepts"  huldigen,  diesem  traditionellen 
Geschätfsgebrauch  Rechnung  zu  tragen.5)  Die  großen 
Banken  Deutschlands,  an  ihrer  Spitze  die  Reichsbank, 
gewähren  ausnahmslos  dem  Bezogenen  eine  solche 
Bedenkzeit. 

Während  also  in  Deutschland  die  dem  Bezogenen 
gewährte  Bedenkzeit  nur  der  Handelsgewohnheit  ent- 
spricht, haben  Frankreich,  Belgien  und  England  eine 
solche  durch  Gesetz  festgelegt.    In  den  beiden  ersten 

4)  Protokolle  zur  Allgem.  Deutschen  WO.  S.  35  und  S.  XLV, 
Bern,  zu  §  18. 

•r')  Vergl.  Meyer,  a.  a.  O.   Bd.  2   S.  157. 
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Staaten8)  hat  das  Akzept  spätestens  binnen  24  Stunden 
nach  erfolgter  Präsentation  zu  geschehen,  und  nach 
englischem  Recht 7)  muß  der  Wechsel  innerhalb 
,,the  customary  time"  akzeptiert  werden.  „Customary" 
ist  jedoch  nicht  gleichbedeutend  mit  angemessen  — 
reasonable  — ,  sondern  als  üblich  gilt  auch  dort  eine 
Ueberlegungsfrist  von  24  Stunden.8) 

Es  entspricht  im  großen  und  ganzen  den  Regeln 
der  Billigkeit,  wenn  man  eine  Bedenkfrist  dem  Be- 
zogenen gewährt  und  ihm  Zeit  läßt,  die  Sache  zu 
prüfen,  bevor  er  eine  so  strenge  Verbindlichkeit,  wie 
es  die  Wechselerklärung  ist,  eingeht.  Der  Entwurf  hat 
die  Frist  so  fixiert,  daß  dem  Erklärungspflichtigen  zur 
Abgabe  seiner  Erklärung  der  laufende  und  der  folgende 
Werktag  zustehen. 

Für  die  Rechtsstellung  des  Inhabers  ergeben  sich 
durch  diese  Bestimmungen  keinerlei  Schwierigkeiten. 
Worüber  eventl.  Streit  entstehen  könnte,  wäre  einzig 
und  allein  die  Frage,  ob  im  Falle  der  Annahme- 
verweigerung und  der  dadurch  nach  dem  Entwurf  be- 
gründeten Regreßnahme  auf  Zahlung  die  Protest- 
urkunde allein  als  Beweismittel  ausreichen  würde.  Die 
Gültigkeit  des  Protestes  wäre  natürlich  davon  abhängig, 
daß  der  Wechsel  mindestens  einen  Werktag  zuvor  dem 
Bezogenen  zur  Annahme  vorgelegt  worden  wäre.  Aber 
dieser  Mißstand  wäre  leicht  dadurch  zu  beseitigen,  daß 
man  in  dem  Entwurf  eine  Bestimmung  aufnehmen 
würde,  die  dem  Bezogenen  die  Ausstellung  einer 
datierten  Sichtbescheinigung  zur  Pflicht 
macht.  Sollte  aber  selbst  diese  nicht  zu  erlangen  sein, 
dann  müßte  eine  sofortige  Benachrichtigung  des  Aus- 


6)  Cod.  com.  art.  125  und  Belg.  Recht,  Art.  16. 

Sect.  42  (1). 
8)  S  p  ä  i  n  g,  a.  a.  0.   S.  67   Anm.  14. 
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stellers  für  genügend  erachtet  werden.  Die  Sicht- 
bescheinigung und  der  Annahmevermerk  sind  natürlich 
als  zwei  ganz  verschiedene  Institute  zu  betrachten,9) 
wenn  auch  der  Annahmevermerk  die  Sichtbescheinigung 
ersetzen  kann.  Doch  reicht  zur  Feststellung  obiger 
Tatsache  wie  auch  der  Verfallzeit  die  Sichtbeschei- 
nigung aus. 

Eine  weitere  und  überaus  wichtige  Neuerung 
bringt  der  Entwurf  in  Art.  29.  Unter  gewissen  Um- 
ständen gestattet  er  nämlich  eine  wirksame  Streichung 
des  bereits  erfolgten  Akzepts.  Die  deutsche  Wechsel- 
ordnung dagegen  besagt  ausdrücklich,  daß  die  einmal 
erfolgte  Annahme  nicht  mehr  zurückgenommen  werden 
kann  (Art.  21  Abs.  4).  Wann  ist  aber  nun  die  Annahme 
als  erfolgt  zu  betrachten? 

Vorweg  sei  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  es 
jedenfalls  nicht  angängig  und  in  keiner  Weise  motiviert 
ist,  für  die  Perfektion  des  Akzepts  andere  Grundsätze 
aufzustellen,  als  für  die  übrigen  Wechselverpflich- 
tungen.10) 

Die  herrschende  Meinung,  auf  dem  Boden  der  Be- 
gebungsvertragstheorie stehend,  geht  dahin,  daß  die 
Unterschrift  an  und  für  sich  zwar  nicht  die  Akzept- 
haftung schafft,  jedoch  durch  die  Niederschrift  der 
Akzeptvertrag  zustande  kommt,  weil  darin  die  Annahme 
der  durch  die  Präsentation  erfolgten  Offerte  zu  erblicken 


9)  Vergl.  Thöl,  a.  a.  0.  Bd.  2  §  40;  Dernburg,  a.  a.  0. 
Bd.  2  §  256  S.  302  und  R.O.H.G.,  Bd.  16  S.  348. 

10)  Grawe  in  will  hier  andere  Grundsätze  gelten  lassen 
(„Die  Perfektion  des  Accepts",  S.  109).  Aehnlich  auch  Leh- 
mann, der  aber  darauf  hinweist,  daß  die  Eigentumsver- 
hältnisse am  Wechselbriefe  den  Grund  dafür  bilden,  daß  der 
Akzeptant  durch  bloße  Unterschrift  verpflichtet  wird.  (Lehrb.  des 
deutschen  Wechselrechts,  §  64.) 
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sei.11)  Bei  einem  Blankowechsel  ist  jedoch  zur  Per- 
fektion des  Vertrags  die  Aushändigung  nötig,  weil  hier 
vorher  überhaupt  noch  kein  Wechselberechtigter,  der 
Rechte  hätte  erwerben  und  eine  Offerte  hätte  machen 
können,  vorhanden  war.  Bei  einem  solchen  Wechsel 
würde  also  eine  wirksame  Durchstreichung  des 
Akzepts  vor  der  Aushändigung  möglich  sein.12) 

Das  Reichsgericht  ist  in  seinen  Entscheidungen 
nicht  konsequent.  Bald  stellt  es  sich  auf  den  Boden 
der  Vertragstheorie,  bald  auf  einen  anderen  Stand- 
punkt.13) 

Die  französischen,  belgischen  und  englischen  Ge- 
setze nehmen  in  der  Frage  der  Widerruflichkeit  des 
Akzepts  keinen  so  strengen  Standpunkt  ein,  Während 
nach  belgischem  Recht 14)  eine  wirksame  Durch- 
streichung des  Akzepts  innerhalb  der  dem  Bezogenen 
zustehenden  24-stündigen  Bedenkzeit  möglich  ist,  ist 
nach  französischem  und  englischem  Recht  der  Wider- 
ruf gestattet,  solange  der  Wechsel  nicht  ausgehändigt 
oder  von  der  Annahme  eine  Mitteilung  gegeben  ist.15) 
Diese  Rechte  nehmen  für  den  Verkehr  jedenfalls  einen 
weit  günstigeren  Standpunkt  ein. 

Wenn  man  auch  die  Nachteile  nicht  verkennen 
darf,   die  durch  die  Widerruflichkeit   des  Akzepts  in 

1J)  Vergl.  Goldschmidt  in  Zeitschr.  f.  das  gesamte  Han- 
delsrecht, Bd.  28  S.  84,  der  auch  darauf  hinweist,  daß  die  Quelle 
des  Artikels  21  W.O.  in  den  Vorschriften  des  Preuß.  Allg.  Land- 
rechts §§  715,  997,  998  II,  8,  zu  suchen  ist,  das  der  Vertragstheorie 
huldigt.  —  Siehe  auch  Motive  des  Entwurfs  von  1847,  S.  XLVIII. 
Ferner  D  e  r  n  b  u  r  g,  a.a.O.  Bd.  2  §263  Ziff.  3;  Staub- 
st r  a  n  z,  Anm.  1  zu  Art.  21. 

12)  Vergl.  v.  C  ans  t  ein,  a.  a.  0.  S.  239  u.  S.  277. 

13)  Auf  dem  Boden  der  Vertragstheorie  stehend  in  Bd.  2 
S.  91;  Bd.  9  S.  57  ff.;  Bd.  14  S.  23  ff.;  auf  einem  gegenteiligen  Stand- 
punkt in  Bd.  24  S.  90. 

14)  Artikel  11. 

15)  Späing,  a.a.O.   S.  81   Anm.  4  und  S.  84  Anm.  13. 
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vielen  Fällen  entstehen  können,  so  darf  man  aber  auch 
andererseits  nicht  außer  Acht  lassen,  daß  durch  das 
Festhalten  an  dem  Prinzip  der  Unwiderruflichkeit  der 
Bezogene  sehr  oft  mit  ganz  besonderer  Härte  getroffen 
wird.  Es  besteht  ja  sehr  leicht  die  Gefahr,  daß  durch 
Gestattung  der  Durchstreichung  des  Annahmevermerks 
unter  gewissen  Umständen  die  Möglichkeit  unlauterer 
Manipulationen  gegeben  ist,  indem  z.  B.  die  Tilgung  im 
Einvernehmen  des  Ausstellers  erfolgt,  wenn  letzterer 
in  Konkurs  gerät.  Auch  wird  es  oft  schwierig  sein,  die 
Zeit  der  Streichung  festzustellen,  und  —  last  not 
least  —  ein  Instrument,  auf  dem  der  Annahmevermerk 
wieder  getilgt  ist,  wird  immer  in  seiner  Begebbarkeit 
notleiden. 

Aber  wie  erwähnt,  wird  durch  das  Versagen  der 
Akzeptstreichung  in  allen  Fällen  der  Bezogene  mit 
einer  Härte  getröffen,  die  sich  durch  nichts  recht- 
fertigen läßt.  Da  ferner  der  Wechsel  längst  nicht  mehr 
ein  Sonderpapier  kommerzieller  Kreise  ist  und  durch 
die  allgemeine  Wechselfähigkeit  auch  in  Schichten  der 
Bevölkerung  eingedrungen  ist,  die,  bevor  sie  eine  solch 
strenge  Verpflichtung  übernehmen,  nicht  alles  so  genau 
zu  prüfen  und  zu  bedenken  pflegen,  muß  natürlich 
eine  derartige  Bestimmung  um  so  härter  in  ihrer 
Wirkung  sein. 

Schon  auf  der  Leipziger  Konferenz  war  von  dem 
Referenten  bemerkt  worden,  daß  gegen  eine  Durch- 
streichung des  Akzepts  vor  der  Rückgabe  des  Wechsels 
vom  rechtlichen  Standpunkte  aus  nichts  einzuwenden 
sei.3*)  In  Deutschland  selbst  sind  in  der  letzten  Zeit 
des  öfteren  wieder  Stimmen  laut  geworden,  die  für 
eine  Aenderung  der  Vorschriften  des  Wechselrechts  in 
diesem  Punkte  eintraten.  So  hat  namentlich  Bern- 
stein nachzuweisen  versucht,  daß  man  ohne  Aufgabe 


16)  Thöl,  Protokolle,  S.  53. 
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der  Vertragstheorie  einer  Aenderung  in  diesem  Sinne 
zustimmen  könne.17) 

Der  Weltwechselrechtsentwurf  will  nun  eine  wirk- 
same Durchstreichung  des  Akzepts  gestatten,  solange 
der  Wechsel  noch  nicht  ausgehändigt  ist,  oder 
von  der  Annahme  der  Inhaber  oder  dessen  Bevoll- 
mächtigter oder  ein  Wechselverpflichteter  noch  nicht 
schriftlich  benachrichtigt  ist  (Art.  29  des  Entwurfs). 
Die  internationale  Wechselrechtskonferenz  ist  also 
hier  den  Bestimmungen  des  englischen  Rechts  gefolgt 
und  hat  sich  damit  auf  den  gleichen  Boden  gestellt,  wie 
die  „International  Law  Association"  in  ihrer  Konferenz 
in  Budapest  im  Jahre  1908,18)  während  noch  die  Bremer 
Regeln19)  einen  gegenteiligen  Standpunkt  vertraten. 

17)  Bernstein,  „Revision  der  Wechselordnung",  S.  25  und 
„Allgemeine  Deutsche  Wechselordnung"  S.  129. 

18)  Budapester  Regeln,  These  15;  abgedruckt  bei  Meyer, 
Bd.  2  Weltwechselrecht. 

19)  Bremer  Regeln,  These  35;  abgedruckt  bei  Meyer,  Welt- 
wechselrecht, Denkschrift  1906. 


§  4 

Aval 


Entgegen  der  deutschen  Wechselordnung,  die  nur 
beiläufig  in  dem  Abschnitt  über  das  Klagerecht  des 
Wechselgläubigers  (Art.  81  WO.)  das  Institut  des  Avals 
erwähnt,  regelt  der  Entwurf  dasselbe  ziemlich  ein- 
gehend in  einem  besonderen  Kapitel. 

Die  „offen  e"  Wechselbürgschaft  ist  im  kaufmän- 
nischen Verkehr  verhältnismäßig  wenig  in  Uebung,1) 
da  sie  immer  ein  gewisses  Mißtrauen  in  den  Kredit  des 
Verbürgten  kundgibt.  Es  wird  daher  die  „ver- 
deckte" Bürgschaft  durch  Indossament  vorgezogen. 
Aber  trotzdem  ist  dieses  Institut  auch  fast  allen  fremd- 
ländischen Wechselordnungen  bekannt,  und  über- 
raschenderweise wird  seine  Einführung  selbst  in  Eng- 
land, wo  das  Gesetz  den  Aval  nicht  kennt,  ohne  Angabe 
besonders  wichtiger  Gründe  von  maßgebender  Seite 
gewünscht.2) 

Die  Bestimmungen  des  Entwurfs  schließen  sich  in- 
haltlich an  die  durch  unsere  Rechtsprechung  ausge- 
bildeten Grundsätze  aufs  engste  an.  Eine  wichtige  Be- 
stimmung enthält  indessen  der  Art.  37  Abs.  3.  Hiernach 

1)  In  der  neuesten  Zeit  hat  der  Aval  jedoch  wieder  eine  neue 
Anwendung  bei  solchen  Wechseln  gefunden,  die  nicht  zum  Umsatz 
bestimmt  sind,  also  in  erster  Linie  bei  Volks-  und  ähnlichen 
Banken  und  Kassen.  Dem  von  den  anderen  Banken  ihren  Kunden 
oft  eingeräumten  sogen.  Avalkredit  dagegen  liegt  nie  oder  doch 
sehr  selten  eine  Avalverpflichtung  seitens  der  Bank  zu  Grunde. 
Ein  sogen.  Kautionswechsel  liegt  zwar  auch  vor,  aber  die  Banken 
geben  ihr  Akzept.  Wenn  man  daher  von  Avalkredit  spricht,  so 
ist  dies  juristisch  betrachtet  falsch. 

2)  Vergl.  hierzu  Meyer,  a.  a.  0.   Bd.  2   S.  268. 
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erlangt  der  Avalist,  der  den  Wechsel  bezahlt  hat, 
Regreßrechte  gegen  denjenigen,  für  den  er  sich 
verbürgt  hat,  und  gegen  dessen  Vormänner.3) 

Ferner  sei  auch  noch  besonders  erwähnt,  daß 
mangels  einer  Angabe,  zu  wessen  Gunsten  die  Aval- 
verpflichtung erfolgt,  diese  zu  Gunsten  des  Ausstellers 
gelten  soll  (Art.  36  Abs.  4  des  Entwurfs).  Diese  ge- 
setzliche Interpretation  ist  im  Interesse  der  Aufrecht- 
erhaltung von  Wechselpflichten  für  den  Zweifelsfall  zu 
begrüßen. 

Schließlich  ist  noch  darauf  hinzuweisen,  daß  durch 
Art.  5  des  Abkommens  jedem  Vertragsstaat  vor- 
behalten bleibt,  innerhalb  seines  Staatsgebietes  den 
durch  eine  besondere  Urkunde  gegebenen  Aval 
zuzulassen.  Dieser  Vorbehalt  scheint  im  Anschluß  an 
das  französische  Recht  aufgenommen  worden  zu  sein, 
das  den  Aval  auch  außerhalb  des  Wechsels  zuläßt.4) 
Jedoch  wird,  übereinstimmend  mit  Bernstein,  eine 
derartige  Regelung,  die  gegen  das  Wesen  der  Wechsel- 
pflicht als  einer  Skripturobligation  geht,  zu  ver- 
werfen sein.5) 

3)  Die  Meinungen  hierüber  sind  bei  uns  geteilt.  Nach  Bern- 
stein erlangt  der  Avalist  durch  die  Wechseleinlösung  kein 
Wechselrecht  (Allgem.  Deutsche  W  O.  S.306);  anders  v.  Can- 
stein, Lehrbuch  des  Wechselrechts,  S.  316. 

4)  Cod.  com.  art.  142. 

5)  Bernstein,  Revision  der  Wechselordnung,  S.  28. 


Verfall  und  Zahlung, 


Bezüglich  der  Angabe  der  Verfallzeit  ist  nur  zu  be- 
merken, daß  der  Entwurf  die  Festsetzung  der  Fälligkeit 
auf  eine  Messe  oder  einen  Markt  nicht  mehr  kennt.1) 
Die  Meß-  und  Marktwechsel,  die  infolge  des  mittel- 
alterlichen, bis  weit  in  das  19.  Jahrhundert  hinein- 
reichenden Wirtschaftssystems  mit  seinen  für  den  ge- 
samten Handel  so  wichtigen  Messen  und  Märkten, 
lange  Zeit  eine  so  beliebte  Form  des  Wechsels  dar- 
stellten, haben  in  unserer  Zeit  ihre  Bedeutung  für  den 
Verkehr  verloren.  In  wenigen  Ländern,  wie  z.  B.  Ruß- 
land, wo  die  Messen  und  Märkte  zum  Teil  noch  in  ihrer 
früheren  Größe  und  Bedeutung  bestehen,  haben  der- 
artige Wechsel  vielleicht  noch  ihre  Berechtigung. 
Dieser  Tatsache  Rechnung  tragend,  hat  der  Art.  6  des 
Abkommens  bestimmt,  daß  die  Beibehaltung  der  auf 
eine  Messe  zahlbar  gestellten  Wechsel  durch  die 
Landesgesetzgebung  gestattet  werden  kann. 

Einige  wichtige  Aenderungen  sind  dagegen  bezüg- 
lich der  Bestimmung,  die  sich  auf  die  Vorlegungs- 
fristen bei  Nachsicht-  und  Sichtwechsel  beziehen,  zu 
erwähnen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Vervollkommnung  der  Be- 
förderungsmittel, die  es  gestatten,  selbst  mit  den  ent- 
legendsten  Orten  in  kurzer  Zeit  in  Verbindung  zu 
treten,  ist  in  dem  Entwurf  die  Normalfrist,  innerhalb 

1)  Daß  die  Angabe  der  Verfallzeit  nicht  mehr  als  wesentlich 
gefordert  ist,  vielmehr  beim  Fehlen  derselben  der  Wechsel  als 
Sichtwechsel  zu  behandeln  ist,  haben  wir  oben  (siehe  S.  11)  bereits 
erwähnt. 
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der  Sichtwechsel  zur  Zahlung  und  andererseits  Nach- 
sichtwechsel zur  Annahme  vorgelegt  werden  müssen, 
auf  6  Monate  festgesetzt  worden.  Nach  deutschem 
Recht  beträgt  diese  Frist  zwei  Jahre,  Wie  auch  die 
deutsche  Wechselordnung  (Art.  19  und  31)  dem  Aus- 
steller und  Indossanten  die  Vorschreibung  einer  be- 
sonderen Präsentatiosfrist  gestattet,  hat  auch  der 
Entwurf  eine  solche  anerkannt.  Jedoch  steht  das  Recht, 
die  Frist,  und  zwar  nur  um  6  weitere  Monate,  zu  ver- 
längern, ausschließlich  dem  Aussteller  zu, 
während  eine  Abkürzung  derselben  auch  dem  In- 
dossanten gestattet  ist  (Art.  23  und  41  d.  Entw.). 

Was  den  Beginn  der  Sichtfrist  eines  eine  bestimmte 
Zeit  nach  Sicht  zahlbaren  Wechsels  anbetrifft,  so  ist 
durch  den  Art.  42  Abs.  1  des  Entwurfs  festgesetzt,  daß 
dieselbe  von  dem  Datum  der  Annahme  oder  dem  Datum 
des  Protestes  mangels  Annahme  zu  laufen  beginnt.  Im 
Falle  die  Annahme  zwar  erfolgt,  aber  eine  Datierung 
nicht  zu  erlangen  ist,  ist  dem  Inhaber,  als  Surrogat  des 
datierten  Akzepts,  durch  Erhebung  des  Protestes  die 
Möglichkeit  gegeben,  die  Sichtfrist  in  Lauf  zu  setzen 
(Art.  42  Abs.  2  des  Entwurfs).  Tut  er  dies  jedoch  nicht, 
so  verliert  der  Inhaber  nicht,  wie  nach  deutschem 
Recht  (WO.  Art.  20),  seinen  wechselmäßigen  Anspruch 
gegen  die  Indossanten  und  den  Aussteller,  sondern  der 
Entwurf  läßt  dann  die  Fälligkeit  dadurch  herbeiführen, 
daß  er  die  Sichtfrist  mit  dem  letzten  Tage  der  durch 
Art.  23  bestimmten  Vorlegungsfrist  zu  laufen  beginnen 
läßt  (Art.  42  Abs.  3  des  Entwurfs). 

Der  Entwurf  hat  also  schon  die  Möglichkeit  ge- 
schaffen, auch  ohne  Protestaufnahme  beim  Fehlen 
eines  Datums  die  Fälligkeit  eines  zu  einer  bestimmten 
Zeit  nach  Sicht  zahlbaren  Wechsels  zu  fixieren.  Viel- 
leicht wäre  es  angebracht  gewesen,  der  oben  schon 
einmal  erwähnten  Sichtbescheinigung  in  dem  Entwurf 
Eingang  zu  verschaffen,   und  auch   dem  Inhaber  die 
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Möglichkeit  der  Ausfüllung  des  Datums  zu  geben.  Zur 
Festsetzung  der  Verfallzeit  ist  eine  Sichtbescheinigung 
ja  vollkommen  ausreichend,  und  eine  solche  wird  wohl 
oft  eher  zu  erhalten  sein  als  ein  Akzept.  Auch  die 
Ausfüllung  des  Datums  in  einer  Sichtbescheinigung,  wie 
auch  in  einem  Akzeptvermerk  könnte  ebenfalls  ohne 
Bedenken  dem  Inhaber  gestattet  werden.  Der  Inhaber 
würde  dadurch  keineswegs  mit  einer  allzu  großen 
Machtbefugnis  ausgestattet,  da  ja  seiner  etwaigen  Will- 
kür durch  die  Präsentationsfrist  immer  Schranken  ge- 
setzt sind.  Auch  besteht  kein  Grund,  denjenigen,  der 
einen  undatierten  Vermerk  hergibt,  anders  zu  be- 
handeln wie  den  Wechselblankettzeichner.  Auf  alle 
Fälle  würde  dadurch  der  Verkehr  vereinfacht,  und  es 
würden  Kosten  gespart  werden,  was  nur  im  Interesse 
aller  Wechselbeteiligten  liegen  kann. 

Was  nun  schließlich  noch  die  Berechnung  der  Ver- 
falls- und  Vorlegungsfristen  für  Wechsel,  die  zwischen 
zwei  Orten  mit  verschiedenem  Kalender  gezogen  sind, 
anbetrifft,  so  bestimmt  der  Entwurf  in  Art.  46,  daß  für 
einen  an  einem  bestimmten  Tage  zahlbaren  Wechsel  für 
den  Verfalltag  der  Kalender  des  Zahlungsortes  maß- 
gebend sein  soll.  Für  einen  Datowechsel  soll  sich  der 
Beginn  der  Frist,  wenn  im  Wechsel  nichts  anderes  be- 
stimmt ist,  nach  dem  Kalender  des  Ausstellungsortes 
richten.  Bei  den  Nachsichtwechseln  dagegen  richtet 
sich  der  Beginn  dieser  Frist  nach  dem  Kalender  des 
Vorlegungsortes.  Die  Neuerung,  die  der  Entwurf  bringt, 
erstreckt  sich  also  nur  auf  die  Datowechsel.  Der  in 
Art.  34  unserer  WO.  geregelte  Spezialfall  ist  also  be- 
seitigt. 

Ueber  die  Zeit,  wann  die  Vorlegung  zur  Zahlung 
zu  erfolgen  hat,  sagt  der  Entwurf,  daß  der  Inhaber  den 
Wechsel  am  Zahlungstag  oder  an  einem  der  beiden 
folgenden  Werktage  zur  Zahlung  vorlegen  muß  (Art.  47 
d.   Entw.).     Der   Entwurf   folgt   hier   der  deutschen 
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Wechselordnung,  welche  zwar  nicht  ausdrücklich  als 
Zahlungstag  den  Verfalltag  und  zwei  weitere  Tage  be- 
stimmt, aber  dem  Inhaber  die  volle  Protestzeit  für  die 
Vornahme  der  beregten  Handlung  zur  Verfügung  stellt 
(WO.  Art.  40  und  41  Abs.  2).2)  Auf  jeden  Fall  erscheint 
es  aber  richtiger,  daß  das,  was  geschehen  darf,  im  Ge- 
setz klar  zum  Ausdruck  kommt. 

Anlehnend  an  das  französische  Recht 3)  und  auf 
Veranlassung  der  Vertreter  Frankreichs 4)  ist  jedoch 
durch  Art.  7  des  Abkommens  jedem  Vertragsstaat  die 
Möglichkeit  gegeben,  für  die  in  seinem  Gebiet  zahl- 
baren Wechsel  zu  bestimmen,  daß  dieselben  am 
Zahlungstage  bei  Vermeidung  der  Schadensersatzpflicht 
zur  Zahlung  vorgelegt  werden  müssen.  Auch  das  eng- 
lische Recht  enthält  die  Vorschrift,  daß  der  Wechsel 
am  Verfalltage  vorgelegt  werden  muß,  entschuldigt  aber 
immerhin  in  einer  größeren  Zahl  von  Fällen  die  Ver- 
zögerung oder  gar  Verabsäumung.5)  Hierdurch  wird 
ohne  weiteres  zugegeben,  daß  es  manchmal  für  den 
Wechselinhaber,  wenn  auch  nicht  ganz  unmöglich,  aber 
doch  immerhin  schwierig  ist,  dieser  Verpflichtung 
pünktlich  nachzukommen.  Wenn  man  bedenkt,  daß  es 
für  den  Inhaber  oft  nicht  leicht  ist,  die  Wohnung 
des  Bezogenen  festzustellen,  und  wenn  man  sich  den 
Wechselverkehr  eines  großen  Bankhauses  vor  Augen 
führt,  wo  die  Prüfung  und  Sichtung  allein  schon  einen 
nicht  unerheblichen  Zeitaufwand  erfordern,  wird  man 
zu  der  Ueberzeugung  kommen  müssen,  daß  die  in  dem 
Entwurf  vorgeschlagene  Regelung  unbedingt  den  Vor- 
zug verdient. 

2)  Staub-Stranz,  a.a.O.  Anm.  8d  zu  Art.  41;  Dern- 
burg,  Das  bürgerliche  Recht,  Bd.  2  §273  Anm.  4. 

3)  Cod.  com.  art.  161. 

4)  Akten,  S.  198. 

ß)  B.E.A.  sect.  46  (1). 
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Dr.  Schuster  befürwortet  zwar  auch  die  unbe- 
dingte Vorlegung  am  Verfalltage,  da  sich  in  England  nie 
Unzuträglichkeiten  hierdurch  ergeben  hätten. 6)  Er 
hegt  selbst  unter  Berücksichtigung  der  durch  Art.  7  des 
Abkommens  ermöglichten  Abweichungen  Bedenken 
insofern,  als  er  glaubt,  daß  die  Gewährung  weiterer 
zwei  Tage  zu  Gunsten  des  Inhabers  voraussichtlich 
nicht  wünschenswerte  Gepflogenheiten  einführen 
werde.  Sollten,  so  muß  man  sich  fragen,  die  in  Eng- 
land üblichen  „days  of  grace"  nicht  eigentlich  jetzt 
schon  in  ihrer  Wirkung  vollkommen  den  von  dem  Ent- 
wurf geschaffenen  Zustand  gleichkommen?  Wenn  man 
auch  vielleicht  zugeben  muß,  daß  die  Präsentation  am 
Verfalltage  bei  Vermeidung  der  Präjudizierung  dem 
Idealzustande  wohl  am  nächsten  käme,  so  wird  man 
doch  im  Interesse  des  gesamten  Wechselverkehrs  einer 
Regelung,  wie  sie  der  Entwurf  geschaffen  hat,  das  Wort 
sprechen  müssen. 

Im  Zusammenhange  hiermit  mag  auch  gleich  die 
Frage  behandelt  werden,  wie  sich  der  Inhaber,  im  Falle 
ihm  eine  Teilzahlung  angeboten  wird,  zu  verhalten  hat. 
Auch  hier  folgt  der  Entwurf  der  deutschen  Wechsel- 
ordnung, die  dem  Inhaber,  auch  wenn  die  Annahme  auf 
den  ganzen  Betrag  der  verschriebenen  Summe  erfolgt 
ist,  nicht  das  Recht  gibt,  eine  Teilzahlung  zurückzu- 
weisen (Art.  48  Abs.  2  des  Entwurfs).  Wie  im  deutschen 
Recht,  kann  es  sich  auch  hier  natürlich  nur  um  die 
Zahlung  durch  den  Hauptschuldner  handeln. 

Nach  englischem  Recht  ist  dagegen  der  Wechsel- 
inhaber nicht  verpflichtet,  auf  den  Wechsel  eine  Teil- 
zahlung anzunehmen.7)  Das  englische  Wechselrecht 
folgt  also  den  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts. 
In  Frankreich  besteht  über  diesen  Punkt  Streit.8) 

6)  Bk.Arch.,  Jahrg.  10   No.  8   S.  116. 

7)  Späing,  a.a.O.  S.  126. 
R)  Späing,  a.a.O.   S.  125. 
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Auch  in  diesem  Falle  wurde  auf  Veranlassung  der 
französischen  Delegierten9)  im  Art.  8  des  Abkommens 
jedem  Vertragsstaat  vorbehalten,  für  sein  Gebiet  vor- 
zuschreiben, daß  der  Inhaber  eine  Teilzahlung  zurück- 
weisen darf,  wenn  ihm  nicht  die  Zahlung  an  seinem 
Wohnsitze  oder  nach  dem  Protest  angeboten  wird.  Der 
letzte  Satz,  daß  der  Inhaber  eine  Teilzahlung  nach  er- 
folgter Protesterhebung  zurückweisen  darf,  ist  auf  alle 
Fälle  überflüssig.  Daß  die  Teilzahlung  innerhalb  der 
Protestfrist  mangels  Zahlung,  aber  vor  Erhebung  des 
Protestes  erfolgen  muß,  ist  selbstverständlich. 

9)  Akten,  S.  191. 


§  6. 

Regreß  des  Inhabers  mangels  Annahme 
und  mangels  Zahlung. 

Die  rechtliche  Stellung  des  Wechselinhabers  hat 
wohl  bei  weitem  die  größte  Einwirkung  auf  den 
Wechselverkehr.  In  letzter  Linie  sind  es  vor  allem  die 
Banken,  an  welche  der  Wechsel  schließlich  gelangt. 
Diese  pflegen  die  Wechsel  auf  dem  Diskontwege  zu  er- 
werben und  in  ihren  Portefeuilles  zu  behalten,  um  sie 
am  Fälligkeitstage  zur  Zahlung  vorzulegen.  Da  also  die 
Banken  das  bei  weitem  größte  Kontingent  der  Wechsel- 
inhaber, d.  h.  derjenigen  Personen  stellen,  die  am  Ver- 
falltage im  Besitze  der  Urkunde  und  damit  auch  zum 
Einfordern  der  Wechselsumme  legitimiert  sind,  ist  es 
ohne  weiteres  klar,  daß  deren  Stellung  einen  tiefgehen- 
den Einfluß  auf  den  Wechselverkehr  ausüben  muß.  Die 
Banken  werden  um  so  bereitwilliger  ihre  Kapitalien 
zum  Ankauf  von  Wechseln  zur  Verfügung  stellen,  je 
leichter  es  ihnen  gemacht  ist,  ihre  Auslagen  wieder  zu 
erlangen.  Im  Falle  der  Nichthonorierung  oder  bei  vor- 
zeitigem Eintritt  eines  derselben  gleichkommenden  Er- 
eignisses muß  ihnen  vor  allem  die  Möglichkeit  gegeben 
sein,  ohne  an  allzu  große  formalistische,  die  Ausübung 
ihres  Regreßrechtes  erschwerende  Bestimmungen  ge- 
bunden zu  sein,  rasch  zu  diesem  Ziele  gelangen  zu 
können.  In  diesem  Paragraphen  haben  wir  nun  die  in 
dem  Entwurf  enthaltenen  Neuerungen,  die  sich  auf  den 
Regreß  des  Inhabers  mangels  Annahme  und  mangels 
Zahlung  beziehen,  zu  betrachten. 

Als  wichtigste  Neuerung  ist  hier  in  erster  Linie  zu 
nennen:   die  Gestattung   des  Regresses   auf  sofortige 
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Zahlung  nicht  nur  im  Falle  der  Nichthonorierung,  son- 
dern auch  wegen  Akzeptverweigerung  und  wegen  Un- 
sicherheit des  Akzeptanten  (Art.  56  Abs.  2  und  Art.  62 
des  Entwurfs).  Es  ist  hier  den  Wünschen  der  Handels- 
welt Rechnung  getragen  worden,  die  die  Beseitigung 
des  Regresses  auf  Sicherstellung  schon  lange  fordert. 
Der  Grund  hierfür  ist  in  dem  Umstand  zu  suchen,  daß 
die  Sicherheitsleistung  für  den  Regreßpflichtigen  meist 
eine  stärkere  Belastung  darstellt,  als  die  sofortige 
Zahlung.  Und  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus 
betrachtet,  ist  ferner  noch  zu  berücksichtigen,  daß 
durch  eine  der  freien  Verfügung  vorenthaltene  Sicher- 
heit dem  Handel  oft  für  verhältnismäßig  lange  Zeit 
Werte  entzogen  werden,  die  im  anderen  Falle  werbend 
zirkulieren  könnten. 

Die  Zulassung  des  Regresses  auf  sofortige  Zahlung 
im  Falle  der  Nichtannahme  fand  bei  allen  Staaten  ein- 
stimmig Anklang.  Es  liegt  eben  klär  auf  der  Hand,  daß 
für  ein  solches  notleidendes  Papier  die  fernere  Zirku- 
lation erschwert  ist,  und  übrigens  ist  auch  schon  in  ver- 
schiedenen Staaten,  wie  z.  B.  in  England  und  Rußland, 
eine  derartige  Regelung  getroffen.1)  Dagegen  waren 
die  Meinungen  darüber,  ob  man  den  Zahlungsregreß  nur 
bei  Unsicherheit  des  Akzeptanten  oder  auch  des  Be- 
zogenen oder  schließlich  gar  des  Ausstellers,  im  Falle 
der  Wechsel  nicht  akzeptiert  sei,  gestatten  sollte,  ge- 
teilt.2) Schließlich  wurde  der  Zahlungsregreß  nur  bei 
Unsicherheit  des  Akzeptanten  gestattet. 

Von  englischer  Seite3)  wird  der  Befürchtung  Aus- 
druck verliehen,  daß  dadurch  der  Aussteller,  der  in- 
folge seiner  geschäftlichen  Beziehungen  mit  dem 
Akzeptanten  ohnehin  schon  durch  dessen  Zahlungs- 

1)  B.E.A.  sect.  43  (2).  Vergl.  dazu  S  p  ä  i  n  g,  a.  a.  O.  S.  97 
Anm.  7;  Russ.  WO.  Art.  97. 

2)  Akten,  S.  242. 

3)  Vcrgl.  Dr.  Schuster  in  Bk.  Arch.  Jahrg.  10  No.  8  S.  115. 
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Schwierigkeiten  in  Mitleidenschaft  gezogen  ist,  nur 
noch  in  größere  Verlegenheit  gebracht  wird.  Aber 
auch  noch  andere  Bedenken  lassen  sich  anführen. 
Wenn  z.  B.  auf  der  Leipziger  Konferenz  schon  der 
Sekuritätsprotest  als  mit  den  Grundsätzen  des  Rechts 
und  der  Gesetzgebung  unvereinbar  gehalten  wurde,  da 
die  Wechselgaranten  nicht  für  die  Solvenz  des  Akzep- 
tanten haften  könnten,  und  ferner  der  Aussteller  wie 
der  Indossant  nicht  zu  einer  vorzeitigen  Erfüllung  ihrer 
Verbindlichkeiten  gezwungen  werden  könnten,4)  um 
wieviel  mehr  müssen  diese  Bedenken  dann  auftauchen, 
wenn  der  Regreß  nun  gar  auf  Zahlung  gerichtet  ist! 

Indessen  ist  zu  beachten,  daß  die  voraussichtliche 
Unfähigkeit,  bei  Verfall  Zahlung  zu  leisten,  materiell 
der  Weigerung  der  Annahme  gleichsteht.  In  letzterem 
Falle  soll  dem  Inhaber  der  Zahlungsregreß  gestattet 
sein;  warum  ihm  in  ersterem  Falle  derselbe  verwehrt 
werden  soll,  erscheint  nicht  recht  ersichtlich.  Wenn 
man  weiterhin  berücksichtigt,  welche  Schwierigkeiten 
sich  infolge  der  Verschiedenheiten  der  bürgerlichen 
Rechte  ergeben  werden,  über  die  als  Sicherheit  ver- 
wendbaren Gegenstände,  und  insbesondere  wie  weit  die 
Sicherheitsstellungen  eventl.  durch  Bürgen  gehen 
sollen,  so  wird  man  im  Interesse  einer  Einheitlichkeit 
schon  allein,  wenn  nicht  ganz  außerordentliche  Be- 
denken dem  entgegenstehen,  eine  Regelung,  wie  sie  der 
Entwurf  vornimmt,  befürworten  müssen. 

Der  Entwurf  hat,  dem  Vorschlage  der  deutschen 
Regierung5)  folgend,  in  beiden  Fällen  dem  Inhaber  den 
Regreß  auf  sofortige  Zahlung  gegeben  und  damit  dem- 
selben einen  Schutz  gewährt,  dessen  Folge  nur  eine  Er- 
höhung der  Umlaufsfähigkeit  des  Wechsels  und  eine 
Stärkung  der  Funktion  des  letzteren  als  Kreditmittel 
sein  kann. 


4)  Vergl.  hierzu  T  h  ö  1,  Protokolle,  S.  66. 

5)  Art.  48  des  deutschen  Entwurfs. 
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Gleichzeitig  war  durch  die  Einführung  des 
Zahlungsregresses  bei  nicht  erhaltener  Annahme  oder 
Unsicherheit  des  Akzeptanten  eine  Bestimmung  be- 
dingt, die  besagt,  daß  in  einem  solchen  Falle  Zwischen- 
zinsen von  der  Wechselsumme  abgezogen  werden 
können  (Art.  57  Abs.  2  des  Entwurfs). 

Diese  Bestimmung  entspricht  nur  der  allgemeinen 
Billigkeit,  da  der  Wechselinhaber  nicht  verlangen 
kann,  daß  er  im  Falle  vorzeitiger  Erfüllung  denselben 
Betrag  erhält,  wie  er  ihm  am  Fälligkeitstage  zustehen 
würde.  Damit  der  Wechselinhaber  aber  nicht  ge- 
schädigt wird,  andererseits  aber  auch  nur  das  erhält, 
was  er  selbst  für  den  Wechsel  bezahlt  hat,  hat  der  Ent- 
wurf die  Höhe  der  in  Abzug  zu  bringenden  Zinsen  zu 
umgrenzen  versucht,  indem  er  dem  Inhaber  die  Wahl 
gibt,  diese  auf  Grund  des  offiziellen  Banksatzes  oder 
des  Marktsatzes  zu  berechnen,  der  am  Tage  der 
Regreßnahme  am  Wohnorte  des  Inhabers  besteht. 

Ebenfalls  durch  die  Einführung  des  Zahlungs- 
regresses bei  nicht  erfolgter  Annahme  ist  die  Vorschrift 
des  Art.  61  bedingt.  Hat  der  Trassat  das  Akzept  auf 
einen  Teil  der  Wechselsumme  eingeschränkt,  und  will 
der  Inhaber  nun  wegen  des  anderen,  nicht  an- 
genommenen Teiles  Zahlungsregreß  nehmen,  so  würde 
er  ohne  die  Bestimmung  des  Art.  61  in  eine  mißliche 
Lage  kommen.  Denn  die  Ausübung  des  Zahlungs- 
regresses ist  notwendigerweise  an  die  Rückgabe  des 
Wechsels  gebunden,  und  andererseits  darf  der  Wechsel, 
soweit  er  angenommen  ist,  in  seiner  Zirkulationsfähig- 
keit nicht  beschränkt  werden.  Um  nun  beiden  For- 
derungen gerecht  zu  werden,  hat  der  oben  erwähnte 
Artikel  des  Entwurfs  bestimmt,  daß  der  Inhaber,  wenn 
ihm  der  nicht  angenommene  Teil  der  Wechselsumme 
im  Regreßwege  bezahlt  wird,  dies  einmal  auf  dem 
Wechsel  zu  vermerken  hat,  und  zweitens  demjenigen, 
der  die  Leistung  bewirkt,  eine  Quittung  zu  erteilen,  den 
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Protest  und  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Wechsels 
auszuliefern  hat.  Während  diese  Abschrift  für  die 
weitere  Regreßnahme  den  Originalwechsel  ersetzt, 
bleibt  dieser  selbst,  infolge  des  Quittungsvermerks  nur 
noch  für  den  Rest  geltend,  in  Umlauf. 

Was  nun  die  Höhe  des  Regreßanspruches  betrifft, 
so  sind  ebenfalls  einige  Neuerungen  zu  verzeichnen. 
Wie  die  deutsche  Wechselordnung,  behandelt  auch  der 
Entwurf  die  Ansprüche  des  Inhabers  und  der  In- 
dossanten getrennt.  In  beiden  Fällen  ist  eine  Aenderung 
gegenüber  dem  deutschen  Recht  insofern  eingetreten, 
als  die  Zinsen  von  6  %  auf  5  %  und  die  Provision  von 
Y3  %  auf  %  %  ermäßigt  werden  (Art.  57  und  58  des 
Entwurfs). 

Eine  Reduktion  des  Zinsfußes  war  aus  dem  Grunde 
angebracht,  weil  für  unsere  heutigen  Verhältnisse  ein 
gesetzlicher  Zinsfuß  von  6  %  zu  hoch  erscheint. 
Nach  französischem  und  belgischem  Recht  kann  der 
Gläubiger  zwar  auch  6  %  fordern,  aber  in  England, 
dessen  Gesetz  keinen  Zinssatz  vorschreibt,  beträgt  der 
übliche  Zinssatz  5  %.6)  Besser  wäre  es  vielleicht  ge- 
wesen, wenn  man,  dem  deutschen  Entwurf  7)  folgend, 
die  Höhe  des  Zinsfußes  überhaupt  nicht  normiert  hätte. 
Dadurch  wäre  sicher  in  viel  größerem  Maße  ein  Aus- 
gleich geschaffen  worden.  Die  Höhe  der  Zinsen  würde 
sich  dann  nach  den  am  Wohnsitz  des  Regreßpflichtigen 
geltenden  Vorschriften  ergeben,  und  wären  höhere 
Zinsen  bedungen,  so  würden  eben  diese  zu  entrichten 
sein.  Da  man  ferner,  wie  oben  ausgeführt,  wenigstens 
bei  Sicht-  und  Nachsichtwechseln  Zinsen  gestatten  will, 
und  die  Fixierung  deren  Höhe  grundsätzlich  in  das  Be- 
lieben der  Parteien  gestellt  hat,  so  wäre  eigentlich  aus- 
diesem  Grunde  allein  schon  die  angeführte  Regelung 
gerechtfertigt.    Warum  soll  der  Regreßnehmer  nicht 

6)  S  p  ä  i  n  g,  a.  a.  0.  S.  169  und  Anm.  9. 

7)  Art.  54  Abs.  3  und  4. 
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berechtigt  sein,  einen  eventl.  höheren  Satz  als  5  %  zu 
berechnen,  wenn  doch  der  Inhalt  des  Wechsels  an  sich 
schon  einen  höheren  Zinsfuß  enthält? 

Was  nun  die  Berechnung  einer  Provision  anbelangt, 
so  waren  hier  die  Meinungen  sehr  geteilt.  Nur  in 
wenigen  Gesetzen  wird  ein  Provisionsanspruch  ge- 
währt. Frankreich  und  England  kennen  z.  B.  eine  der- 
artige Bestimmung  nicht.8)  Man  hat  die  Gewährung 
einer  Provision  durch  Berufung  auf  den  Handels- 
gebrauch rechtfertigen  wollen,  und  im  Haag  waren  es 
die  technischen  Delegierten,  die  Vertreter  der  Groß- 
banken, die  die  Zubilligung  einer  Provision  forderten. 
Die  erste  Sektion9)  sprach  sich  gegen  eine  solche  Ent- 
schädigung aus,  und  auch  im  Zentralkomitee10)  war  es 
gerade  dasjenige  Land,  welches  den  größten  Handels- 
verkehr besitzt,  nämlich  England,  das  sich  bei  der  Ab- 
stimmung der  Stimme  enthielt.  Allerdings  befürwortet 
der  schon  erwähnte  englische  Jurist  Dr.  Schuster 
die  Gestattung  einer  Provision,  weil  sie  den  Regeln  der 
Billigkeit  entspreche.11)  Dem  Inhaber,  der  für  den 
nicht  bezahlten  Wechsel  Deckung  bereit  halten  muß, 
wird  man  wohl  schwerlich  eine  angemessene  Vergütung 
absprechen  können.  Andererseits  müßte  aber  auch 
gerade  wieder  die  Berücksichtigung  der  Billigkeit  dazu 
führen,  einen  solchen,  die  Verbindlichkeiten  des  Aus- 
stellers erschwerenden  Zuschlag  nicht  zu  sanktionieren. 
Hier  stehen  sich  im  großen  und  ganzen  gleich  zu  be- 
wertende Berechtigungen  gegenüber,  und  es  ist  schwer 
so  ohne  weiteres  eine  Entscheidung  zu  treffen. 

Wenn  man  aber  bedenkt,  wie  gering  die  Provision 
bemessen  ist,  und  weiterhin  in  Betracht  zieht,  daß  doch 
«selten  Wechsel  mit  größeren  Summen  nicht  honoriert 

8)  Späing,  a.a.O.  S.  168 ff. 

9)  Akten,  S.  192. 

!0)  Akten,  S.  299.  5.  Sitzung  des  Zentralkomitees. 
Ii)  Bk.Arch.,  Jahrg.10   No.  8   S.  115. 
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zu  werden  pflegen,  so  wird  man  sich  sagen  müssen,  daß 
wohl  dieser  kleine  Betrag  in  den  allermeisten  Fällen 
für  den  Aussteller  keine  allzu  große  Belastung  dar- 
stellen wird.  Andererseits  aber  auch  wird  er  für  den 
Inhaber  und  die  Indossanten  eine  angemessene  Ver- 
gütung ihrer  besonderen  Mühewaltung  sein,  die  sich 
eben  in  der  Bereithaltung  der  betreffenden  Wechsel- 
summe kennzeichnet. 

Der  Entwurf  bricht  ebenso  wie  der  deutsche  Vor- 
schlag12) mit  dem  System  der  fingierten  Rücktratte. 
Früher  mag  sie  wohl  am  Platze  gewesen  sein  und  ihren 
Zweck  erfüllt  haben.  Heute  aber,  wo  in  den  meisten 
Staaten  die  Zentralnotenbanken  mit  ihrem  großen 
Filialnetz  durch  Ortsverschiedenheiten  bedingte  Zins- 
differenzen und  Transportkosten  nicht  mehr  auf- 
kommen lassen,  hat  sie  ihre  Bedeutung  verloren. 
Praktischer  Wert  ist  ihr  nur  noch  beizulegen,  wenn 
Zahlungsort  und  Regreßort  in  verschiedenen  Staats- 
gebieten liegen.  Ist  in  diesem  Falle  dem  Regreßnehmer 
nicht  die  Möglichkeit  gegeben,  auf  irgend  eine  Weise 
zu  seinem  Ziele  zu  gelangen,  so  kann  er  sich  durch 
wirkliche  Ziehung  eines  Rückwechseis  helfen.  Der  Ent- 
wurf erkennt  das  Institut  des  Rückwechseis  als  solchen 
an.  Es  soll  aber  die  Regreßsumme  nach  einem  be- 
stimmten Kurs  nur  dann  gezahlt  werden,  wenn  der 
Regreß  auch  tatsächlich  mittels  eines  Rückwechseis 
genommen  wird  (Art.  63  des  Entwurfs). 

Stellen  sich  die  bisher  erörterten  Neuerungen  im 
großen  und  ganzen  als  Rechte  des  Wechselinhabers 
dar,  so  kommen  wir  nun  zur  Betrachtung  einer  Reihe 
von  Punkten,  die  sich  gewissermaßen  als  Pflichten  des 
Inhabers  kennzeichnen  lassen,  und  an  deren  Erfüllung 
zum  großen  Teil  die  Geltendmachung  der  ersteren  ge- 
knüpft ist. 


!2)  Art.  57  des  deutschen  Entwurfs. 
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Auch  nach  dem  Entwurf  sind  conditio  sine  qua 
non  des  Regresses  mangels  Zahlung  die  Präsentation 
und  die  Protesterhebung.  Der  Inhaber  muß  also  bei 
Fälligkeit  den  Wechsel  zur  Zahlung  vorlegen  und  im 
Falle  der  Nichthonorierung  Protest  erheben  lassen. 

Die  erste  Frage,  wem  der  Inhaber  den  Wechsel 
zur  Zahlung  vorzulegen  hat,  wird  analog  den  Bestim- 
mungen des  deutschen  Rechts  gelöst.  Zuerst  ist  der 
Wechsel  dem  Bezogenen  zur  Zahlung  vorzulegen.  Bei 
dem  echten  Domizilwechsel,  wie  auch  bei  dem  un- 
echten, dem  sogen.  Zahlstellenwechsel,  ist  die  Präsen- 
tation, wenn  eine  Person,  welche  die  Zahlung  leisten 
soll,  genannt  ist,  bei  dieser  vorzunehmen.  Daß  eine 
Person  als  Domiziliat  bezeichnet  werden  kann,  ergibt 
sich  aus  Art.  26  Abs.  1  des  Entwurfs,  der  dem  Be- 
zogenen, im  Falle  der  Aussteller  keine  Person  be- 
zeichnet hat,  die  an  dem  Zahlungsort  zahlen  soll,  das 
Recht  gibt  in  der  Annahme  zu  vermerken,  durch  wen 
die  Zahlung  erfolgen  soll.13) 

Die  zweite  Bedingung  des  Regresses  ist  die  Protest- 
erhebung, vorausgesetzt,  daß  diese  nicht  durch  einen 
entsprechenden  Vermerk  erlassen  ist.  Wir  wollen  zu- 
erst die  Frage  erörtern,  wann  und  gegen  wen  der  Pro- 
test erhoben  werden  muß,  Es  handelt  sich  hier  nur  um 
den  Protest  mangels  Zahlung.  Von  einer  Frist- 
bestimmung für  den  Protest  mangels  Annahme  hat  der 
Entwurf,  obwohl  auch  hier  der  Rückgriff  auf  vorzeitige 
Befriedigung  gerichtet  ist,  abgesehen,  da  doch  nur  ein 
Recht  und  keine  Verpflichtung  des  Inhabers  besteht, 
die  Zahlung  auch  wirklich  vor  Verfall  zu  fordern. 

Die  deutsche  Wechselordnung  überläßt  es  dem 
Willen  des  Inhabers,  wann  er  den  betreffenden  Akt 
vornehmen  will.  Sie  bestimmt  nur,  daß  er  den  Protest 
spätestens  am  zweiten  Werktage  nach  dem  Zahlungs- 


13)  Ucbcr  die  Vorlegungsfrist  s.  Näheres  in  §  5. 
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tage  erheben  lassen  muß,  läßt  ihm  aber  auch  frei,  den 
Wechsel    gleich    nach    der    Präsentation,    also  am 
Zahlungstage  selbst  noch  zu  Protest  zu  geben  (Art.  41 
Abs.  2  WO.).    Der  Entwurf  dagegen  verbietet,  in  An- 
lehnung an   das   französische   Recht 14),   die  Protest- 
erhebung am  Zahlungstage   (Art.  52  Absatz  2).  Wird 
dadurch    im    Grunde    genommen     auch     nur  eine 
in  der  Regel   geübte   Praxis  gesetzlich  sanktioniert, 
so  darf  man  doch  nicht  verkennen,  daß  die  Wirkungen 
ganz  andere  sind,  je  nachdem  es  sich  um  eine  durch  das 
Gesetz  festgelegte  Frist  oder  um  eine  usancenmäßige 
handelt.    Die  großen  Banken  pflegen  dem  Präsentaten 
stets  die  Möglichkeit  zu  geben,  den  Wechsel  noch  bis 
zirka  10  Uhr  vormittags  des  nächsten  Tages  einlösen 
zu  können.    Diese  Frist   gewähren  die  Banken  nicht 
etwa  aus  Entgegenkommen,  sondern  einfach  deshalb, 
weil  es  ihnen  nicht  gut  möglich  ist,  aus  rein  technischen 
Gründen  den  Protest  an  demselben  Tage  noch  auf- 
nehmen zu   lassen.    Sie   haben   keine  Verpflichtung, 
dies  zu  tun,  sondern  es  ist  ihr  freier  Wille,  wenn  sie, 
durch   ihren   Geschäftsbetrieb   gezwungen,   eine  der- 
artige Erleichterung  dem  Schuldner  gewähren.  Durch 
die  Bestimmung   des   Entwurfs   wird   diese  usancen- 
mäßige Praxis  aber  zum  Gesetz  erhoben.    Die  Folge 
wird    sein,    wie  Dr.   Schuster    richtig  bemerkt, 
daß  ein  säumiger  Schuldner   eventl.   überhaupt  nicht 
mehr  am  Zahlungstage  bezahlen  will.15)  Die  Pünktlich- 
keit der  Erfüllung  wird,  da  nun  die  Möglichkeit  der 
Protesterhebung  am  Zahlungstage  genommen  ist,  jeden- 
falls nicht  gefördert  werden. 

Schon  bei  den  Beratungen  zu  einem  einheitlichen 
Wechselgesetz  für  die  deutschen  Bundesstaaten  in 
Leipzig  war  die  Wichtigkeit  der  strengen  Innehaltung 

Cod.  com.  art.  162  und  S  p  ä  i  n  g,  a.a.O.,  S.  132. 
lö)  Bk.  Arch.,  Jahrg.  10   No.  8  S.  116. 
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des  Termins  für  den  Kreditverkehr  erkannt  und  ge- 
würdigt worden.16)  In  diesem  Punkte  hat  sich  m.  E. 
auch  bis  heute  nichts  geändert,  und  obwohl  in  neuester 
Zeit  verschiedene  Handelskammern  Deutschlands  für 
die  Einführung  einer  derartigen  Bestimmung  Propa- 
ganda zu  machen  versuchen,  glaube  ich  nicht,  daß  diese 
dem  Schuldner  gewährte  Respektfrist  im  Interesse  eines 
geordneten  Wechselverkehrs  liegt.  Auf  diese  Weise 
wird  wieder  das  Institut  der  Respekttage,  wenn  auch 
auf  einem  Umwege,  eingeführt,  und  die  Tendenz  geht 
doch  gerade  auf  Beseitigung  jeder  Art  von  Gnaden- 
fristen. 

Die  Bestimmungen  der  deutschen  Wechselordnung 
sind  zweifelsohne  besser.  Die  Frist  von  drei  Tagen,  die 
dem  Inhaber  zusteht,  um  den  Protest  erheben  zu  lassen, 
entspricht  im  großen  und  ganzen  den  Bedürfnissen  des 
Verkehrs.  Es  wäre  daher  nur  zu  wünschen,  daß  in 
einer  späteren  Konferenz  der  Entwurf  in  diesem  Sinne 
eine  Aenderung  erfahren  würde. 

Die  Frage,  gegen  wen  zu  protestieren  ist,  findet  im 
Entwurf  keine  ausdrückliche  Regelung.  Der  Art.  54 
besagt  nur,  daß  der  Protest  am  Wohnsitze  des  Be- 
zogenen oder  der  mit  Zahlung  beauftragten  Person, 
oder  der  Notadresse  oder  des  Ehrenakzeptanten  er- 
hoben werden  muß.17) 

Vor  der  deutschen  Protestnovelle  von  1908  war  es 
streitig,  gegen  wen  man  bei  einem  benannten  Zahl- 
stellenwechsel zu  protestieren  habe.  Jetzt  ist  man 
darüber  einig,  daß  der  gedachte  Solennitätsakt  bei  dem 
benannten  Zahlstellenwechsel,  wie  bei  dem  benannten 
Domizilwechsel  gegen  den  Domiziliaten,  so  hier  gegen 
den  Zahlungsleister  vorgenommen  werden  muß.  Im  In- 
teresse der  Rechtseinheit  wäre  es  im  höchsten  Grade 


iß)  Thöl,  Protokolle  zur  WO.  S.  232. 

17)  Allerdings  nur  vorläufige  Fassung  des  Art.  54. 
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erwünscht,  wenn  in  dem  einheitlichen  Gesetz  eine 
diesen  Punkt  ausdrücklich  regelnde,  jede  Kontroverse 
ausschließende  Bestimmung  aufgenommen  würde. 

Trotzdem  sich  seit  langer  Zeit,  besonders  auch  in 
Deutschland,18)  eine  lebhafte  Bewegung  gegen  den 
Wechselprotest  geltend  macht,  ist  dieser,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  in  dem  Entwurf  grundsätzlich  aufrecht 
erhalten.  Wir  haben  bereits  die  verschiedensten  Arten 
des  Protestes,  wie  Annahmeprotest,  Zahlungsprotest, 
Interventionsorotest  usw.,  zu  erwähnen  Gelegenheit 
gehabt  und  haben  auch  über  die  Frage,  wann  und 
gegen  wen  zu  protestieren  ist,  schon  Näheres  berichtet. 
Was  uns  hier  in  erster  Linie  noch  interessiert,  das  wäre 
die  Frage,  ob  der  Protest  als  Regreßbedingung  mit 
Recht  beibehalten  worden  ist,  und  ferner  die  Fragen, 
die  die  formalistische  Seite  des  Protestes  betreffen. 

Der  Protest  ist  als  „albernster  Ueberrest  mittel- 
alterlicher Rechtszustände"  oder  als  eine  „groteske, 
veraltete,  nur  Zeit  und  Geld  raubende  Institution"  be- 
zeichnet worden.  Diesem  abfälligen  Urteil  ist  nicht  so 
ohne  weiteres  beizutreten.  Denn  nicht  allein  Juristen, 
sondern  auch  Kaufleute  haben  sich  zu  Gunsten  des 
Fortbestehens  dieser  Institution  ausgesprochen.19)  So 
erklären  denn  auch  die  Motive  der  deutschen  Protest- 
novelle von  1908,  daß  an  dem  Protest  festgehalten 
werden  müsse.  Um  wieviel  mehr  muß  dies  aber  für  ein 
einheitliches  Wechselrecht  zutreffen.  Nichts  ist  besser 
geeignet,  Schnelligkeit  und  Sicherheit  des  Wechsel- 
rücklaufs zu  fördern,  als  ein  klarer  Nachweis  darüber, 
daß  die  Vorlegung  richtig  erfolgt  und  trotzdem  die 
wechselmäßige  Leistung  nicht  zu  erlangen  war.  Wenn 

!8)  C  o  h  n,  Kampf  um  den  Wechselprotest.  Leist,  Der 
Wechselprotest  und  seine  Reform.  S  t  r  a  n  z,  Ein  Protest  gegen 
den  Wechselprotest. 

19)  Vergl.  Cohn  in  Zeitschr.  f.  d.  gesamte  Handelsrecht, 
Bd.  59  S.  106  ff. 
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daher  auch  an  eine  Beseitigung  des  ganzen  Instituts 
nicht  zu  denken  war,  so  hätte  aber  immerhin  eine  Ver- 
einfachung und  in  manchen  Fällen  sogar  eine  Er- 
setzung durch  eine  einfache  Bescheinigung  eintreten 
können,  oder  es  wäre  eine  Unterscheidung  zwischen 
Inland-  und  Auslandwechsel,  wie  sie  S  t  r  a  n  z 
fordert,20)  am  Platze  gewesen.  In  erster  Linie  wäre 
diese  Bescheinigung  für  die  Regreßnahme  im  Falle  des 
Konkurses,  der  Zahlungseinstellung  und  der  fruchtlosen 
Zwangsvollstreckung  in  Betracht  gekommen.  Gerade 
in  diesen  Fällen  wäre  es  angebracht  und  leicht  aus- 
führbar, durch  eine  einfache  Bescheinigung  das  festzu- 
stellen, was,  wie  auch  eine  Entscheidung  des  Reichs- 
oberhandelsgerichts sagt,21)  der  Zweck  des  Protestes 
ist,  nämlich  den  Regreßpflichtigen  die  Voraussetzung 
für  den  Eintritt  ihrer  Haftpflicht  darzutun.  Der  Ent- 
wurf hat,  wie  gesagt,  keine  derartige  Bestimmung  ge- 
troffen. Wohl  aber  ist  durch  Art.  9  des  Abkommens 
jedem  Vertragsstaat  die  Möglichkeit,  Erleichterungen 
in  obigem  Sinne  einzuführen,  gegeben. 

Auch  über  die  Form  und  den  Inhalt  der  Protest- 
urkunde sagt  der  Entwurf  weiter  nichts,  als  daß  sich 
die  Form  des  Protestes  nach  den  Gesetzen  des  Staates 
bestimmen  soll,  in  dessen  Gebiet  der  Protest  zu  er- 
heben ist  (Art.  85  des  Entwurfs).  Das  Nähere  über 
diese  Materie  soll,  wie  die  Protokolle  ergeben,  den 
Vertragsstaaten  zur  endgültigen  Regelung  vorbehalten 
bleiben.22) 

Wenn  man  zwar  auch  berücksichtigt,  daß  eine  ein- 
gehende und  vollständige  Regelung  dieser  Frage  einen 
allzu  großen  Eingriff  in  die  Staats-  und  verwaltungs- 
rechtlichen Normen  der  einzelnen  Staaten   zur  Folge 


20)  S  t  r  a  n  z,  Ein  Protest  gegen  den  Wechselprotest, 

21)  Band  24   S.  24  ff. 

22)  Akten,  S.249  und  S.  262. 
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haben  müßte,  so  wäre  doch  eine  Vorschrift,  z.  B.  über 
die  Benutzung  einheitlicher  oder  wenigstens  in  den 
wesentlichsten  Punkten  übereinstimmender  Protest- 
formulare angebracht  gewesen.  Dagegen  mag  ins- 
besondere die  Regelung  der  Frage,  wer  den  Protest 
aufzunehmen  hat,  also  Beurkundungsperson  sein  soll, 
den  einzelnen  Staaten  vorbehalten  bleiben. 

Wir  haben  bereits  erwähnt,  daß  ein  Protesterlaß 
möglich  ist.^Vor  allem  der  Aussteller,  als  der  letzte,  an 
den  sich  alle  halten,  wenn  der  Bezogene  nicht  bezahlen 
will  oder  kann,  hat  das  größte  Interesse  daran,  daß  die 
Kosten  im  Falle  der  Nichthonorierung  nicht  allzu  groß 
werden.  Um  insbesondere  die  Kosten  der  Protest- 
erhebung ohne  Einschränkung  der  Regreßansprüche  zu 
sparen,  ist  auch  in  der  deutschen  Wechselordnung  das 
Institut  des  Protesterlasses  eingeführt.  Aber  dasselbe 
bewirkt  nur,  daß  der  Inhaber  der  Pflicht  entbunden  ist, 
den  Protest  erheben  zu  lassen.  Tut  er  es  dennoch,  so 
bleiben  seine  Regreßansprüche  gegen  den  Aussteller 
hinsichtlich  der  Kosten  des  Protestes  unberührt 
(WO.  Art.  42  letzter  Satz  und  Art.  50).  Nach  unserem 
heutigen  Recht  kann  sich  also  der  Aussteller  nicht 
gegen  die  Erstattung  der  Kosten  eines  gegen  seinen 
Willen  erhobenen  Protestes  schützen,  da  einmal  der 
Vermerk  kein  Verbot  darstellt,  und  andererseits  nach 
dem  Prinzip  der  Unabhängigkeit  der  einzelnen 
Wechselerklärungen  der  Protesterlaß  nur  gegen  den 
wirkt,  der  ihn  erlassen  hat.  Der  Vermerk  des  Aus- 
stellers: „Ohne  Kosten",  „Ohne  Protest",  hat  also  nicht 
die  Wirkung  eines  allgemeinen  Protesterlasses. 
Läßt  also  ein  späterer  Indossant  aus  irgend  einem 
Grunde,  entweder  aus  Vergeßlichkeit  oder  auch 
wissentlich,  in  seinem  Indossament  den  Vermerk  weg, 
so  ist  die  Absicht  des  Ausstellers  schon  vereitelt.  Der 
Inhaber  muß,  um  gegen  den  betreffenden  Indossanten 
die  Regreßansprüche  zu  behalten,  unbedingt  den 
5 
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Wechsel  protestieren  lassen.  Diesem  Uebelstande  hilft 
der  Entwurf  durch  Art.  53  ab.  Es  wird  nämlich  der  von 
dem  Aussteller  aufgenommenen  Protesterlaßklausel 
eine  weitergehende  Wirkung  zugesprochen,  indem  man 
sie  einmal  gegenüber  allen  Wechselverpflichteten 
wirken  läßt  (Abs.  4)  und  andererseits  aber  auch  alle 
Regreßpflichtigen  gegen  den  Ersatz  der  Kosten  eines 
dennoch  erhobenen  Protestes  schützt  (Abs.  2).  Hier- 
durch ist  dem  Aussteller  eine  weitere  Möglichkeit  ge- 
geben, den  Inhalt  des  Wechsels  seinen  Wünschen  ent- 
sprechend zu  bestimmen,  und  er  kann  sich  von  vorn- 
herein gegen  die  Erstattung  der  oft  erheblichen 
Protestkosten  schützen. 

Die  Fassung  des  Art.  53  könnte  jedoch  zu 
Schwierigkeiten  Anlaß  geben,  indem  Meinungsver- 
schiedenheiten darüber  entstehen  können,  wo  nun 
eigentlich  der  Vermerk  zu  stehen  habe.  Durch  die 
Worte:  „in  dem  Wechsel  aufgenommen",  könnte  man 
glauben,  es  sei  eine  bestimmte  Stelle  vorgesehen  und 
zwar  in  dem  zusammenhängenden  Text.  Diese  Auf- 
fassung, die  dem  deutschen  Recht  zuwider  liefe,  scheint 
jedoch  nicht  der  Wille  des  Gesetzgebers  zu  sein.  Um 
Kontroversen  vorzubeugen,  erscheint  aber  immerhin 
eine  Aenderung  angebracht. 

Auch  ist  das  Zentralkomitee 23)  im  Haag  still- 
schweigend über  die  im  französischen  Recht  neben  der 
Klausel  „sans  frais"  noch  übliche  Klausel  „dispense  du 
protet"  weggegangen.  Diese  Klausel  zieht  ganz  andere 
Wirkungen  nach  sich  wie  der  Vermerk  „sans  frais".  Sie 
ist  kein  Protestverbot,  sondern  nur  eine  Erlaubnis,  von 
diesem  Solennitätsakt  Abstand  zu  nehmen.  (Wichtig 
für  die  Frage  der  Erstattung  der  Protestkosten.)  In 
ihrer  Wirkung  ist  sie  also  der  deutschen  Protesterlaß- 
klausel ähnlich.    Das  deutsche  Recht  stellt  aber  die 


23 )  Akten,  S.  278-    Zweite  Sitzung  des  Zentralkomitees. 
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Ausdrücke  „Ohne  Kosten"  und  „Ohne  Protest"  voll- 
ständig einander  gleich,  und  die  deutsche  Uebersetzung 
des  französischen  Textes  behält  dies  auch  bei.  In 
Frankreich  wird  man  nun  nach  wie  vor  an  das  „Ohne 
Protest"  andere  Wirkungen  knüpfen  als  in  Deutschland. 
Dadurch  werden  Verwirrungen  wohl  erst  recht  platz- 
greifen, und  aus  diesem  Grunde  ist  daher  eine  Aende- 
rung  unbedingt  notwendig. 

Die  Wirkung  bei  Verabsäumung  des  zu  erhebenden 
Protestes  ist  dieslbe  wie  nach  deutschem  Recht.  Der 
Inhaber  verliert  seine  Rechte  gegen  alle,  mit  Ausnahme 
des  Akzeptanten  und  des  Akzeptantenavalisten. 
Ueber  die  durch  Art.  12  des  Abkommens  vorgesehene 
Ausnahme  im  Falle  des  Fehlens  der  Deckung  wird 
weiter  unten  noch  zu  sprechen  sein. 

Anschließend  an  das  Vorherige  kommen  wir  nun 
zu  der  Betrachtung  eines  für  die  internationale 
Regelung  äußerst  wichtigen  Problems.  Es  handelt  sich 
hier  um  die  Frage,  inwieweit  höhere  Gewalt  bei 
Versäumung  oder  Verzögerung  wechselrechtlicher 
Handlungen  zu  berücksichtigen  ist. 

Die  deutsche  Wechselordnung  kennt  eine  Ver- 
längerung der  gesetzlichen  Fristen  zur  Vornahme  von 
Handlungen,  die  zur  Erhaltung  der  Wechselrechte  not- 
wendig sind,  bei  höherer  Gewalt  nicht.  Einerseits  er- 
schien dem  Gesetzgeber  es  nicht  ratsam,  den  strengen 
Wechselformalismus  zu  durchbrechen,  andererseits 
scheiterte  aber  auch  das  Problem  wiederholt  an  der 
Schwierigkeit,  eine  Definition  für  den  Begriff  der  „vis 
major"  zu  geben.24) 

Das  Reichsoberhandelsgericht  hat,  an  dem  strengen 
Formalismus  festhaltend,  zu  wiederholtem  Male  sich 

24)  Thöl,  Protokolle  S.  259;  siehe  auch  Grünhut,  Handb. 
Bd.  2    §121    S.397  und  dazu  Anm.  12;  Goldschmidt,  System 
des  Handelsrechts,  S.  277. 
5* 
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gegen  jede  Verlängerung  der  Fristen  im  Falle  der 
höheren  Gewalt  ausgesprochen. 25)  Jedoch  erhoben 
sich  gegen  diesen  äußerst  strengen  Standpunkt  des 
Reichsoberhandelsgerichts  sowohl  aus  juristischen  wie 
kommerziellen  Kreisen  Stimmen,  die  eine  Aenderung 
des  Wechselrechts  und  damit  der  Rechtsprechung  ver- 
langten. 

Die  „Gesellschaft  für  Reform  und  Codifikation  des 
Völkerrechts"  hatte  auf  ihrer  Bremer  Tagung  im  Jahre 
1876  folgenden  Vorschlag  gemacht:  ,,Le  delai  pour 
dresser  le  protet  peut  etre  prolonge  en  cas  de  force 
majeure,  pourvu  que  cette  force  majeure,  resulte  de 
causes  generales,  telles  que:  interruption  des  Commu- 
nications, inondations,  guerres  civiles  ou  etrangeres, 
etc.  La  constatation  des  cas  de  force  majeure,  faite 
par  la  loi  d'un  des  pays  dans  lesquels  la  presente  loi 
est  en  vigueur,  aura  ses  effets  meme  dans  les  autres 
etats"  (Artikel  87  der  Bremer  Regeln).  Auch  der 
14.  deutsche  Juristentag  beschäftigte  sich  im  Jahre 
1878  in  seiner  Sitzung  zu  Jena  mit  dieser  Materie,  je- 
doch ohne  Erfolg.26)  Man  wagte  nicht,  den  Wechsel- 
formalismus zu  durchbrechen,  und  fürchtete  anderer- 
seits, den  Gesetzgeber  zur  Aufstellung  kasuistischer 
Details  zu  veranlassen. 

So  hat  sich  denn  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  dieser 
Sache  bei  uns  nichts  geändert,  obwohl  dieser  Stand- 
punkt des  deutschen  Rechts  und  der  deutschen  Recht- 
sprechung jetzt  wie  früher  in  der  Handelswelt  als  hart 
und  bedenklich  bezeichnet  wird.  Inkonsequenterweise 
findet  dagegen  seit  Aufhebung  des  Art.  80  der  WO.  die 
höhere  Gewalt  bei  der  Verjährung  Berücksichtigung. 
Es  bleibt  nämlich  gemäß  B.G.B.  §  203  der  Anspruch 

25)  R.O.H.G.  Bd.  1  S.  288;  Bd.  9  S.  197;  Bd.  11  S.  220. 

26)  Verhandlungen  des  14.  deutschen  Juristentages,  Bd.  2 
S.  100  ff. 
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über  die  gewöhnliche  Verjährungsfrist  hinaus  bestehen, 
sofern  seine  Geltendmachung  infolge  höherer  Gewalt 
verhindert  war. 

Einen  anderen,  für  den  Verkehr  günstigeren  Stand- 
punkt nehmen  die  Wechselrechte  Frankreichs  und  Eng- 
lands ein.  Beide  Rechte  entschuldigen  durch  höhere 
Gewalt  verursachte  Verzögerungen  und  Unter- 
lassungen.27) Bei  einer  auf  internationaler  Grundlage 
beruhenden  Regelung  mußten  selbstverständlich  diese 
Bestimmungen  Berücksichtigung  finden.  Aber  auch 
in  Deutschland  wünschte  man  eine  Aenderung  und  der 
deutsche  Entwurf  enthielt  deshalb  ebenfalls  bereits 
einen  dahingehenden  Vorschlag.28) 

Im  allgemeinen  war  man  sich  also  über  die  Berück- 
sichtigung der  höheren  Gewalt  einig,  und  es  blieb  nur 
die  Frage  zu  erörtern,  ob  ihr  nur  aufschiebende 
Wirkung  eingeräumt  werden  solle,  oder  ob  ihr  Vor- 
handensein die  wechselmäßige  Handlung  ersetzen  solle. 

Durch  die  Budapester  Regeln  von  1908  29)  war  vor- 
geschlagen worden,  die  Vorlegungsfristen  solange  aus- 
zudehnen, bis  nach  dem  Aufhören  der  höheren  Ge- 
walt die  versäumte  Handlung  wieder  nachgeholt 
werden  kann.  Von  anderer  Seite  wurde  dagegen  in 
Vorschlag  gebracht,  im  Falle  der  höheren  Gewalt  ohne 
Protest  und  Vorlegung  sofort  den  Regreß  zu  eröffnen. 
Diese  Wirkung  der  höheren  Gewalt  beizulegen,  daß  sie 
also  die  verabsäumte  Handlung  ersetzen  soll,  erscheint 
m.  E.  etwas  zu  weitgehend. 

Der  Entwurf  nimmt  in  Art.  67  zwischen  beiden 
Vorschlägen  eine  vermittelnde  Stellung  ein.    Er  ver- 

27)  Späing,  a.  a.  0.  S.  160  Anm.  2  und  S.  138,  140  u.  156  ff; 
B.E.A.  scct.  46  (1)  und  (2)  (a),  51  (9),  50  (1)  und  (2)  (a). 

28)  Vergl.  deutschen  Entwurf,  Art.  50. 

29)  These  20:  „The  time  within  which  protest  must  be  made 
shall  be  extended  in  the  case  of  vis  major  during  the  time  of  the 
cause  of  interruption." 
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längert  beim  Vorliegen  eines  durch  höhere  Gewalt  ver- 
ursachten Hindernisses  einmal  die  Frist  bis  zu  einem 
Monat,  und  besteht  nach  deren  Ablauf  das  Hindernis 
noch  fort,  dann  gibt  er  dem  Inhaber  das  Recht,  ohne 
die  sonst  zum  Regreß  nötigen  Handlungen  vorzu- 
nehmen, sofort  seine  Rechte  gegen  seine  Wechsel- 
schuldner auszuüben.  Für  Sicht-  und  Nachsichtwechsel 
sind  in  Absatz  4  und  5  des  betreffenden  Artikels  ähn- 
liche Bestimmungen  getroffen. 

Der  letzte  Absatz  des  Art.  67  setzt  aber  auch 
ferner  noch  ausdrücklich  fest,  daß  nur  die  objek- 
tive höhere  Gewalt  zu  berücksichtigen  ist,  dagegen 
Tatsachen,  die  in  der  Person  des  Inhabers  oder  des  mit 
der  Protesterhebung  oder  Vorlegung  Beauftragten  ein- 
treten, keinerlei  Beachtung  finden.  Die  Bestimmungen 
beziehen  sich  ferner  nicht  auf  Moratorien,  die  von  der 
Staatsgewalt  bewilligt  werden.30) 

Die  Lösung  dieser  ganzen  Materie,  wie  sie  der 
Entwurf  bringt,  ist  jedenfalls  zu  begrüßen.  Ein  vor- 
zeitiges und  überflüssiges  Rückläufen  der  Wechsel 
wird  dadurch  in  diesen  besonderen  Fällen  vermieden, 
und  es  ist  einem  Verkehrsbedürfnis  entsprochen,  das, 
da  es  einen  Mittelweg  einschlägt,  sowohl  die  Interessen 
des  Inhabers  wie  der  Regreßpflichtigen  berücksichtigt. 

Eine  weitere  ebenfalls  ganz  besonders  für  die 
Stellung  des  Inhabers  wichtige  Frage  betrifft  die 
Notifikationspflicht. 

Leider  scheint  der  Entwurf  bei  der  Regelung 
dieser  Materie  allzu  sehr  von  dem  englischen  Recht  be- 
einflußt worden  zu  sein.  In  England  besteht  das 
sogen,  strenge  Notifikationssystem,  dessen 
Wesen  sich  erstens  durch  eine  weitergehende  Not- 
anzeige   und    andererseits    durch    den    Verlust  der 


30)  Akten,  S.  232.  Zweite  Sektion;  vgl.  auch  S.  339  ff.;  Neunte 
Sitzung  des  Zentralkomitees. 
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Regreßansprüche  bei  Versäumung  derselben  kenn- 
zeichnet. Die  deutsche  Wechselordnung  kennt  eine 
Notifikationspflicht  nur  im  Falle  der  Nichtzahlung  eines 
Wechsels,  und  dieselbe  hat  der  Inhaber  nur  gegenüber 
seinem  Vormann  und  jeder  benachrichtigte  Vormann 
seinem  nächsten  Vormann  gegenüber  (WO.  Art.  45). 
Die  Folgen  der  Unterlassung  sind  der  Verlust  des  An- 
spruchs auf  Zinsen  und  Kosten,  und  des  weiteren  ent- 
steht eine  Schadensersatzpflicht  gegenüber  allen  Vor- 
männern, die  ein  Recht  auf  Notifikation  hatten. 

Ueber  die  Art  und  vor  allem  über  die  Notwendig- 
keit der  Notifikation  überhaupt  besteht  schon  seit 
langem  ein  lebhafter  Meinungsstreit.  So  hielt  z.  B.  der 
preußische  Entwurf  (§§  44,  45)  nicht  nur  an  dem 
strengen  System  fest,  sondern  er  verlangte  auch  noch 
in  Anlehnung  an  §  1124,  II,  8  des  Allgem.  preußischen 
Landrechts  die  Vorlegung  von  Wechsel  und  Protest  an 
den  Notifikaten.  Dagegen  sah  das  Liebe'  sehe  Pro- 
jekt für  Braunschweig31)  und  das  E  i  n  e  r  t'sche  für 
Sachsen32)  von  jeder  Notifikation  ab.  Ein  für  Mecklen- 
burg bearbeiteter  Entwurf  von  T  h  ö  1  stellte  sich  da- 
gegen wieder  auf  den  ersteren  Standpunkt. 

Auf  der  Konferenz  in  Leipzig  einigte  man  sich  auf 
einer  mittleren  Basis,  indem  man  die  Notifikation  vor- 
schrieb, und  zwar  unter  dem  Einfluß  des  Badischen 
Landrechts  (Art.  165)  und  des  Niederländischen  Gesetz- 
buches die  stufenweise,  aber  dieselbe  nicht  zur  Regreß- 
bedingung machte.  Dies  letztere  geschah  insbesondere 
auf  Veranlassung  und  Wunsch  der  kaufmännischen  Ex- 
perten, und  man  hat  lediglich  einen  Schadensersatzan- 

31 )  Liebe,  Entw.  einer  Wechselordnung  für  Braunschweig, 
S.  131—133. 

32)  Einert,  Entw.  einer  WO.  für  Sachsen,  Vorbericht,  S.  X; 
vergl.  auch,  was  Einert  gegen  die  Notifikation,  insbesondere  als 
Solennitätsakt  sagt.  (,  Das  Wechselrecht  nach  den  Bedürfnissen 
des  Wechselgeschäftes"   §  55  S.  278—283.) 
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spruch  gewährt.  Da  jedoch  ein  positiver  Schaden  in 
den  meisten  Fällen  schwer  darzulegen  ist,  so  führte 
man  des  weiteren  eine  ,,poena  mixta"  für  die  Unter- 
lassung oder  Verzögerung  der  Notanzeige  dergestalt 
ein,  daß  man  eine  Kürzung  der  Retourrechnung  durch 
Abzug  der  Zinsen  und  Kosten  gestattete  (vergl.  WO. 
Art.  45  letzter  Satz). 

Auch  bei  den  auf  internationaler  Grundlage  be- 
ruhenden Einheitlichkeitsbestrebungen  spielte  dieser 
Gegenstand  eine  wichtige  Rolle.  So  einigte  sich  die 
, »International  Law  Association"  auf  ihrer  Budapester 
Tagung  im  September  1908  nach  langen  Beratungen 
über  diesen  Punkt  auf  einen  Mittelvorschlag.  Im 
wesentlichen  siegte  dabei  das  Prinzip  der  einfachen 
Notifikation,  jedoch  heißt  es  in  der  These  19  weiter: 
,,if  it  be  not  so  given,  the  party  sued  shall  be  discharged 
to  the  extent  of  the  loss  or  damage  caused  by  the  want 
of  such  notice."  Hierin  liegt  insofern  eine  von  der 
sonst  üblichen  Behandlung  abweichende  prozessuale 
Umgestaltung,  als  ein  wechselrechtlicher  Einwand  dem 
Regredienten  gegenüber  gewährleistet  ist. 

Das  Für  und  Wider  der  Notifikation  näher  zu 
untersuchen,  wie  überhaupt  eine  Lösung  der  Frage,  ob 
notwendig  oder  nicht,  zu  geben,  liegt  nicht  im  Rahmen 
der  vorliegenden  Arbeit.  Erwähnen  möchte  ich  jedoch, 
daß  in  England,  wo  im  gewissen  Sinne  die  Notifikation 
die  Stelle  des  Protestes  vertritt,  die  strengere 
Form  wohl  berechtigt  erscheint.  Auch  soll  nicht  die 
Nützlichkeit  der  Notifikation  an  alle  Beteiligten  be- 
zweifelt werden  und  besonders  soll  nicht  verkannt 
werden,  daß  der  nach  unserem  Recht  nicht  notwen- 
digen Benachrichtigung  des  Ausstellers  das  Wort  ge- 
sprochen werden  muß.  Denn  dieser  ist  in  allererster 
Linie  an  dem  Schicksal  des  Wechsels  interessiert.  Aber 
man  darf  andererseits  wiederum  nicht  die  Stellung  des 
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Inhabers  durch  übermäßige  Notifikationspflichten  er- 
schweren. 

Nach  dem  Entwurf  (Art.  55  Abs.  1  und  2)  muß  die 
Notanzeige  in  allen  Fällen,  in  denen  der  Zahlungsregreß 
gegeben  ist,  wie  nach  deutschem  Recht,  stufenweise 
von  Nachmann  zu  Vormann  innerhalb  zweier  Werktage 
erfolgen,  und  außerdem  ist  in  dem  Falle  der  Nicht- 
zahlung auch  der  Aussteller  binnen  vier  Werktagen 
zu  benachrichtigen  (Art.  55  Abs.  3).  Des  weiteren  ist 
aber  auch  dem  Inhaber  eines  Domizilwechsels  eine 
Notifikationspflicht  gegenüber  dem  Akzeptanten  auf- 
erlegt, wenn  der  Domiziliat  die  Zahlung  des  Wechsels 
verweigert  (Art.  65  des  Entwurfs). 

Da  der  Entwurf  nur  den  Zahlungsregreß  kennt  und 
ihn  in  allen  Fällen  gestattet,  liegt  natürlich  eine  Er- 
weiterung der  Notifikationspflicht  in  dieser  Hinsicht 
klar  auf  der  Hand.  Auch  gegen  die  Benachrichtigung 
des  Ausstellers  wird  man  nichts  einzuwenden  haben. 
Nur  muß  man  sich  fragen,  warum  dieselbe  hier  allein 
im  Falle  der  Nichtzahlung  erfolgen  soll.  Durch  die 
Gleichstellung  der  Annahmeverweigerung  und  der  Un- 
sicherheit des  Akzeptanten  mit  der  Zahlungsver- 
weigerung hinsichtlich  des  Regresses  hat  auch  der  Aus- 
steller in  diesen  Fällen  dasselbe  Interesse  an  der  Be- 
nachrichtigung, wie  in  dem  Falle  der  Zahlungsver- 
weigerung. Eine  Aenderung  in  dieser  Hinsicht  wäre 
jedenfalls  erwünscht. 

Dagegen  muß  die  im  Art.  65  geregelte  Notifikations- 
pflicht als  zu  weitgehend  und  in  keiner  Weise  als  be- 
rechtigt betrachtet  werden.  Dem  Akzeptanten,  der 
doch  regelmäßig  in  rechtlicher  Beziehung  zu  dem 
Domiziliaten  zu  stehen  pflegt,  mag  es  überlassen 
bleiben,  sich  über  das  Schicksal  des  Wechsels  zu  orien- 
tieren. Als  noch  Art.  43  unserer  Wechselordnung  in 
alter  Fassung  geltend  war  und  den  wechselmäßigen 


-    74  — 


Anspruch  des  Inhabers  auch  gegen  den  Akzeptanten 
bei  nicht  rechtzeitig  erfolgter  Protesterhebung  beim 
Domiziliaten  erlöschen  ließ,  war  schon  von  den 
deutschen  Gerichtshöfen  das  Bestehen  einer  Ver- 
pflichtung des  Inhabers,  Notanzeige  an  den  Akzeptanten 
gelangen  zu  lassen,  verneint  worden.33)  Ausdrücklich 
wird  betont,  daß  der  Akzeptant  in  keinem  Falle  zu  den 
Wechselverpflichteten  in  dem  Verhältnis  eines  Vor- 
mannes stehe.  Da  sich  nun  auch  der  Entwurf  ausdrück- 
lich nochmals  in  Art.  65  Satz  1  dem  in  Art.  44  unserer 
Wechselordnung  ausgedrückten  Prinzip  anschließt  und 
den  Anspruch  gegen  den  Akzeptanten  nicht  von  der  Er- 
hebung des  Protestes  gegen  den  Domiziliaten  abhängig 
macht,  erkennt  er  doch  zweifelsohne  an,  daß 
Akzeptant  und  Regreßschuldner  nicht  auf  eine  Stufe 
zu  stellen  sind. 

Durch  Art.  10  des  Abkommens  kann  für  den  Fall 
der  Ausstellerbenachrichtigung  durch  Landesgesetz 
diese  Verpflichtung  der  mit  der  Protesterhebung  be- 
trauten Person  übertragen  werden.  Dieser  Gedanke, 
die  Notifikation  dem  Protestbeamten  zu  übertragen,  ist 
schon  wiederholt  in  Handelskreisen  verschiedener 
Länder  angeregt  worden. 34)  Verwirklichung  hat  er 
z.  B.  in  Frankreich,  wo  das  sogen.  Verjährungssystem, 
richtiger  vielleicht  Präjudizsystem,  in  Geltung  ist,  und 


33)  Entsch.  des  R.G.  in  Z.S.  Bd.  1  S.  45;  R.O.H.G.  Bd.  14 
S.  329.  Vergl.  ferner  auch  Lehmann,  Lehrb.  des  deutschen 
Wechselrechts,  S.  555  Note  8  und  G  r  ü  n  h  u  t,  a.  a.  0.  Bd.  2  §  123 
S.  410/11. 

34)  Vergl.  Bienert,  Wechselrechtliche  Abhandlungen, 
S.  244;  E  i  n  e  r  t,  Entw.  für  Sachsen,  S.  XI  der  Vorrede.  —  In 
neuester  Zeit  wieder  von  der  Handelskammer  zu  Dessau  bean- 
tragt, welche  auch  für  die  Aussteller  benachrichtigung  ein- 
tritt. In  der  Kommissionssitzung  des  Deutschen  Handelstages 
wurde  jedoch  der  Antrag  einstimmig  abgelehnt.  (Vergl.  Mitt.  d. 
Deutschen  Handelstages,  Jahrg.  52  No.  10  S.  37  ff.) 
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in  Rußland  gefunden.  Nach  französischem  Recht 35) 
hat  der  Protestbeamte  den  Aussteller  oder  den  ersten 
Indossanten  eines  eigenen  Wechsels,  wenn  deren  Wohn- 
ort auf  dem  Wechsel  angegeben  ist,  zu  benachrichtigen. 
Nach  russischem  Recht  ist  die  Notifikation  ganz  dem 
Protestbeamten  übertragen.36) 

Dem  Protestbeamten  die  Notanzeige  auch  hier  in 
allen  Fällen  zu  übertragen,  wäre  für  ein  einheitliches 
Recht  nicht  ganz  von  der  Hand  zu  weisen.  Eine  allzu 
große  Belastung  des  Protestbeamten  würde  wohl  kaum 
zu  befürchten  sein,  da  sich  ja  eine  Mitteilungspflicht 
nur  gegenüber  denjenigen  Wechselgaranten  ergibt,  die 
ihrem  Namen  eine  Adresse  beigefügt  haben.  Gerade 
bei  uns  pflegen  sehr  viele  Indossanten  keine  Orts- 
angabe beizusetzen  und  geben  damit  kund,  daß  sie  im 
Falle  des  Notleidens  auf  Benachrichtigung  keinen  Wert 
legen, 

Was  nun  die  Form  der  Benachrichtigung  anbetrifft, 
so  ist  die  schriftliche  Form  beibehalten  (Art.  55  Abs.  4 
des  Entwurfs).  Es  kann  aber  auch  ferner  die  Zusendung 
eines  eingeschriebenen  Briefes  durch  unmittelbare 
Uebergabe  eines  Nachrichtschreibens  ersetzt  werden, 
jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Ueber- 
gabe durch  eine  datierte  und  unterzeichnete  Empfangs- 
bestätigung des  Adressaten  festgestellt  wird.  Zu  er- 
wägen wäre  aber  auch  gewesen,  ob  nicht  die  Noti- 
fikation formlos  hätte  gescheken  können,  insbesondere 
ob  nicht  eine  stillschweigende  Notifikation,  ähnlich  dem 
englischen  Recht,87)  durch  Uebersendung  des  notleiden- 
den Wechsels  am  Platze  gewesen  wäre.    Der  schrift- 

35)  Zusatz  zu  Cod.  com.  art.  176  durch  Gesetz  vom  24.  De- 
zember 1906  (Borchardt,  Handelsgesetze  des  Erdballs,  Bd.  12 
Abteil.  2). 

3«)  Vergl.  russ.  WO.  Art.  72  und  Art.  111  in  Verbindung  mit 
Art.  72  (Borchardt,  Handelsgesetze  des  Erdballs,  Bd.  9  Abt.  1). 
3  7)  B.E.  A.  sect.  49  (5)  und  (6). 
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liehen  Form  würde  ja  doch  infolge  ihrer  Beweiskraft 
die  prävallierende  Stellung  zukommen. 

Eine  weitere  Neuerung  hinsichtlich  der  Art  und 
Weise  der  Notanzeige  hat  der  Entwurf  aber  noch  da- 
durch gebracht,  daß  er  jedem  Indossanten  vorschreibt, 
in  sein  Nachrichtschreiben  eine  Abschrift  der  an  ihn 
ergangenen  Benachrichtigung  aufzunehmen  (Art.  55 
Abs.  2).  Der  Zweck,  dem  diese  Vorschrift  dienen  soll, 
ist  ja  ohne  weiteres  einleuchtend  und  sicher  auch  nicht 
ohne  Berechtigung.  Die  Einlösung  des  Wechsels  soll 
erleichtert  werden,  und  hier  bestehen  gegenwärtig  in- 
sofern oft  Schwierigkeiten,  als  derjenige,  der  den 
Wechsel  einlösen  will,  über  den  Verbleib  desselben 
nicht  unterrichtet  ist.  Aber  immerhin  ist  dadurch  eine 
ganz  erhebliche  Bürde  den  Indossanten  auferlegt,  und 
es  kann  wohl  mit  Recht  bezweifelt  werden,  ob  diese 
Erschwerung  im  Verhältnis  zu  dem  Nutzen  steht. 

In  gleicher  Weise  und  denselben  Zweck  verfolgend, 
hat  auch  der  Entwurf  in  Art.  82  Abs.  5  jedem  Wechsel- 
verpflichteten, der  einen  Wechsel  eingelöst  hat  oder 
gegen  den  die  Wechselklage  erhoben  worden  ist,  die 
Pflicht  auferlegt,  hiervon  seinen  unmittelbaren  Vor- 
mann zu  benachrichtigen.  Dieser  hat  dann  seinerseits 
wieder  die  Nachricht  weiter  zu  geben,  bis  sie  schließ- 
lich zum  Aussteller  gelangt. 

Glücklich  ist  dagegen  die  Frage  der  Fristberech- 
nung gelöst,  indem  sie  jeden  Streit  darüber,  ob  Sonn- 
oder Feiertage  mit  eingerechnet  werden  müssen  oder 
nicht,  ausschließt.38)  Der  Entwurf  gebraucht  nämlich 
ausdrücklich  das  Wort  Werktage.    Die  Frist  für 

38)  Lehmann  spricht  sich  für  Mitrechnung  aus,  a.  a.  O. 
Anm.  11  zu  §137  S.  555;  desgl.  T  h  ö  1,  a.a.O.  Bd.  2  §105  S.  400, 
und  Grünhut,  a.a.O.  Bd.  2  S.  414.  —  Dagegen  sind  nicht  für 
Mitrechnung  Staub-Stranz,  a.  a.  O.  Anm.  6  zu  Art.  45; 
R  e  h  b  e  i  n,  Kommentar  zur  WO.  Anm.  15  zu  Art.  45,  und  Bern- 
stein, Allgem.  Deutsche  WO.  S.  213  §  6  zu  Art.  45. 
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die  Erfüllung  der  Notanzeigepflicht  ist  dagegen  nach 
Ansicht  Dr.  Schusters39)  zu  weit  bemessen,  und 
er  glaubt  darin  dem  englischen  Recht  den  Vorzug  ein- 
räumen zu  müssen.  Nach  englischem  Recht  kann  die 
Benachrichtigung  sofort  nach  der  Dishonorierung  er- 
folgen, und  sie  muß  innerhalb  angemessener  Zeit  da- 
nach gegeben  sein  (Sect.  49  [12]  Abs.  1).  Was  nun  eine 
„angemessene"  Zeit  ist,  ist  Tatfrage  und  abhängig  von 
den  Umständen  eines  jeden  besonderen  Falles.40)  Zwei 
Fälle  jedoch  werden  unterschieden,  wo  die  Benach- 
richtigung als  nicht  in  angemessener  Zeit  erfolgt  anzu- 
sehen ist.  Einmal,  sofern  die  benachrichtigende  und  die 
zu  benachrichtigende  Person  an  demselben  Platze 
wohnen,  wenn  die  letztere  nicht  an  dem  Tage  der  Dis- 
honorierung des  Wechsels  die  Nachricht  erhält,  und 
zweitens,  wenn  sie  verschieden  e Wohnorte  haben, 
die  Benachrichtigung  nicht  am  Tage  nach  der  Dis- 
honorierung abgesandt  wurde  (Sect.  49  [12]  [a]  und  [b]). 
Je  schneller  die  Benachrichtigung  erfolgt,  desto  besser 
ist  natürlich  ihre  Wirkung.  Aber  eine  Frist  von  zwei 
Tagen  erscheint  doch  angemessen,  und  vor  allem  ist  es 
gerade  für  ein  einheitliches  Recht  von  besonderem 
Wert,  die  Fristen  genau  zu  fixieren.  Vielleicht  wäre 
es  besser  gewesen,  für  die  Ausstellerbenachrichtigung 
auch  eine  Frist  von  nur  zwei  Tagen  festzusetzen. 

Die  Nichtbefolgung  der  Vorschriften  über  die 
Notifikation  führt  nach  dem  Entwurf  nicht  zu  einer 
Schmälerung  der  Regreßforderung,  wie  nach  deutschem 
Recht,  nach  welchem  der  Anspruch  auf  Zinsen  und 
Kosten  verloren  geht,  sondern  es  entsteht  lediglich  ein 
Anspruch  auf  Ersatz  des  durch  die  Nachlässigkeit  etwa 
entstandenen  Schadens  (Entwurf  Art.  55  letzter  Abs.). 
Auch    der    deutsche    Vorschlag41)    hatte    schon  die 

39)  Bk.Arch.,  Jahrg.  10  No.  8  S.  116. 
■">)  Späing,  a.a.O.  S.  154  Anm.  13. 
41)  Art.  52   Abs.  3  des  deutschen  Entwurfs. 
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Regelung  in  dieser  Form  gebracht  und  jenen  damals  in 
Leipzig  aufgenommenen  Passus  beseitigt.  Selbst  diese 
Verminderung  der  Folgen  kann  jedoch  nicht  verhindern, 
daß  die  gesamte  Lösung  der  Notifikationsfrage  als 
nicht  günstig  zu  betrachten  ist.  Wenn  auch  die  Noti- 
fikation im  kaufmännischen  Verkehr  selbst  oft  dort 
üblich  ist,  wo  sie  das  Gesetz  nicht  ausdrücklich  ver- 
langt, darf  jedoch  unter  keinen  Umständen  dieselbe 
derart  sein,  daß  sie  sich  als  eine  Erschwerung  der 
Zirkulationsfähigkeit  darstellt.  Eine  Erweiterung  inso- 
fern, als  auch  der  Aussteller  von  dem  Notleiden  des 
Wechsels  in  Kenntnis  gesetzt  werden  muß  und  die 
Uebertragung  der  Notanzeigepflicht  eventl.  auf  den 
Protestbeamten  wird  ohne  Bedenken,  wie  schon  oben 
ausgeführt,  gebilligt  werden  können.  Jedoch  alle 
anderen  in  dem  Entwurf  aufgenommenen  Neuerungen 
müssen  als  eine  Erschwerung  für  den  gesamten 
Wechselverkehr  betrachtet  werden  und  stellen  einen 
bedauerlichen  Rückfall  in  die  doch  nun  längst  über- 
wundene Mandatstheorie  dar,  die  den  Inhaber  als 
Mandatar  seiner  Vormänner  betrachtete. 


Intervention* 


Der  Entwurf  kennt  sowohl  das  Institut  der  Ehren- 
annahme wie  das  der  Ehrenzahlung.  Wir  wollen  uns 
zuerst  mit  folgenden  zwei  Fragen  befassen: 

1.  Wer  kann  Intervenient  sein?  und 

2.  Wie  und  in  welcher  Form  hat  die  Intervention 
zu  erfolgen? 

Die  deutsche  Wechselordnung  spricht  nicht  aus- 
drücklich aus,  wer  Intervenient  sein  kann.  Aber  all- 
gemein wird  anerkannt,  daß  es  jeder  Dritte  sowie  auch 
jede  Person  sein  kann,  die  bereits  im  Wechselverbande 
steht.  Nur  hinsichtlich  des  Bezogenen  gehen  die 
Meinungen  auseinander,  indem  die  einen1)  auch  dessen 
Intervention  zulassen  wollen,  während  von  anderer 
Seite2)  es  als  begriffswidrig  bezeichnet  wird,  den  Tras- 
saten als  Ehrenannehmer  oder  Ehrenzahler  auftreten 
zu  lassen.  Der  Entwurf  hat  dagegen  ausdrücklich  an- 
erkannt, daß  auch  der  Bezogene,  der  nicht  angenommen 
hat,  Intervenient  sein  kann  (Art.  31  Abs.  2  und  Art.  68 
Abs.  3).  Hierdurch  wird  jeder  Kontroverse  der  Boden 
entzogen. 

Die  Regelung  dieser  Materie  ist  im  großen  und 
ganzen  in  Anlehnung  an  die  deutsche  Wechselordnung 
erfolgt  und  stellt  ihr    gegenüber    keine  wesentliche 

!)  Vergl.  Bernstein,  a.  a.  0.  S.  233;  D  e  r  n  b  u  r  g,  a.  a.  0. 
Bd.  2   §275  Ziff.  1;  Staub-Stranz,  a.a.O.   Anm.  5  zu  Art.  56. 

2)  Grünhut,  Hdb.  Bd.  2  §133  S.  467:  „der  Bezogene 
selbst  kann  nicht  Notadresse  sein".  Wie  der  Akzeptant,  so  ist 
natürlich  der  Aussteller  eines  eigenen  Wechsels,  da  er  Haupt- 
schuldner ist,  ausgeschlossen. 
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Neuerung  dar.  In  einschneidender  Weise  wird  aber 
dadurch  das  geltende  englische  und  französische  Recht 
getroffen,  da  nach  diesen  eine  Ehrenannahme  von 
solchen  Personen,  die  bereits  im  Wechselverbande 
stehen,  nicht  erfolgen  kann.3)  In  bezug  auf  die  Ehren- 
zahlung besteht  dagegen  eine  derartige  Beschränkung 
im  englischen  Recht  nicht,4)  während  nach  fran- 
zösischem Recht  auch  hier  nur  derjenige  Ehrenzahler 
sein  kann,  der  nicht  bereits  wechselmäßig  haftbar  ist.5) 
In  beiden  Rechten  ist  dagegen  ohne  weiteres  den  Be- 
zogenen die  Befugnis  zu  intervenieren,  die  gerade  im 
deutschen  Recht  Anlaß  zu  Meinungsstreit  gibt,  zuer- 
kannt, da  ja  nur  im  Wechselverbande  stehende  Per- 
sonen ausgeschaltet  sind  und  hierzu  der  Bezogene 
selbstverständlich  nicht  gehört.  Gerade  von  englischer 
Seite  wurde  die  Regelung  in  obigem  Sinne  befür- 
wortet.6) Die  nach  englischem  Recht  bestehende  Be- 
schränkung in  bezug  auf  die  Ehrenannahme  wird  nicht 
als  zweckdienlich  erachtet,  da  sie  für  den  Wechsel- 
verkehr nicht  fördernd  sei.  Außerdem  sei  auch  kein 
Grund  vorhanden,  die  Ehrenannahme  durch  eine  bereits 
im  Wechselverbande  stehende  Person  auszuschließen, 
wenn  man  die  Ehrenzahlung  einer  solchen  zuließe. 

Was  nun  die  Form  der  Intervention  anbetrifft,  so 
ist  sowohl  hinsichtlich  der  Ehrenannahme  wie  Ehren- 
zahlung eine  Erleichterung  geschaffen.  Nach  dem  Ent- 
wurf (Art.  33  Abs.  1)  genügt  es,  wenn  die  Ehren- 
annahme auf  dem  Wechsel  selbst  erklärt  wird.  Die 
Ehrenannahme  muß  auf  dem  Wechsel  erfolgen,  sie  kann 

3)  B.  E.  A.  sect.  65  (1);  cod.  com.  art  126  und  dazu  S  p  ä  i  n  g, 
a.a.O.  Anm.4   S.  178. 

4)  B.E.A.  sect.  68  (1). 

5)  Cod.  com.  art.  158,  und  vergl.  S  p  ä  i  n  g,  a.  a.  0.  Anm.  6 
S.  187. 

6)  Akten,  S.  243,  Dritte  Sektion;  vergl.  auch  Schuster, 
Bk.Arch.  Bd.  10  No.  8  S.  115. 
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nicht  auch,  wie  nach  der  deutschen  Wechselordnung 
(Art.  62),  auf  einer  Kopie  betätigt  werden.  Eine  Be- 
urkundung des  Eintritts  der  Intervention  durch 
den  Interventionsprozeß,  sei  es  als  Anhang  zu  dem 
Protest  mangels  Annahme,  oder,  wie  es  in  der  Praxis 
häufiger  zu  geschehen  pflegt,  in  dem  Hauptprotest 
selbst,  ist  aber  nicht  notwendig. 

Auch  die  Form  der  Ehrenzahlung  ist  insofern  er- 
leichtert, als  nach  dem  Entwurf  (Art.  72  Abs.  1)  die 
Feststellung  derselben  durch  einen  schriftlichen  Ver- 
merk auf  dem  Wechsel  zu  geschehen  hat,  während 
nach  den  Bestimmungen  der  deutschen  WO.  die  Fest- 
stellung lediglich  durch  Protest  erfolgen  kann  (vergl. 
Art.  62  und  auch  Art.  88  Ziff.  4  der  WO.).  Nur  beim 
Vorliegen  einer  Notadresse  oder  eines  Ehrenakzepts 
ist  der  Nicht  erfolg  zur  Wahrung  der  Regreßrechte 
durch  Protestaufnahme  zu  beurkunden  (Art.  71).  Das- 
selbe gilt  für  den  schon  oben  erwähnten  Spezialfall,  daß 
der  Aussteller  für  die  Ehrenannahme  eine  auf  den 
Zahlungsort  lautende  Notadresse  genannt  hat  (Art.  32 
Absatz  1). 

Man  hat  also  den  Interventionsprotest  prinzipiell 
nicht  mehr  als  Bedingung  für  die  Gültigkeit  des  Ein- 
tritts betrachtet  und  war  bestrebt,  die  Proteste  mög- 
lichst zu  beschränken.  Es  wird  sich  ja  vielleicht  ein- 
wenden lassen,  daß  dadurch  für  unlautere  Manipula- 
tionen, insbesondere  im  Falle  der  Ehrenannahme,  eher 
Gelegenheit  gegeben  ist  als  früher,  wo  die  Feststellung 
im  Protest  immerhin  einen  Schutz  gegen  spätere 
Aenderung  des  Namens  des  Honoraten  zu  Ungunsten 
der  befreiten  Vormänner  oder  auch  gegen  die  Umwand- 
lung eines  ursprünglichen  Akzepts  in  ein  Ehrenakzept 
gewährleistete.  Aber  derartige  Fälschungen  darf  man 
doch  nicht  als  alltäglich  betrachten,  und  übrigens 
mögen  auch  der  Inhaber  und  die  anderen  Beteiligten 
für  die  Aufnahme  des  Namens  derjenigen  Person  im 
6 
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Ehrenakzept,,  für  die  interveniert  wird,  selbst  Sorge 
tragen.  Jedenfalls  ist  diese  Neuerung,  die  auch  für  das 
englische  und  französische  Recht  eine  solche  ist,7)  ge- 
eignet, auf  den  gesamten  Wechselverkehr  fördernd  zu 
wirken,  da  sie  die  Abwicklung  des  Wechselgeschäfts 
nicht  unwesentlich  erleichtert. 

Infolge  der  Gestattung  des  Z  a  h  1  u  n  g  s  regresses 
in  allen  Fällen,  wo  überhaupt  Regreß  genommen 
werden  kann,  ist  im  Falle  der  Ehrenannahme  eine  da- 
mit zusammenhängende  Neuerung  notwendig  gewesen. 
Die  Ehrenannahme  berührt  die  dem  Honoraten  und 
seinen  Vormännern  zustehenden  Regreßrechte  nicht. 
Zur  Ausübung  des  Zahlungs  regresses  bedarf  es 
aber  des  Besitzes  des  Wechsels,  während  gegenwärtig 
zum  Regreß  auf  Sicherstellung  der  Besitz  des 
erhobenen  Protestes  berechtigt.  (WO.  Art.  26  und 
Art.  58).  Um  sich  nun  zwecks  Ausübung  des  Zahlungs- 
regresses den  Besitz  zu  verschaffen,  ist  es  dem  Hono- 
raten und  seinen  Vormännern  gestattet,  den  Wechsel 
einzulösen  (Art.  34  Abs.  4  des  Entwurfs). 

Eine  Erweiterung  der  Notifikationspflicht,  die  mit 
dem  vorerwähnten  Punkt  zusammenhängt  und  ebenfalls 
die  Einlösung  erleichtern  soll,  muß  hier  noch  nach- 
träglich Erwähnung  finden.  Es  muß  nämlich  nicht  nur 
der  Ehrenakzeptant  den  Honoraten  von  der  ge- 
schehenen Intervention  in  Kenntnis  setzen,  sondern 
jeder  benachrichtigte  Wechselverpflichtete  muß  seiner- 
seits die  Benachrichtigung  an  seinen  Vormann  weiter- 

7)  Nach  englischem  Recht  steht  es  dem  Inhaber  zwar 
frei,  ob  er  sich  an  die  Notadresse  halten  will,  tut  er  es  aber, 
dann  muß  er  dies  durch  Protestaufnahme  beurkunden  lassen. 
Selbst  da  ist  jener  Solennitätsakt  notwendig,  wo  er  sonst  (bei  In- 
landswechseln) nicht  erforderlich  ist.  —  Nach  französischem 
Recht  ist  ebenfalls  da,  wo  die  Notadressen  angegangen  werden 
müssen,  der  Interventionsprotest  nötig.  Vergl.  hierzu  S  p  ä  i  n  g, 
a.a.O.  S.  177  ff.  und  M  e  y  e  r,  a.a.O.  Bd.  1   S.  397. 
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geben  und  so  weiter  in  der  Reihenfolge  bis  zum  Aus- 
steller (Entwurf  Art.  33  Abs.  3). 

Die  Erleichterung  der  Wechseleinlösung  allein  ist 
m.  E.  kein  ausschalggebender  Grund  für  eine  derartige 
Erweiterung  der  Notifikationspflicht.  Die  Pflicht  des 
Honoranten,  den  Honoraten  von  der  geschehenen  In- 
tervention zu  benachrichtigen,  kann  allerdings  auf  die 
der  Intervention  zugrunde  liegenden  Rechtsbeziehungen 
zwischen  beiden  zurückgeführt  und  dadurch  gerecht- 
fertigt werden.  Die  Ausdehnung  dieser  Notifikations- 
pflicht aber  auf  die  anderen  Wechselverpflichteten  er- 
scheint nicht  notwendig,  zumal  der  Entwurf  dieselbe  ja 
auch  nicht  im  Falle  der  Ehrenzahlung,  wo  sie, 
dem  allgemeinen  Handelsbrauch  entsprechend,  üblich 
und  vielleicht  auch  berechtigt  ist,  für  notwendig  erachtet. 

Einige  wichtige  Aenderungen  hinsichtlich  der 
Stellung  des  Wechselinhabers  knüpfen  sich  an  das  In- 
stitut der  Notadresse  und  des  Ehrenakzepts.  Wie  nach 
geltendem  deutschen  Recht  (WO.  Art.  62),  ist  auch 
nach  dem  Haager  Projekt  (Art.  69)  der  Inhaber  dann 
gezwungen,  die  sämtlichen  Notadressen  und  den  Ehren- 
akzeptanten anzugehen,  wenn  sie  auf  den  Zahlungsort 
lauten.  Eine  Aenderung  bringt  jedoch  der  Entwurf  in- 
sofern, als  eine  Nichtbefolgung  dieser  Vorschrift  nur 
noch  den  Verlust  des  Regresses  gegen  die  Nach- 
m  ä  n  n  e  r  des  Adressanten  oder  des  Honoraten  nach 
sich  zieht,  und  nicht  mehr  gegen  den  Adressanten  und 
Honoraten  selbst.  Somit  ist  dieser  Fall  gleich  geregelt 
mit  demjenigen,  wo  die  Zahlung  von  einem  Dritten, 
dem  sogen,  „unberufenen  Intervenieren"  angeboten, 
jedoch  von  dem  Inhaber  ausgeschlagen  wird  (vergl. 
WO.  Art.  62  letzter  Satz  und  Art.  70  letzter  Satz  des 
Entwurfs).  Der  Entwurf  ist  hier  dem  deutschen  Vor- 
schlag8) gefolgt  und  hat  damit  eine  in  unserer  Wechsel- 


s)  Art.  71  des  deutschen  Entwurfs. 

6* 
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Ordnung  gemachte  Unterscheidung  beseitigt,  die  auch 
nach  der  Meinung  mancher  Autoren  nicht  genügend 
motiviert  war.9) 

Diese  Regelung  der  Frage,  ob  die  Notadressen 
wegen  Zahlung  angegangen  werden  müssen  oder  nicht, 
findet  überraschenderweise  auch  in  England  Beifall,10) 
obwohl  nach  englischem  Recht  keinerlei  Verpflichtung 
besteht,  einen  notleidenden  Wechsel  dem  Not- 
adressaten zur  Zahlung  vorzulegen.  Hier  ist  es  viel- 
mehr ganz  dem  Belieben  des  Inhabers  anheimgestellt, 
Notadressen  zu  berücksichtigen  oder  nicht.  Aus  dieser 
fakultativen  Inanspruchnahme  sind  aber,  wie  sich 
F.  Meyer  von  englischen  Kaufleuten  berichten  läßt, 
bisher  keinerlei  Mißstände  hervorgegangen.11)  Auch 
der  Deutsche  Handelstag,  der  doch  die  Interessen  des 
Handels  sicher  genau  kennt  und  vertritt,  hat  sich 
wiederholt  für  eine  Aenderung  im  Sinne  des  geltenden 
englischen  Rechts  ausgesprochen.  So  hat  denn  auch 
der  von  F.  Meyer  im  Auftrage  der  Aeltesten  der 
Kaufmannschaft  von  Berlin  ausgearbeitete  Entwurf12) 
das  Angehen  der  Notadressen  in  das  sachgemäße  Er- 
messen des  Wechselinhabers  stellen  wollen. 

Wenn  man  berücksichtigt,  welche  zeitraubende 
Mühewaltung  die  Verpflichtung,  alle  Notadressen  anzu- 
gehen, dem  Inhaber  verursacht,  und  insbesondere  die 
Fälle  in  Betracht  zieht,  wo  Notadressen  eventl.  nur  der 
Täuschung  wegen  beigefügt  werden,  so  wird  man  zu 
der  Ueberzeugung  kommen,  daß  eine  freiere  Stellung 
des  Wechselinhabers  offenbar  mehr  im  Interesse  des 
Wechselverkehrs  liegt,  als  eine  solche,  wie  sie  der  Ent- 

9)  Staub-Stranz,  a.  a.  0.  Anm.  7  zu  Art.  62  und  Leh- 
mann, a.  a.  O.   S.  568. 

10)  Dr.  Schuster  in  Bk.  Arch.   Jahrg.  10  No.  8   S.  115/16. 

11)  Bk.Arch.    Jahrg.  10   No.  11    S.  169. 

12)  Vergiß  Art.  69  letzter  Satz,  in  Bd.  2  Weltwechselrecht. 
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wurf  in  Anlehnung  an  das  deutsche  Recht  gibt.  Man 
glaubt  dadurch  kleinen  Nachteilen  begegnen  zu 
können,  die  aber  in  Wirklichkeit,  wenigstens  wenn  die 
großen  Banken  die  Wechselinhaber  sind,  in  keiner 
Weise  zu  Befürchtungen  Anlaß  geben.  Erscheint  ein 
Notadressat  dem  Inhaber  als  solvent,  so  wird  er  schon 
im  eigenen  Interesse  diesen  um  Zahlung  angehen,  und 
er  wird  sich  sicherlich  nicht  durch  die  ihm  bei  Außer- 
achtlassung zustehende  Provision  davon  abhalten 
lassen.  Sollte  aber  letzteres  Moment  tatsächlich  die 
wichtigste  Grundlage  für  die  Regelung  dieser  Frage  in 
obigem  Sinne  abgegeben  haben,  so  hätte  man  m.  E. 
prüfen  sollen,  ob  man  nicht  besser  getan  hätte,  den 
Provisionsanspruch  ganz  zu  beseitigen. 

Auffallenderweise  findet  dagegen  das  Institut  der 
Notadresse  bei  der  Annahme  eine  andere  Behandlung. 
Während  nach  deutschem  Recht  (WO.  Art.  56),  ehe 
Sicherstellung  verlangt  werden  kann,  auch  hier  alle  an- 
gegebenen Notadressen  berücksichtigt  werden  müssen, 
ist  nach  dem  Entwurf  (Art.  32  Abs.  1)  als  Folge  der 
dem  Aussteller  zustehenden  Befugnis,  einen  Not- 
adressaten speziell  für  die  Annahme  zu  bezeichnen 
(Art.  15  Abs.  2  des  Entwurfs),  der  Wechsel  nur  der 
von  diesem  angegebenen,  auf  den  Zahlungsort  lauten- 
den Notadresse  zur  Ehrenannahme  vorzulegen,  bevor 
Rückgriff  mangels  Annahme  genommen  werden  kann. 
Wie  die  Akten13)  ergeben,  ist  diese  Spezialbestimmung 
von  den  französischen  Delegierten  angeregt  worden. 
Sie  soll  einen  Wunsch  der  Exporteurkreise  erfüllen. 

Von  Deutschland  war  vorgeschlagen  worden,  es 
grundsätzlich  dem  Belieben  des  Inhabers  anheim  zu 
geben,  ob  er  eine  Ehrenannahme  zulassen  will  oder 
nicht.14)    Im  allgemeinen  schließt  sich  auch  der  Ent- 


")  Akten,  S.306  und  S.  348. 

14)  Vcrgl.  Art.  63  des  deutschen  Entwurfs. 
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wurf  diesem  Vorschlage  an  (Art.  32  Abs.  2).  Er  macht 
jedoch  eine  Ausnahme,  wenn  es  sich,  wie  oben  erwähnt, 
um  eine  von  dem  Aussteller  bezeichnete  Notadresse 
auf  den  Zahlungsort  lautend,  handelt.  Hierdurch  ist 
zwar  die  Stellung  des  Trassanten  ungemein  begünstigt, 
dagegen  aber  die  des  Inhabers  unnötigerweise  er- 
schwert. Ein  Aussteller,  der  Zweifel  über  die  Annahme 
eines  von  ihm  ausgestellten  Wechsels  hegt,  kann  durch 
Angabe  eines  Strohmannes,  der  sich  zur  Ehren- 
annahme bereit  erklärt,  auf  diese  Weise  den  Inhaber 
um  sein  Regreßrecht  auf  vorzeitige  Zahlung 
bringen.  Beim  Zulassen  der  Ehrenannahme  verliert  er 
nämlich  den  ihm  gegen  seine  Vormänner  vor  Verfall 
zustehenden  Zahlungsregreß  (Art.  34  Abs.  3  des  Ent- 
wurfs). Unterläßt  der  Inhaber  aber  auch  andererseits 
die  Vorlegung,  so  verliert  er  ihn  ebenfalls  (Art.  32  Ab- 
satz 1  Satz  2  des  Entwurfs). 

Wenn  wir  ferner  berücksichtigen,  daß  die  Folgen 
des  Verlustes  dieses  Regreßrechtes  in  dem  Entwurf 
ganz  andere  sind,  wie  nach  dem  geltenden  deutschen 
Rechte,  so  werden  wir  erst  richtig  dfe  ungünstige  Lage 
des  Wechselinhabers  erkennen  können.  Da  der  Ent- 
wurf nur  den  Regreß  auf  Zahlung  kennt,  der  auch 
mangels  Annahme  möglich  ist,  so  kann  in  diesem  Falle 
sehr  leicht  dem  Inhaber  auf  die  wirksamste  Weise  der 
Weg  zur  vorzeitigen  Befriedigung  abgeschnitten  werden. 

Als  Folge  der  Ersetzung  des  Sicherheitsregresses 
durch  den  Zahlungsregreß  ist  ferner  noch  eine  Erwei- 
terung insofern  eingetreten,  als  nach  Art.  68  Abs.  2  in 
Verbindung  mit  Art.  68  Abs.  1  und  Art.  69  des  Ent- 
wurfs die  Vorlegung  zur  Zahlung  bei  den  Notadressen 
auch  in  den  Fällen,  in  denen  der  Inhaber  vor  Verfall 
Regreß  nehmen  kann,  zu  erfolgen  hat.  Demnach  wäre 
bei  Unsicherheit  des  Akzeptanten,  nicht  dagegen  bei 
verweigerter  Annahme,  mit  Ausnahme  des  vorher  er- 
wähnten Spezialfalles,  das  vorherige  Angehen  der  auf 
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den  Zahlungsort  lautenden  Notadressen  erforderlich. 
Eine  in  keiner  Weise  gerechtfertige  Inkongruenz  ergibt 
sich  dadurch  einerseits  zwischen  dem  Rückgriff  mangels 
Annahme  und  andererseits  dem  Rückgriff  mangels 
Zahlung  und  dem  bei  Unsicherheit  des  Akzeptanten. 
Dadurch  ist  die  Einheitlichkeit,  die  man  doch  durch  die 
Gestattung  des  Zahlungsregresses  in  allen  drei  Fällen 
mit  hat  schaffen  wollen,  wieder  durchbrochen.  Diese 
der  von  dem  Aussteller  angegebenen  Notadresse  zu- 
kommende Sonderstellung  ist  jedenfalls  nicht  berech- 
tigt, da  sie  die  Einheitlichkeit  stört  und  zu  Mißständen 
sicher  Anlaß  geben  wird.  Am  einfachsten  und  besten 
wäre  es  gewesen,  das  Angehen  der  Notadressen  ganz 
und  gar  in  das  Belieben  des  Inhabers  zu  stellen.  Dies 
würde  dem  Verkehr  am  meisten  entsprechen  und 
irgend  welche  Nachteile  können  sich  m.  E.  dadurch 
nicht  ergeben. 

Eine  wichtige  Aenderung,  die  sich  auf  die  Stelle, 
wo  die  Notadresse  zu  stehen  hat,  bezieht,  haben  wir 
noch  zu  erwähnen.  Nach  der  deutschen  Wechsel- 
ordnung ist  nur  erforderlich,  daß  der  Auftrag  auf  den 
Wechsel  gesetzt  ist,  damit  er  eine  Notadresse  ist.  Ge- 
mäß der  Ausdrucksweise  des  Entwurfs  aber  müßte  der 
Aussteller  den  Hilfszahler  bezw.  Hilfsannehmer  im 
Kontexte  des  Wechsels,  der  Indossant  den  Zahlungs- 
auftrag innerhalb  seines  Giros  aufnehmen.  Die  Absicht 
des  Gesetzes  kann  dies  unmöglich  sein,  da  hierdurch 
mit  der  sich  in  jeder  Beziehung  bewährten  Uebung,  die 
Notadressen  links  unten  zu  der  Adresse  des  Bezogenen 
zu  setzen  und  dort  auch  zu  suchen,  gebrochen  würde. 
Eine  Aenderung  bezw.  Klarstellung  erscheint  hier  auf 
alle  Fälle  erwünscht. 


§  8. 

Duplikate  und  Kopien, 

Nicht  ganz  mit  Recht  hat  man  die  Duplikate  ein 
absterbendes  Institut  genannt.1)  Im  inländischen  Ver- 
kehr haben  sie,  das  kann  man  wohl  sagen,  vollständig 
ihre  Bedeutung  verloren.  Dort  aber,  wo  sie  noch  ganz 
allgemein  in  Gebrauch  sind,  im  Ueberseehandel,  dienen 
sie  dem  Zwecke,  den  zu  erfüllen  ihre  ursprünglichste 
Aufgabe  war,  nämlich  für  einen  etwaigen  Verlust  des 
Originalwechsels  Ersatz  zu  schaffen.  Daneben  ist  ihre 
Funktion  als  Akzept-  und  Versandexemplar  auch  noch 
von  Bedeutung.  Dieses  Bedürfnis  der  Duplikate  im 
Ueberseehandel  ist  erst  in  neuerer  Zeit  von  Deutsch- 
land auch  für  den  Scheckverkehr  durch  Art.  9  des 
Scheckgesetzes  anerkannt  worden.  Von  einigen 
Staaten,  wie  z.  B.  Spanien,2)  ist  sogar  denjenigen,  die 
Wechsel  übers  Meer  senden,  direkt  eine  gesetz- 
liche Verpflichtung  auferlegt,  wenigstens  zweite 
Exemplare  auf  anderen  Schiffen  zu  verschicken.  Es  ist 
daher  eine  vollständige  Verkennung  des  Verkehrs- 
bedürfnisses, wenn  der  italienische  Delegierte  meint: 
„qu'il  n'y  a  pas  de  raisons  pour  admettre  les  duplicata 
dont  on  ne  fait  plus  usage  dans  le  commerce".3) 

Wenn  auch  die  Benutzung  der  Wechselkopie 
weniger  üblich  ist,  als  die  der  Duplikate,  so  ist  die 
Wechselkopie    doch    den    verschiedensten  Zwecken 

!)  Adler  in  Conrads  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaft, S.697. 

2)  Art.  473  des  spanischen  Wechselgesetzes  (Borchardt, 
Handelsgesetze  des  Erdballs,  Bd.  7,  Abt.  1). 

3)  Akten,  S.  213.  Zweite  Sektion.  Ausführungen  zur  Frage  6. 
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dienstbar  und  nicht  leicht  zu  entbehren.  Vielfach  ver- 
tritt die  Abschrift  das  Begebungsexemplar,  während 
der  Originalwechsel  zur  Einholung  des  Akzepts  oder 
des  Duplikats  versandt  wird.  Selbst  in  denjenigen 
Ländern,  wie  z.  B.  in  Frankreich  und  Belgien,  deren 
Gesetze  keine  die  Wechselkopien  betreffenden  Be- 
stimmungen enthalten,  sind  sie  allgemein  üblich  und  für 
den  Verkehr  als  notwendig  erkannt.4)  Ob  nach  eng- 
lischem Recht  die  Kopie  zulässig  ist,  ist  zweifelhaft.5) 
Der  Entwurf  hat  sowohl  Bestimmungen  über  die 
Duplikate  wie  Kopien  getroffen  und  sich  hierbei  eng  an 
die  Vorschriften  der  deutschen  Wechselordnung  ge- 
halten. In  zwei  Punkten  werden  jedoch  die  Bestimm- 
ungen der  deutschen  Wechselordnung  ergänzt.  Aus- 
drücklich ist  nämlich  festgesetzt,  daß  die  Kosten,  die 
mit  der  Ausstellung  und  Uebergabe  eines  Duplikates 
verbunden  sind,  von  dem  Nehmer  getragen  werden 
müssen,  und  im  Falle  der  Inhaber  das  Verlangen  stellt 
was  nur  stufenweise,  wie  nach  der  deutschen  Wechsel- 
ordnung, geschehen  kann,  so  hat  dieser  die  Kosten  zu 
tragen  (Art.  74  Abs.  1  Satz  2  und  Abs.  3  letzter  Satz)- 
Die  zweite  Ergänzung  enthält  der  Artikel  75  Abs.  2 
und  bezweckt  einen  größeren  Schutz  für  den  Indos- 
santen, der  die  verschiedenen  Exemplare  an  die* 
selbe  Person  übertragen  hat  und  nun  auf  Grund  eines 
Exemplars  im  Regreßwege  in  Anspruch  genommer 
wird. 

Das  geltende  deutsche  Recht  hat  hier  keine  Vor-* 
kehrungen  zum  Schutze  des  Indossanten  getroffen,  und 
so  ist  es  sehr  leicht  möglich,  daß  derselbe,  wenn  er  im 
Regreßwege  e  i  n  Exemplar  einlöst,  seinerseits  den 
Regreß  verliert,  weil  vielleicht  schon  der  Wechsel- 
inhaber seinen  Vormann  auf  Grund  eines  anderer? 

<)  Späing,  a.a.O.,  Anm.  la  auf  Seite  198. 
5)  Derselbe,  a.a.O.,  Anm.  2  auf  Seite  199. 
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Exemplars  belangt  hat.  Aus  diesem  Grunde  wurde  da- 
her in  Uebereinstimmung  mit  dem  von  der  deutschen 
Regierung  ausgearbeiteten  Entwurf 6)  festgesetzt,  daß 
dem  Regressaten  nur  dann  die  Zahlung  zugemutet 
werden  dürfe,  wenn  ihm  alle  Ausfertigungen  über- 
geben würden.  Da  aber  durch  diese  Bestimmung  allein 
mancherlei  Unzuträglichkeiten  entstehen  könnten,  so 
ist  dem  Inhaber,  wenn  ihm  die  Aushändigung  aller 
Exemplare  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  möglich  ist, 
die  Erlangung  der  Zahlung  dennoch  dadurch  möglich 
gemacht,  daß  er  Sicherheit  für  den  Verlust  des  Re- 
gresses leistet,  den  der  Indossant  möglicherweise 
gegenüber  seinen  Vormännern  und  dem  Aussteller 
erleidet. 

Schließlich  ist  noch  zu  bemerken,  daß  die 
Duplierung  des  eigenen  Wechsels  auch  nach  dem  Ent- 
wurf nicht  gestattet  ist.  Obwohl  sie  von  einigen 
Rechten7)  anerkannt  wird,  glaubte  man  jedoch  nicht 
an  das  Vorhandensein  eines  derartigen  Bedürfnisses,  zu- 
mal selbst  in  jenen  Ländern  Duplikate  des  eigenen 
Wechsels  verhältnismäßig  selten  vorkommen. 

6)  Art.  79  des  deutschen  Entwurfs. 

7)  Vergl.  Meyer,  a.a.O.  Bd.  1  S.  618  ff.  (in  Italien, 
Rumänien,  Portugal). 


§  9. 

Fälschung,  Verlust  und  Verjährung. 

L  Fälschung. 

Auch  der  Entwurf  hält  durch  Art.  78,  der  sich  auf 
die  Fälschung  der  Unterschriften  bezieht,  den  Grund- 
satz unserer  Wechselordnung  von  der  Selbständigkeit 
der  einzelnen  Wechselverpflichtungen  aufrecht,  indem 
die  wechselmäßige  Wirkung  der  echten  Unter- 
schriften durch  die  falschen  oder  verfälschten  Unter- 
schriften nicht  beeinträchtigt  wird.  Dagegen  bestimmt 
der  Entwurf  in  Art.  79  ausdrücklich,  daß  im  Falle  der 
Fälschung  des  Wechseltextes  die  späteren  Zeichner 
entsprechend  dem  geänderten  Text,  die  ande- 
ren gemäß  dem  früheren  Text  haften.  Die  Ver- 
änderung muß  natürlich  eine  solche  materieller  Art 
sein.  Ist  sie  eine  solche  formeller  Art,  derart  also,  daß 
der  Wechsel  ein  Requisit  einbüßt,  dann  ist  damit  die 
Wechselkraft  zerstört. 

Wenn  auch  die  oben  erwähnte  Haftungsart  der 
Unterzeichner  eines  Wechsels,  dessen  materieller  In- 
halt geändert  ist,  die  deutsche  Wechselordnung  nicht 
ausdrücklich  ausspricht,  so  hat  aber  die  Gerichtspraxis 
im  großen  und  ganzen  den  von  dem  Entwurf  fest- 
gelegten Satz  bisher  schon  gehandhabt.    Durch  diese 
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Festlegung  ist  aber  manchen  Streitfragen,  die  über  ein- 
zelne Punkte  jetzt  noch  bestehen,  endgültig  der 
Boden  entzogen.1) 

IL  Verlust. 

Was  nun  weiter  die  Vorschriften  über  die  Rechts- 
folgen des  Verlustes  eines  Wechsels  anbetrifft,  so 
weicht  der  Entwurf  in  wesentlichen  Beziehungen  von 
unserer  Wechselordnung  ab.  In  Uebereinstimmung  mit 
der  deutschen  Wechselordnung  ist  nur  der  Schutz  des 
legitimierten  gutgläubigen  Wechselinhabers  geregelt 
(vergl.  Entwurf  Artikel  81  und  WO.  Artikel  74).2) 

Ueberhaupt  keine  Bestimmungen  dagegen  sind  ge- 
troffen über  die  Zahlung  eines  verlorenen  Wechsels 
gegen  Sicherheitsleistung  auf  Grund  einer  gerichtlichen 
Entscheidung  oder  über  ein  Verfahren  zur  Kraftlos- 
erklärung abhanden  gekommener  Wechsel.  Wie  sich 
aus  dem  Artikel  13  des  Abkommens  ergibt,  soll  die 
Regelung  dieser  Fragen  jedem  Vertragsstaate  vor- 
behalten bleiben.  Da  es  sich  um  eine  Verquickung 
bürgerlich-rechtlicher  und  prozessualer  Prinzipien  mit 
solchen  aus  der  Eigenart  des  Wechselrechts  sich  er- 
gebenden Erfordernissen  handelt,  glaubte  man  diese 


1)  Vergl.  z.  B.  Entscheidung  d.  Reichsger.  i.  Z.S.  Bd.  54  S.  389. 
Es  handelt  sich  um  eine  Aenderung  von  M.  750. —  in  M.  3750. — .  Das 
R.G.  sagt  der  ursprüngliche  Text  ist  nicht  affiziert.  Die  Haftung 
der  früheren  Wechselzeichner  bleibt  entsprechend  des 
ersten  Textes  bestehen,  die  späteren  haften  entsprechend 
dem  geänderten  Text.  Dieser  Ansicht  ist  auch  Lehmann, 
a.a.O.  S.413;  Dem  bürg,  a.a.O.  Bd.  2  §276  S.  363  Anm.  12. 
Dagegen  Bernstein,  Allg.  Deutsche  WO.  S.  67  und  in  einer 
Entscheidung  in  Bd.  23  S.  340  das  Reichs-Oberhandelsgericht.  — 
In  erster  Linie  werden  hier  in  Frage  kommen  Veränderungen  hin- 
sichtlich der  Wechsel  summe,  da  solche  in  ihrem  wirtschaft- 
lichen Effekt  am  weittragendsten  sind. 

2)  Näheres  siehe  in  §  2  S.  33  ff. 
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ganze  Materie  der  Regelung  der  einzelnen  Staaten  über- 
lassen zu  müssen.3) 

Aber  immerhin  wäre  vielleicht  ein  kurzer  Hinweis 
in  dem  Gesetz  selbst  am  Platze  gewesen,  wonach  trotz 
des  Fundamentalsatzes,  daß  der  Wechselschuldner  nur 
gegen  Aushändigung  des  Instruments  zu  zahlen  braucht, 
dem  Eigentümer  eines  abhanden  gekommenen4)  Wech- 
sels die  Geltendmachung  seines  Rechts  ermöglicht 
würde.  Allerdings  wird  ja  kaum  zu  befürchten  sein, 
daß  einzelne  Staaten  ein  solches  Recht  dem  Eigentümer 
nicht  gewähren  werden,  da  fast  überall  5)  der  früher 
vertretene  strenge  Standpunkt  verlassen  worden  ist, 
der  den  Eigentümer  mit  dem  Verlust  des  Wechsels  auch 
seine  Rechte  aus  dem  Wechsel  verlieren  läßt. 

Ferner  wäre  es  vielleicht  nicht  ohne  Berechtigung 
gewesen,  wenigstens  festzulegen,  gegen  wen  der  auf 
Grund  der  definitiven 6)  Amortisation  erwirkte  An- 
spruch gegeben  sein  soll.  Gerade  hinsichtlich  der 
materiellen  Wirkung  gehen  die  Wechselrechte  der  ver- 
schiedenen Staaten  weit  auseinander,  indem  sie  das 
Ausschlußurteil  bald  nur  gegen  den  Hauptschuldner, 
bald  gegen  diesen  und  den  Aussteller,  bald  sogar  gegen 

3)  Vergl.  Akten,  S.  203  Erste  Sektion;  ferner  S.  328  Achte 
Sitzung  des  Zentralkomitees. 

4)  Hinzuzufügen  wäre  eventuell  noch:  „oder  vernich- 
teten" Wechsels.  Artikel  73  der  WO.  spricht  zwar  auch  nur 
von  abhanden  gekommenen  Wechseln,  jedoch  erstreckt  sich  nach 
§  1004  C.P.O.  die  Amortisation  auch  auf  vernichtete  Wechsel. 

5)  Eine  Ausnahme  macht  Rußland;  vergl.  Meyer,  a.  a.  0. 
Bd.  1   §125  S.572. 

6)  In  der  WO.  ist  nur  geregelt  der  Anspruch  während  des 
Laufes  der  Amortisationsfrist.  Ausdrücklich  ist  festgesetzt,  daß 
in  diesem  Falle  das  Recht  des  Amortisationserwerbers,  Zahlung 
gegen  Kaution  oder  Deposition  zu  verlangen,  einzig  und  allein 
gegenüber  dem  Akzeptanten  (Artikel  73)  und  dem  Aussteller  des 
eigenen  Wechsels  (Artikel  98  Ziffer  9)  gegeben  ist.  (Dem  Akzep- 
tanten steht  aber  gleich  sein  Avalist.    Art.  81  W.O.) 


-    94  — 


die  Garanten  wirken  lassen,  aber  in  diesem  Falle  nur 
dann,  wenn  bereits  vor  dem  Verlust  Protest  erhoben 
war,  oder  ein  besonders  gestalteter  Protest  wegen 
Wechselverlustes  geschehen  ist.7) 

Von  der  deutschen  Wechselordnung  ist  diese 
Materie  nur  ganz  oberflächlich  geregelt,  indem  ledig- 
lich die  Möglichkeit  der  Amortisation  aufgestellt,  eine 
Bestimmung  über  den  Gerichtsstand  gegeben  und  an- 
geordnet ist,  welche  Rechte  der  Antragsteller  nach 
Einleitung  des  Amortisationsverfahrens  hat. 

Eine  wichtige  und  nicht  unbedenkliche  Neuerung 
bringt  der  Artikel  80.  Er  gibt  dem  Eigentümer  eines 
verlorenen  Wechsels  ohne  weiteres  gegen  Erstattung 
der  Kosten  den  Anspruch  auf  ein  neues  Wechsel- 
exemplar. Im  Falle  der  Bezogene  akzeptiert  hat,  kann 
er  jedoch  auf  Grund  des  neuen  Exemplars  Zahlung  nur 
gegen  Sicherheitsleistung  verlangen. 

Diese  Bestimmung  enthält  unleugbare  Gefahren 
für  alle  Beteiligten,  insbesondere  aber  für  den  Aus- 
steller. Hat  der  verloren  gegangene  Wechsel  nicht  die 
Bezeichnung  ,,P  r  i  m  a"  oder  einen  ähnlichen,  die  Ver- 
vielfältigung ausdrückenden  Vermerk  besessen,  dann 
wird  eventuell  der  Aussteller  im  Regreßwege  aus  beiden 

7)  Vergleiche  hierzu  Meyer,  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  572  ff.  Bei 
uns  ist  die  Frage,  ob  gegen  die  Regreßpflichtigen  auf  Grund  des 
Ausschlußurteils  vorgegangen  werden  kann,  sehr  bestritten.  In 
bejahendem  Sinne  G  r  ü  n  h  u  t,  Handb.  Bd.  2  §  109  S.  278; 
v.  Canstein,  a.  a.  0.  §  14  S.  205;  Dernburg,  a.  a.  0.  Bd.  2 
§280,  No.  6,  S.  381.  Entgegengesetzt  R  e  h  b  e  i  n,  Anm.  2  zu  Ar- 
tikel 73;  Bernstein,  Allg.  Deutsche  Wechselordnung,  §  4  zu 
Artikel  73  S.  277;  Lehmann,  a.  a.  O.  §  67  S.  270  und  §  145 
S.  586,  der,  wie  Rehbein,  zu  dieser  Ansicht  auf  Grund  des  Art.  73 
in  Verbindung  mit  Art.  54  der  WO.  kommt  und  darauf  hinweist, 
daß  in  den  Motiven  (S.  LXXI)  erwähnt  ist,  daß  die  Verfolgung  der 
Regreßrechte  gegen  den  Aussteller  und  die  Vormänner  ohne 
Vorlegung  des  Wechsels  nicht  zulässig  ist. 
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Exemplaren  in  Anspruch  genommen  werden  können, 
da  nach  Artikel  74  Abs.  2  des  Entwurfs  dann  jedes 
Exemplar  als  besonderer  Wechsel  gilt.  Dadurch  wird 
jedenfalls  die  Stellung  des  Ausstellers  wesentlich  er- 
schwert, und  man  wird  daher  diese  Bestimmung  kaum 
als  akzeptabel  betrachten  dürfen. 


III.  Verjährung. 

Auf  Vorschlag  der  deutschen  Regierung  8)  ist  bei 
der  Verjährung  der  Regreßansprüche  des  Inhabers  und 
der  Indossanten  die  Staffelung  nach  Maßgabe  der  räum- 
lichen Entfernung  (Artikel  78  und  79  WO.)  beseitigt 
und  durch  eine  einheitliche  Frist  von  6  Monaten  er- 
setzt (Artikel  82  Absatz  2  und  3  des  Entwurfs).  Da- 
gegen verjähren  die  Ansprüche  gegen  den  Akzeptanten 
und  Avalisten  in  drei  Jahren  (Artikel  82  Absatz  1). 

Für  die  Einführung  einer  einheitlichen  Verjährungs- 
frist aller  Wechselansprüche  hat  man  sich  also  nicht 
entschließen  können,  obwohl  gerade  eine  derartige 
Regelung  für  ein  Welt  Wechselgesetz  von  großem 
Vorteil  gewesen  wäre.  Auch  würde  man  sich  dadurch 
auf  den  Boden  der  Antwerpener  und  Brüsseler  Kon- 
gresse gestellt  haben.9)  Es  besteht,  wie  Meyer10) 
mit  Recht  bemerkt,  kein  Grund,  die  Regreßschuldner, 
die   doch   die   Zahlung    des   Bezogenen  garantieren 


»)  Artikel  90  Abs.  1  des  deutschen  Entwurfs. 

9)  Vergl.  Artikel  54  des  Antwerpener  und  Artikel  62  des 
Brüsseler  Entwurfs.  —  Für  eine  einheitliche  Frist  auch  Bern- 
stein, Revision  der  Wechselordnung,  S.  57.  Ferner  auch  schon 
E  i  n  e  r  t,  Entwurf  einer  Wechselordnung  für  Sachsen,  Tit.  XIII, 
§2  und  der  Entwurf  der  WO.  von  1847  für  die  preußischen 
Staaten  in  §  73  (vergl.  hierzu  Motive  S.  LXXIII). 

1<>)  Meyer,  a.a.O.   Bd.  2  S.  310. 
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sollen,  anders  zu  behandeln  als  den  Akzeptanten  und 
sie  früher  von  ihren  Verpflichtungen  zu  befreien  als 
jenen. 

Gleichzeitig  hätte  natürlich  auch  der  Beginn  der 
Verjährungsfrist  für  alle  Ansprüche  derselbe  werden 
müssen.  In  erster  Linie  wäre  hier  wohl  der  Ver- 
falltag in  Frage  gekommen,  obgleich  man  dadurch 
den  Beginn  der  Frist  auf  einen  Zeitpunkt  festgesetzt 
hätte,  wo  die  Regreßschuldner  noch  nicht  haftbar  sind 
und  noch  nicht  feststeht,  ob  sie  es  überhaupt  werden. 
Jedoch  würde  sich  hieraus  ein  Schade  kaum  ergeben. 
Denn  wenn  der  erforderliche  Protest  nicht  rechtzeitig 
und  ordnungsmäßig  erhoben  wird,  entsteht  auch  kein 
Regreßanspruch  und  dadurch  büßt  der  Fristbeginn  vom 
Verfalltage  sowieso  seine  Bedeutung  ein,  Im  anderen 
Falle  aber  dürfte  dieser  Zeitraum  von  doch  höchstens 
zwei  Tagen  im  Verhältnis  zu  der  ganzen  Frist  kaum 
als  wichtig  in  die  Wagschale  fallen. 

Leider  enthält  der  Entwurf  keine  einheitliche 
Regelung  der  Gründe  für  die  Unterbrechung  und 
Hemmung  der  Verjährung.  Bestimmungen  hierüber 
zu  erlassen,  soll  den  Vertragsstaaten  vorbehalten 
bleiben  (Art.  14  Abs.  3  des  Abkommens).  Nur  über  die 
Wirkung  der  Unterbrechung  der  Verjährung  sagt  der 
Entwurf,  daß  sie  allein  gegen  denjenigen  wirkt,  in  An- 
sehung dessen  die  Tatsache  eingetreten  ist,  welche  die 
Unterbrechung  bewirkt  (Art.  82  Abs.  4).  Der  diesen 
Punkt  behandelnde  Artikel  80  unserer  Wechselordnung 
ist  durch  Art.  8  No.  2  E.G.  zum  H.G.B,  vom  10.  Mai 
1897  aufgehoben  und  dadurch  für  die  Unterbrechung 
der  Verjährung  nunmehr  die  Vorschriften  des  B.G.B, 
maßgebend  geworden.  Für  ein  einheitliches  Wechsel- 
recht, das  mit  der  Verschiedenheit  der  zivilen  Rechte 
zu  rechnen  hat,  wäre  eine  Regelung  dieser  Materie 
wohl  am  Platze  gewesen.    Aus   diesem  Grunde  hatte 
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auch  der  deutsche  Entwurf11)  eine  Bestimmung  über 
die  Unterbrechung  der  Verjährung  wieder  aufge- 
nommen. 

Dagegen  hat  mit  Recht  der  Entwurf  nicht  geregelt, 
ob  und  wann  in  den  Fällen  des  Regreßverlustes  oder 
der  Verjährung  der  wechselmäßigen  Verbindlichkeiten 
ein  Anspruch  wegen  ungerechtfertigter  Bereicherung 
gegen  den  Aussteller  und  den  Akzeptanten  gegeben 
sein  soll. 

Von  englischer  Seite12)  wird  die  Einführung  der 
Bereicherungsklage  in  der  nach  französischem  Recht 
bestehenden  Beschränkung  gewünscht,  und  auch  bei 
uns  gibt  es  Stimmen,  welche  das  mit  der  Bereicherungs- 
klage in  mittelbarem  Zusammenhang  stehende  Recht 
auf  Deckung  nach  französischem  Muster  verlangen.13) 
Aber  der  Entwurf  hat  weder  die  Rechtsfolgen  aus  dem 
Deckungsverhältnis  noch  aus  der  Bereicherung  zu 
regeln  sich  unternommen.  Wenn  man  auch  die  Be- 
reicherungsklage an  und  für  sich  als  eine  solche  aus 
dem  Wechsel  gelten  lassen  will,  so  bleibt  aber  immer- 
hin für  den  Kläger  ein  Zurückgehen  auf  die  „causa 
debendi"  erforderlich.  Damit  ist  aber  der  Grund 
gegeben,  diese  Frage  aus  dem  einheitlichen  Wechsel- 
recht ausscheiden  zu  lassen.  Aus  diesem  Gesichts- 
punkte heraus  hat  auch  die  Konferenz  die  Regelung 
dieser  Materie  nicht  vorgenommen  und  Bestimmungen 
darüber  zu  treffen  den  Vertragsstaaten  vorbehalten 
(Art.  12  des  Abkommens).14) 

11 )  Art.  91  des  deutschen  Entwurfs  und  siehe  auch  Akten, 
S.  233  und  S.  333. 

12)  Dr.  Schuster  in  Bk.  Archiv,  Jahrg.  10  No.  8  S.  115. 

13)  Vergl.  hierzu  Meyer,  a.a.O.   Bd.  2   S.  97. 

14)  Akten,  S.208,  264,  357. 
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§  10. 

Der  eigene  Wechsel 

Wie  auch  die  deutsche  Wechselordnung,  behandelt 
der  Entwurf  in  einem  Schlußkapitel  den  eigenen 
Wechsel. 

Mehrfach  hat  man  zwar  behauptet,  daß  Tratten 
und  Solawechsel  zwei  durchaus  verschiedene  Rechts- 
gebilde seien  und  aus  diesem  Grunde  eine  gemeinsame 
Regelung  nicht  zuließen.1)  Jedoch  die  Unterschiede 
sind  nicht  wesentlich,  und  geschichtlich  und  begrifflich 
gehören  beide  zueinander.  Und  wenn  andererseits 
auch  in  den  meisten  Staaten  die  Verwendung  der 
Tratte  überwiegt,  so  gibt  es  aber  auch  wieder  Länder, 
wie  z.  B.  Rußland,  wo  das  Umgekehrte  der  Fall  ist. 

Auch  der  Entwurf  setzt  einige  Bestimmungen  für 
den  eigenen  Wechsel  fest,  im  übrigen  verweist  er  da- 
gegen auf  diejenigen  des  gezogenen  Wechsels.  Bei 
dem  Aufzählen  der  für  einen  trockenen  Wechsel 
wesentlichen  Erfordernisse  fehlt  die  Wechselklausel, 
wohingegen  die  Orderklausel  genannt  ist  (vergl. 
Artikel  86).  Es  kann  sich  aber  hier  nur  um  einen 
Redaktionsfehler  handeln,  denn  aus  Artikel  18  Abs.  1 
und  Artikel  21  Abs.  2  des  Abkommens  ist  unzweideutig 
zu  entnehmen,  daß  auch  für  den  eigenen  Wechsel  die 
Wechselklausel  Requisit  sein  soll. 

Zu  bemerken  ist  weiter,  daß  der  Entwurf  bei 
eigenen  Wechseln,  die  eine  bestimmte  Zeit  nach  Sicht 


i)  Vergl.  Biener,  a.a.O.   §18  S.  189. 
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zahlbar  sind,  die  Erteilung  des  Sichtvermerks  fordert 
(Artikel  87  Nr.  2).  Eine  eventl.  Weigerung  des  Aus- 
stellers, den  Sichtvermerk  zu  geben  oder  ihn  zu 
datieren,  ist  durch  einen  Protest  festzustellen.  Der 
Tag  dieses  Protestes  begründet  dann  den  Lauf  der 
Sichtfrist. 

Schließlich  wird  in  einer  Zusatzbestimmung  (Art.  88) 
der  eigene  Wechsel,  auf  den  Inhaber  gestellt,  nicht  für 
zulässig  erklärt.  Was  wir  oben2)  bereits  über  das  In- 
stitut des  Inhaberwechsels  gesagt  haben,  gilt  auch  hier. 
Außerdem  ist  auch  der  eigene  Wechsel  auf  den  Inhaber 
in  einer  großen  Anzahl  von  Staaten3)  bereits  gestattet 
und  selbst  oft  da,  wo  die  Inhaber  t  r  a  1 1  e  abgelehnt 
wird,  entweder  ausdrücklich  oder  stillschweigend  zu- 
gelassen.4) 

2)  Siehe  Seite  16  ff. 

3)  Meyer,  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  117;  z.  B.  im  ganzen  Gebiet  des 
französischen  Rechts,  in  Belgien,  Spanien,  Malta,  Brasilien. 

4)  Derselbe,  a.  a.  0.   Bd.  2   S.  354. 
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Derselbe:  Die  Lehre  von  der  Wechselbegebung  nach  Verfall. 
Wien  1871. 

Jäger,  Ernst:   Kommentar  zur  Konkursordnung,  2.  Aufl. 
Lehmann,  Hch.  Otto:  Lehrbuch  des  deutschen  Wechselrechts.  1886. 
Leist:    Der  Wechselprotest  und  seine  Reform. 

Liebe,  F.:  Entwurf  einer  Wechselordnung  für  Braunschweig.  1843. 
Meyer,  Felix:    Weltwechselrecht,  Denkschrift,  1906. 
Derselbe:  Weltwechselrecht,  2  Bde.,  1909. 
Derselbe  in  Bk.-Arch.,  Jahrg.  10,  No.  10  und  11. 
Mitteilungen  des  deutschen  Handelstags:  Jahrg.  52,  No,  10. 
Planck,  G.:  Kommentar  zum  BGB.,  Sachenrecht,  3.  Aufl.,  1906. 
Protokolle  zur  allgemeinen  deutschen  Wechselordnung. 

Rehbein,  H.:  Allgemeine  deutsche  Wechselordnung  mit  Kommen- 
tar, 8.  Aufl.,  1908. 
Rießer:  Neues  Archiv,  Bd.  3. 
Schuster,  E.:  In  Bk.-Arch.,  Jahrg.  10,  No.  8. 

Späing,  W.:  Französisches,  englisches  und  belgisches  Wechsel- 
recht im  Anschluß  an  die  allgemeine  deutsche  Wechsel- 
ordnung, 1890. 

Staub:  Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch,  8.  Aufl.,  1907;  be- 
arbeitet von  Könige,  Stranz  und  P  i  n  n  e  r. 

Staub-Stranz:  Kommentar  zur  Wechselordnung,  7.  Aufl.,  1910,  von 
J.  und  M.  Stranz  besorgt. 


-    102  — 


Stranz:  Ein  Protest  gegen  den  Wechselprotest. 

Thöl,  H.:  Handelsrecht,  Bd.  II,  Das  Wechselrecht,  4.  Aufl.,  1878. 

Derselbe:   Protokolle  zur  Wechselordnung. 

Verhandlungen  des  14.  Deutschen  Juristentags.   Bd.  2. 

Wechselgesetze;  Deutsche  Wechselordnung. 

Bills  of  Exchange  Act,  1882. 

Code  de  commerce  titre  VIII  de    la   lettre  de 
change  et  du  billet  ä  ordre. 
Zeitschrift  für  Handel  und  Gewerbe,  Jahrg.  18,  No.  18. 


Lebenslauf. 


Verfasser,  Wilhelm  Runkel,  wurde  geboren  am  12.  Mai  1885 
zu  Partenheim,  als  Sohn  des  Landwirts  Karl  Runkel  zu  Parten- 
heim. Er  besuchte  zuerst  die  Volksschule  seines  Heimatsortes, 
dann  das  Realgymnasium  zu  Mainz,  das  er  im  Frühjahr  1904  mit 
dem  Zeugnis  der  Reife  verließ.  Darauf  widmete  er  sich  dem 
Studium  der  Forstwissenschaft  und  bezog  zuerst  die  Universität 
Gießen.  Im  Wintersemester  1905/06  besuchte  er  die  Universität 
München  und  kehrte  im  Sommersemester  1906  wieder  nach  Gießen 
zurück.  Zu  Beginn  dieses  Semesters  bestand  er  daselbst  die  forst- 
liche Vorprüfung  und  im  Wintersemester  1907/08  die  forstliche 
Fachprüfung.  Hierauf  wandte  er  sich  dem  Studium  der  Rechts- 
und Staatswissenschaften  zu  und  bezog  die  Universität  Straßburg, 
darauf  im  Sommersemester  1908  die  Universität  Halle.  Dieses 
Studium  setzte  er  vom  Winter  1908  bis  Sommer  1910  in  Gießen 
fort.  Nach  bestandener  Doktorprüfung  in  der  philosophischen 
Fakultät  dieser  Universität  widmete  er  sich  dem  Bankfach  und 
trat  bei  dem  A.  Schaaffhausen'schen  Bankverein  in  Köln  ein,  wo 
er  auch  weiterhin  noch  zu  bleiben  gedenkt 

Während  seiner  juristischen  und  staatswissenschaftlichen 
Studienzeit  hörte  der  Verfasser  an  der  Landesuniversität  zu 
Gießen  insbesondere  Vorlesungen  bezw.  Uebungen  der  Herren  Pro- 
fessoren Geheimrat  Dr.  Biermaniij  Geheimrat  Dr.  B  i  e  r  m  e  r, 
Dr.  van  C  a  1  k  e  r,  Dr.  K  r  e  t  s  c  h  m  a  r,  Dr.  Fischer,  Geheim- 
rat Dr.  Leist,  Dr.  M  i  1 1  e  r  m  a  i  e  r  und  Geheimrat  Dr. 
Schmidt.  Allen  diesen  Herren  dankt  der  Verfasser  für  die 
ihm  zuteil  gewordene  Förderung  seiner  Ausbildung;  besonderen 
Dank  sagt  er  Herrn  Geheimrat  Professor  Dr.  Leist,  der  ihm  zu 
vorliegender  Arbeit  die  Anregung  gab. 
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